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und kreiskommunalen Selbstverwaltung 
nicht in Frage stellen. Nur mit dieser 
breiten kommunalen Selbstverwaltung, 
zu der gerade auch eine ausreichende 
finanzielle Ausstattung der Städte, Ge-
meinden und Landkreise gehört, kann 
eine verlässliche und bürgernahe Kom-
munalpolitik für die Bürgerinnen und 
Bürger gestaltet werden. Der soziale Frie-
den in Deutschland und in unserem Bun-
desland Baden-Württemberg ist ohne 
diese bürgerschaftliche Mitverantwor-
tung nicht denkbar.
Ich wünsche Ihnen allen für Ihre haupt-
amtliche oder ehrenamtliche Tätigkeit in 
den Landkreisen weiterhin viel Erfolg. 
Bleiben Sie dem Landkreistag Baden-
Württemberg und den Landkreisen ge-
wogen.

Prof. Eberhard Trumpp, 
Hauptgeschäftsführer,  
Landkreistag Baden-Württemberg

Sehr geehrte Leserinnen und Leser,

mit dieser Ausgabe der Landkreis-
Nachrichten Baden-Württemberg ver
abschiede ich mich von Ihnen, da ich mit 
Ablauf des 31. Juli 2017 in den Ruhestand 
treten werde und in Zukunft mein Nach-
folger im Amt, Herr Dr. von Komorowski, 
die Herausgeberfunktion für diese Publi-
kation übernehmen wird.
Über 24 Jahre konnte ich zusammen  
mit meinem Mitarbeiter, Herrn Jan-Ole 
Langemack, jährlich vier Ausgaben dieser 
Zeitschrift vorlegen und Ihnen – so hoffe 
ich – stets aktuelle Artikel über das Lan-
des- und Kreisgeschehen sowie Berichte 
über beispielhafte Projekte in den Land-
kreisen vorstellen. Aus Gesprächen mit 
Ihnen wurde mir immer wieder bewusst, 
dass die Zeitschrift bei der Leserschaft 
eine breite Resonanz und hohe Aufmerk-
samkeit erfahren hat. Dafür danke ich 
Ihnen sehr herzlich.

Es bleibt zu hoffen, dass auch in Zu- 
kunft die europäischen sowie bundes- 
und landespolitischen Rahmenbedin-
gungen den Bestand der gemeindlichen 
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THEMEN

den vergangenen Jahren mit dem Land-
kreistag und den anderen kommunalen 
Landesverbänden geschlossen hat, zum 
Erfolg werden lassen.“ 
„Mit großer strategischer Weitsicht  
hat Eberhard Trumpp ganz maßgeblich 
dazu beigetragen, die Landkreise zu  
der Gestaltungsstärke zu führen, die sie 
heute auszeichnet und die sie erst jüngst 

Der Landkreistag Baden-Württemberg 
hat am 26. Juni 2017 seinen langjähri- 
gen Hauptgeschäftsführer, Prof. Eber-
hard Trumpp, in den Ruhestand verab-
schiedet. Vor rund 300 Gästen im Neuen 
Schloss in Stuttgart würdigten Minister-
präsident Winfried Kretschmann und  
der Präsident des Landkreistags Baden- 
Württemberg, Landrat Joachim Walter, 
die herausragende, den Verband prä-
gende Persönlichkeit des scheidenden 
Hauptgeschäftsführers sowie die großen 
Verdienste, die sich Eberhard Trumpp  
um die Landkreise erworben hat. 

Eberhard Trumpp, der zum 1. August 2017 
in den Ruhestand tritt, hat das Amt des 
Hauptgeschäftsführers seit April 1993 
inne.
„Professor Eberhard Trumpp war für  
die Landesregierung in all den Jahren 
und Jahrzehnten seiner Amtszeit stets 
ein kompetenter, konstruktiver und ins-
besondere verlässlicher Verhandlungs-
partner, der die Interessen der Landkreise 
wirkungsvoll vertreten hat“, sagte Minis
terpräsident Winfried Kretschmann. 
„Seine Arbeit hat die Pakte, Verträge und 
Kompromisse, die meine Regierung in 

Prof. Eberhard Trumpp nach fast 25 Jahren 
als Hauptgeschäftsführer des Landkreistags 

in den Ruhestand verabschiedet
Ministerpräsident Winfried Kretschmann: „Prof. Trumpp hat über Jahre und Jahrzehnte hinweg  

die Interessen der Landkreise wirkungsvoll vertreten.“

Landkreistagspräsident Walter: „Eberhard Trumpp hat maßgeblich an der Erfolgsgeschichte der Landkreise 
mitgewirkt und dem Landkreistag ein hohes Renommee verschafft!“

Prof. Eberhard Trumpp und seine Frau  
Bärbel Trumpp
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tiefen Dank zum Ausdruck bringen“, er-
klärte Präsident Joachim Walter. 

Hauptgeschäftsführer  
Eberhard Trumpp,  

Landkreistag Baden-Württemberg 

Prof. Eberhard Trumpp ist 65 Jahre alt 
(geboren am 1. Januar 1952) und verheira-
tet mit Rechtsanwältin Bärbel Trumpp. 
Sein beruflicher Werdegang führte ihn 
nach dem Studium der Rechtwissen-
schaften über das Landratsamt Esslingen 
und das Innenministerium zum Land-
kreistag Baden-Württemberg, wo er am 
1. Mai 1984 seinen Dienst antrat. Seit 
April 1993 hat er das Amt des Haupt
geschäftsführers inne. 
Als Nachfolger von Professor Eberhard 
Trumpp als Hauptgeschäftsführer des 
Landkreistags Baden-Württemberg 
wurde am 4. Mai 2017 sein bisheriger 
Stellvertreter Dr. Alexis von Komorowski 
gewählt. Der 46-jährige Jurist tritt das 
Amt am 1. August 2017 an.

eine echte Erfolgsstory und gerade  
auch die entscheidenden Kapitel zur Ver-
waltungsreform lassen die Handschrift 
Eberhard Trumpps deutlich erkennen“, 
erklärte Präsident Walter. 
„Prof. Eberhard Trumpp ist es in seiner 
fast 25-jährigen Amtszeit gelungen,  
dem Landkreistag ein hervorragendes 
Renommee bei seinen Partnern in Politik 
und Verwaltung, in Selbstverwaltung 
und Wirtschaft, in Hochschule und Justiz 
zu verschaffen“, unterstrich Präsident 
Walter. „Wenn der Landkreistag heute 
über beste Beziehungen zu den verschie-
densten Akteuren in Staat, Wirtschaft 
und Gesellschaft verfügt, dann ist dies in 
besonderem Maße der hohen Fachkom-
petenz Eberhard Trumpps sowie seiner 
steten Verlässlichkeit und Fairness zu 
verdanken“, so Walter. 
Eberhard Trumpp wurde bei seiner feier-
lichen Verabschiedung am Abend des  
26. Juni 2017 die nur äußerst selten ver
liehene Landkreismedaille in Gold über-
reicht. „Damit möchte der Landkreistag 
seine hohe Anerkennung und seinen 

im Zuge der Flüchtlingsunterbringung 
wieder eindrucksvoll unter Beweis ge-
stellt haben“, betonte der Präsident des 
Landkreistags, Landrat Joachim Walter 
(Tübingen), in seiner Dankesrede. „Die 
Geschichte der Landkreise in den ver-
gangenen zweieinhalb Jahrzehnten ist 
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Lebenslauf

1. Januar 1952	 Geboren in Reutlingen, verheiratet

1973 – 1977	 Studium der Rechtswissenschaften an der Universität Tübingen
	 Abschluss mit dem 1. jurist. Staatsexamen

1978 – 1980	 Rechtsreferendar beim Landgericht Ravensburg

18. Juli 1980	 Zweites jurist. Staatsexamen

1. September 1980	� Eintritt in die Landesverwaltung Baden-Württemberg als Regierungsassessor  
beim Landratsamt Esslingen, Amtsleiter im Nahverkehrsamt (bis 31. 8. 1982) und  
im Umweltschutzamt (ab 1. 9. 1982)

1. Mai 1984	� Beurlaubung aus dem Landesdienst zur Wahrnehmung von Aufgaben  
beim Landkreistag Baden-Württemberg als Dezernent für Schulen, Kultur, Verkehr, 
Umweltschutz, Ordnungs- und Rechtsangelegenheiten

1. Oktober 1987	� Übernahme in ein Dienstverhältnis auf Lebenszeit beim Landkreistag  
Baden-Württemberg als Rechtsdirektor mit zusätzlichen Aufgaben wie Personal,  
Organisation und Kommunalrecht und Ausscheiden aus dem Landesdienst

22. April 1993	 Wahl zum Hauptgeschäftsführer des Landkreistags
	 Baden-Württemberg für eine Amtszeit von 8 Jahren

September 1993	� Aufnahme einer Lehrtätigkeit bei der damaligen Fachhochschule für öffentliche 
bis Januar 2014 	� Verwaltung in Ludwigsburg – heute Hochschule für öffentliche Verwaltung und 

Finanzen – als Dozent für Kommunalverfassungsrecht

Seit Juni 1996	� Stv. Mitglied und ordentliches Mitglied des damaligen Vorstandes der  
Bundesanstalt für Arbeit und des jetzigen Verwaltungsrates der Bundesagentur  
für Arbeit in Nürnberg

Ab April 2001	 Zweite Amtszeit als Hauptgeschäftsführer beim Landkreistag Baden-Württemberg

Juli 2007	� Honorarprofessor an der Hochschule für Verwaltung und öffentliche Finanzen  
in Ludwigsburg

Ab April 2009	 Dritte Amtszeit als Hauptgeschäftsführer beim Landkreistag Baden-Württemberg

31. Juli 2017	 Ende der dritten Amtszeit und Ruhestand zum 1. August 2017
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I. Einleitung

Der große Europäer Jean Monnet hat 
gesagt:

„Nichts ist möglich ohne den Menschen. 
Nichts ist von Dauer ohne Institutionen.“

Ein schöner und wahrer Satz.
Wir brauchen gute, bürgernahe und 
verlässliche Institutionen. Sonst kann 
keine Demokratie funktionieren. Aber 
entscheidend sind die Menschen. Denn 
ohne ihre Kompetenz, ihre Ideen und ihr 
Engagement sind diese Institutionen 
nutzlos. Ich freue mich, heute einen Men­
schen würdigen zu dürfen, der über Jahre 
und Jahrzehnte hinweg die Arbeit der 
Geschäftsstelle des Landkreistages mit­
gestaltet und mitgeprägt hat. Lieber Herr 
Professor Trumpp, als Hauptgeschäfts­
führer ist man es ja nicht unbedingt ge­
wöhnt, im Mittelpunkt zu stehen. Im Ge­
genteil: Ihr Metier war der Hintergrund. 
Und hier haben Sie wirklich hervor­
ragende Arbeit geleistet. Und deshalb 
haben Sie es heute mehr als verdient, 
auch einmal im Vordergrund zu stehen.

II. Würdigung

Ob Ihre Zeit beim Landkreistag eine 
schöne Zeit war, das können nur Sie beur­
teilen. Dass diese Zeit aber eine unge­
mein erfolgreiche Zeit war, das ist objek­
tiv unbestreitbar. Sie haben hautnah 
miterlebt, wie die Landkreise seit den 
90er Jahren enorm an Bedeutung und 
Verantwortung zugenommen haben. Ich 
denke hier nur an die Verwaltungs- Struk­
tur-Reform, die seit 1. Januar 2005 in Kraft 
ist. Ein Kraftakt, den die Kreise mit Bra­
vour gemeistert haben. Auch und gerade 
mit Unterstützung durch die Geschäfts­
stelle des Landkreistags und durch Sie 
ganz persönlich, lieber Herr Professor 
Trumpp. Auf das Gelingen dieser Reform 

können Sie und alle Beteiligten zu Recht 
stolz sein! 
Einhäusigkeit der Verwaltung, Effizienz 
bei der Aufgabenerledigung, Präsenz in 
der Fläche, Bürgernähe bei der Arbeit vor 
Ort – das waren die wesentlichen Ziele 
der Verwaltungsreform. Der entschei­
dende Leitgedanke hinter dieser Reform 
aber war die Subsidiarität. Ein Gedanke, 
der mir sehr wichtig ist. Auch deshalb 
halte ich diese Reform bis heute für gut 
und richtig. Auch wenn ich sie in Form 
von selbstbewussten Landrätinnen und 
Landräten bei meinen Kreisbesuchen 
häufig zu spüren bekomme. Aber das ist 
in Ordnung, schließlich leisten sie und 
die Landratsämter in allen Bereichen her­
vorragende Arbeit. Ob Flüchtlingskrise 
oder Unwetterkatastrophe: Wenn es da­
rauf ankommt, ist auf sie Verlass! Und 
dafür bin ich sehr dankbar. Sie,  
lieber Herr Professor Trumpp, haben die 
so erfolgreiche Entwicklung unserer 
Landkreise und des Landkreistages nicht 
nur miterlebt. Sie haben sie auch mit­
gestaltet. Begleitend, unterstützend und 
beratend. Das gilt zum Beispiel für die 
Verwaltungsreform und die Einführung 

des Neuen Kommunalen Haushalts­
rechts. Oder für die im Koalitionsvertrag 
angekündigte Stärkung der Umweltver­
waltung im Land. Auch in den unteren 
Natur- und Umweltschutzbehörden ist 
diese Stärkung notwendig. Sie, lieber 
Herr Trumpp, haben bei diesem Thema 
mit uns sehr konstruktiv zusammen­
gearbeitet.
Auf diese gute Zusammenarbeit haben 
wir uns immer verlassen können. Auch 
und gerade bei den vielen Pakten, Verträ­
gen und Vereinbarungen, die das Land 
und der Landkreistag in den zurücklie­
genden Jahren geschlossen haben.

Ich denke hier:
●  an den Pakt für Familien mit Kindern, 
●  an den Pakt für Integration,
● � an die Einigung bei der Finanzierung 

des Unterhalts von Bundes- und Lan­
desstraßen, 

● � an die Ausgabenerstattung für die 
Unterbringung von Flüchtlingen,

● � an die Umsetzung der Inklusion und 
den Ausbau der Ganztagsschulen

● � oder an die regelmäßigen Verhand­
lungen in der Gemeinsamen Finanz­
kommission.

Hier haben Sie, lieber Herr Trumpp, kom­
petent und konstruktiv mit dem Land 
zusammengearbeitet. Und Sie haben 
sich dabei stets als fairer, verlässlicher 
und vertrauenswürdiger Verhandlungs­
partner erwiesen. Als Partner, der immer 
in der Lage war, sich in die andere Seite 
hineinzuversetzen. Und deren Interessen 
und Anliegen zu respektieren und zu 
berücksichtigen. Nur so kann eine gute 
Gesprächsatmosphäre entstehen und 
gute Ergebnisse zustande kommen. Das 
schließt zähes und geduldiges Ringen 
natürlich nicht aus. Schließlich ging es 
stets um viel Geld. Aber am Ende haben 
wir immer zu guten und tragfähigen 
Kompromissen gefunden. Kompromisse, 

Laudatio, Ministerpräsident  
Winfried Kretschmann MdL
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III. Schluss

Für mich ist es ein Ausdruck von Lebens­
kunst, sich den Sinn für das Schöne und 
den Sinn für das Nützliche gleicherma­
ßen zu bewahren. Nach allem, was ich 
weiß, beherrschen Sie, lieber Herr Profes­
sor Trumpp, diese Kunst sehr gut. Bei aller 
notwendigen Disziplin und Nüchtern­
heit, die Ihr Amt und Ihre Arbeit mit sich 
bringen, haben Sie sich den Blick für das 
Schöne und Gute im Leben stets erhal­
ten. Für Musik, Wein und Literatur. Unser 
Land bietet dafür auch wirklich reichlich 
Stoff und Gelegenheit. Die Schönheit 
Baden-Württembergs zeigt sich dem 
Betrachter aber auch an seinen wunder­
schönen Landschaften und Kulturdenk­
mälern. Jeder Landkreis hat davon etwas 
zu bieten. Und jede Landrätin und jeder 
Landrat ist zu Recht stolz darauf. Ich bin 
es als Ministerpräsident auch! Sie, lieber 
Herr Trumpp, haben viele Landratsämter 
und Tagungshallen von außen und innen 
gesehen. Vielleicht ist der Blick für das 
Schöne außerhalb dieser Arbeitsstätten 
dabei zu kurz gekommen. Hier möchte 
ich Abhilfe schaffen.
Um Ihren Blick nun noch mehr vom 
Nützlichen auf das Schöne zu lenken, 
bekommen Sie zum Abschied von mir 
Eintrittskarten für zwei Personen für den 
Besuch von 24 staatlichen Schlössern, 
Gärten und Klöstern in Baden-Württem­
berg. Lieber Herr Professor Trumpp, Sie 
können mit Dankbarkeit und Stolz auf 
das zurückblicken, was Sie geleistet und 
geschaffen haben. Und Sie können voll 
Neugier und Freude auf das schauen, 
was nun vor Ihnen liegt. Ich danke Ihnen 
für Ihre Arbeit und für die Zusammenar­
beit mit Ihnen. Und ich wünsche Ihnen 
und Ihrer Frau für die Zukunft alles Gute, 
Glück und Gesundheit!

verbände von Anfang an bei den Ver­
handlungen mit. Schließlich tragen wir 
ja auch die Verantwortung für das, was 
bei solchen Gesprächen herauskommt. 
Aber die fachliche Vorarbeit und Unter­
stützung, die wird von den Mitarbei­
terinnen und Mitarbeitern in den Minis­
terien und in den Geschäftsstellen der 
Kommunalen Landesverbände geleistet. 
Von Menschen wie Ihnen, Herr Professor 
Trumpp. Und ich sage ganz offen: Ohne 
diese Vorarbeit und Unterstützung 
würde es nicht gehen. 
Lieber Herr Trumpp, der Erfolg aller Pakte, 
Verträge und Kompromisse, die meine 
Regierung in den vergangenen Jahren 
mit dem Landkreistag geschlossen hat, 
ist auch ein Erfolg Ihrer kompetenten 
Arbeit. Und dafür danke ich Ihnen von 
Herzen! In Politik und Verwaltung ist 
jedes Gehen immer auch ein Kommen. 
So ist es auch bei Ihnen, lieber Herr Pro­
fessor Trumpp. Sie gehen, und Ihr Nach­
folger steht bereits fest.
Vor einigen Wochen wurde Dr. Alexis von 
Komorowski auf der Landrätekonferenz 
einstimmig zu Ihrem Nachfolger ge­
wählt. Er ist ebenfalls Jurist, kommt 
ebenfalls aus der Verwaltung und bringt 
ebenfalls bereits jahrelange Erfahrung in 
der Geschäftsstelle des Landkreistags 
mit. Er ist sogar – genau wie Sie, Herr 
Trumpp – Lehrbeauftragter an einer 
Hochschule. Also, einen besseren Über­
gang kann es ja gar nicht geben! Lieber 
Herr Dr. von Komorowski, ich gratuliere 
Ihnen sehr herzlich zu Ihrer Wahl  
zum neuen Hauptgeschäftsführer des 
Landkreistages Baden-Württemberg. Ich 
wünsche Ihnen alles Gute für dieses Amt. 
Und freue mich auf eine weiterhin gute 
und konstruktive Zusammenarbeit zwi­
schen Landesregierung und Landkreis­
tag!

mit denen alle Seiten gut leben konnten 
und können.
Die Finanzvereinbarung für diese Legis­
laturperiode ist dafür ein gutes Beispiel. 
Sie gibt allen Seiten Planungssicherheit 
für die nächsten Jahre. Schwierige Ver­
handlungen bringt man nicht durch 
Druck und Drohen zum Erfolg. Sondern 
mit Geduld und Gelassenheit. Und darin 
waren Sie, lieber Herr Trumpp, ein wahrer 
Meister. Ihr Pragmatismus und Ihre Sach­
kenntnis haben mit dazu beigetragen, 
dass solche Kompromisslinien ausgelo­
tet und gefunden werden konnten. Und 
Ihre Freundlichkeit und Umgänglichkeit 
haben mit dafür gesorgt, dass die Ge­
spräche zwischen Land und Landkreistag 
in einer angenehmen Atmosphäre ver­
laufen konnten. Ja, wir Schwaben können 
eben auch durchaus freundlich und 
umgänglich sein. Wenn man uns lässt 
und am Ende die Kasse stimmt!
Böse Zungen behaupten ja: Nachdem  
die Beamten die Arbeit getan hätten, 
müssten die Politiker und die Spitzen der 
Kommunalen Landesverbände nur noch 
den Füller zücken und unterschreiben. 
Das ist natürlich Unsinn und viel zu kurz 
gegriffen. In Wirklichkeit müssen wir  
uns nach den Unterschriften auch noch 
ausgiebig die Hände schütteln und in die 
Kamera lächeln. Zu diesem Zeitpunkt sit­
zen Herr Trumpp und die anderen Ver­
handlungsteilnehmer dann schon längst 
beim Essen. Und freuen sich darüber, 
wieder einmal einen für alle Seiten guten 
Kompromiss mit vorbereitet zu haben. 
Meine Damen und Herren, so sieht  
für manche die Gewaltenteilung in der 
modernen Demokratie aus!
Naja, soweit sind wir glücklicherweise 
noch nicht. Noch wirken Minister­
präsident, Landesregierung und die 
Präsidenten der Kommunalen Landes­
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Meine sehr verehrten Damen und Herren, 
lassen Sie mich vorneweg von dem 
Dilemma berichten, in dem ich mich bei 
der Vorbereitung dieser Dankesworte 
wiederfand: Einer der markanten Cha-
rakterzüge von Eberhard Trumpp ist jene 
Melange aus schwäbischer Zurückhal-
tung und britischem Understatement, 
die allen, die ihn näher kennen, wohl 
vertraut ist. Es ist daher alles andere als 
trivial, Worte des Danks zu finden, die er, 
Eberhard Trumpp, tatsächlich annehmen 
kann und die eben nicht nur ein mildes 
Lächeln auslösen das so viel bedeutet 
wie: „na versucht habt ihr es ja, aber ge-
lungen ist es euch nicht!“
In einer solchen schwierigen Situation 
greift man als Redner gerne auf den rei-
chen Zitatenschatz des Weimarer Dich-
terfürsten zurück. Doch auch der hält nur 
Ernüchterndes bereit: „Leider lässt sich 
wahrhafte Dankbarkeit mit Worten nicht 
ausdrücken“, schreibt der ansonsten  
so wortmächtige Johann Wolfgang von 
Goethe kleinlaut an Amalie Fürstin von 
Gallitzin. 
Erlauben Sie daher, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, dass ich, um dem 
geschilderten Dilemma zu entkommen, 
den Weg eines sehr persönlich gehal-
tenen Dankeswortes wähle: 

Lieber Eberhard, 
wenn ich versuche, eine Bilanz deiner 
fast fünfundzwanzigjährigen Amtszeit 
zu ziehen, dann sehe ich drei heraus
ragende wesentliche Verdienste. 
Du hast erstens maßgeblich dazu beige-
tragen, die Landkreise zu der Gestal-
tungsstärke zu führen, die sie heute aus-
zeichnet und auf die wir aus gutem 
Grund stolz sind. Die Geschichte der 
Landkreise in den letzten zweieinhalb 
Jahrzehnten ist nämlich in der Tat eine 
echte Erfolgsstory. Und an ihr hattest du 
entscheidenden Anteil. 

Gerade auch die dicken Kapitel dieser 
Erfolgsgeschichte, die mit den Über-
schriften „Sonderbehördeneingliede-
rungsgesetz“, „Verwaltungsstruktur-Re-
formgesetz“, „Kommunale Jobcenter“, 
gerade diese Kapitel lassen deine Hand-
schrift klar und deutlich erkennen. 
Was war dein Erfolgsrezept? Ganz ent-
scheidend war, denke ich, dass du die 
genannten Reformvorhaben wie auch 
die übrigen Herausforderungen für die 
Landkreise stets mit großer strategischer 
Weitsicht angegangen bist. Der lang
fristige, dauerhafte Erfolg war dir immer 
wichtiger als die dicke, aber vergängliche 
Schlagzeile. Dein Mantra bei allen Ver-
handlungen lautete stets: „Man sieht 
sich immer zweimal.“ 
Und genau deshalb hast du dich mit 
großer Beharrlichkeit um Lösungen be-
müht, die uns Landkreise stützen und 
stärken, zugleich aber das Gemeinwohl 
klar im Auge behalten und vor allem 
auch keine unnötigen Revanchegelüste 
hervorrufen. Diese Fähigkeit, bei konse-
quenter Interessenverfolgung einen be-
friedenden Ausgleich zu suchen und zu 
finden, diese besondere Fähigkeit hat mir 
an dir immer sehr imponiert. 

Doch allein mit strategischer Weitsicht 
hättest du als Hauptgeschäftsführer 
nicht reüssieren können. Und daher 
muss ich eine andere deiner Stärken er-
wähnen, ohne die die Erfolgsgeschichte 
der Landkreise um einige Kapitel ärmer 
ausgefallen wäre. 
Ich meine deine taktische Finesse und 
insbesondere dein sicheres Gefühl für 
das richtige Timing. Einer meiner Vorgän-
ger im Präsidentenamt, Edgar Wais, hat 
dich einmal einen „Stoiker“ genannt. Das 
trifft es sehr gut, denn gerade aus dieser 
stoischen Gelassenheit heraus, wusstest 
du immer ganz genau, wann es an der 
Zeit war, einen Prozess zu beschleunigen, 
jemanden anzurufen, die richtige Strippe 
zu ziehen, um dann gewissermaßen aus 
der Tiefe des Raums den entscheidenden 
Pass zu schlagen, wie es die Fußballer 
ausdrücken würden.
Deine strategische Weitsicht und dein 
taktisch optimales Timing waren es, 
lieber Eberhard, die entscheidend dazu 
beigetragen haben, dass die Landkreise 
heute die Gestaltungsstärke aufweisen, 
die sie erst jüngst bei der Flüchtlings
unterbringung wieder eindrucksvoll 
unter Beweis stellen konnten und ge-
stellt haben. Und wenn es den feier-
lichen Rahmen dieser Verabschiedung 
nicht sprengen würde, dann wäre ich 
geneigt zu sagen, du, Eberhard, warst  
so etwas wie der Günther Netzer  
der Kommunalen Landesverbände, der 
Spielemacher also!
Ich komme zu deinem zweiten wesent-
lichen Verdienst. Dir ist es über die vielen 
Jahre hinweg gelungen, dem Landkreis-
tag ein hervorragendes Standing bei un-
seren Partnern in Politik und Verwaltung, 
in Selbstverwaltung und Wirtschaft, in 
Hochschule und Justiz zu verschaffen. 
Die Vielzahl der Menschen, die heute aus 
den unterschiedlichsten politischen und 
gesellschaftlichen Bereichen zu deiner 

Dankesworte von Präsident  
Landrat Joachim Walter
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kreistag beigetragen hat und auch in Zu-
kunft beitragen wird.
Wie also hast du es erreicht, dass wir 
doch fast immer wie aus einem Munde 
gesprochen haben und sprechen? 
Ich denke – und jetzt wird es noch per-
sönlicher –, dass dies ganz stark mit dei-
nem Auftreten als Hauptgeschäftsführer 
zu tun hat. Jürgen Schütz, ein weiterer 
deiner Präsidenten, hat dieses Auftreten 
als „unaufgeregt und zugleich entschlos-
sen“ beschrieben. Helmut Jahn, der un-
mittelbar vor meiner Zeit mit dir das 
Landkreistags-Tandem gebildet hat, be-
schreibt dieses Auftreten seinerseits als 
das eines „englischen Gentleman vom 
Scheitel bis zur Sohle“. Jedenfalls war  
es genau dieses dein Auftreten, das in 
den Gremien des Landkreistags für eine 
Atmosphäre gesorgt hat, die der inner-
verbandlichen Solidarität zuträglich war, 
in der der Blick auf das Verbindende 
geschärft wurde und aus der heraus 
gemeinsame Entschlossenheit, gemein-
samer Kampfgeist erwachsen konnte. 
Aber es war natürlich nicht nur dein 
Auftreten in den Gremien, das den Zu-
sammenhalt innerhalb des Landkreis-
tags gefördert hat. Vielmehr ist – jenseits 
der Welt der Sitzungen und Beschlüsse – 
durch deine feine, zugewandte Art ein 
dichtes Netz von persönlichen, ja freund-
schaftlichen Beziehungen geknüpft wor-
den. Uns als Landrätinnen und Landräte 
ist das Gespräch, der Austausch mit  
dir auch dort immer wertvoll und kost- 
bar gewesen, wo es einmal nicht um 
Flüchtlingskosten, Forstkartell oder Kran-
kenhausstrukturen ging, sondern der 
kulturell und gerade auch musisch inte-
ressierte, der belesene, der kulinarisch 
veranlagte Eberhard Trumpp zum Vor-
schein kam. 
Und an dieser Stelle will ich, lieber Eber-
hard, gerne deine liebe Gattin einbezie-
hen. Denn du, liebe Bärbel, hast in den 
letzten fünfundzwanzig Jahren an der 
Seite von Eberhard durch deine herzliche 
Aufgeschlossenheit und deine hilfreiche 
Aufmerksamkeit zu dem gedeihlichen 
Miteinander, zu der positiven Atmo-

dies nicht zuletzt deiner Fachkompetenz 
und deiner verlässlichen, fairen Art des 
Umgangs mit dem Gegenüber.

Deinen dritten großen Verdienst sehe ich 
darin, dass du über die Jahre hinweg 
entscheidend mit dafür gesorgt hast, 
dass der Landkreistag stets geschlossen 
auftritt, Geschlossenheit sozusagen zum 
Markenkern des Landkreistags avanciert 
ist. Diese Geschlossenheit ist beileibe 
keine Selbstverständlichkeit. Landkreise 
sind verschieden – und Landrätinnen und 
Landräte gottlob nicht geklont, was –  
es sei mir erlaubt zu sagen – immer zur 
Lebendigkeit der Diskussionen im Land-

Verabschiedung gekommen sind, zeigt 
dies überdeutlich. 
Zu diesem Renommee, dessen sich der 
Landkreistag heute erfreuen kann, hast 
du auf unterschiedliche Art und Weise 
beigetragen. Ich nenne zunächst deine 
Fachkompetenz. 
So kenne ich kaum jemanden, der mit 
den Untiefen des kommunalen Finanz-
ausgleichs, seiner Entwicklung über  
die Jahre und Jahrzehnte hinweg, den 
Irrungen und Wirrungen in diesem 
Zusammenhang so vertraut ist, wie du  
es bist. Du hast dir mit dieser Fachkom-
petenz Respekt verschafft – und dieser 
Respekt ist dem Landkreistag zugute 
gekommen. 
Hinzu kommt ein weiteres: Robert Maus, 
dein erster Präsident, hat anlässlich dei-
nes letzten runden Geburtstages zwei 
ihm besonders wichtige Charakterzüge 
an dir gerühmt, nämlich deine Verläss-
lichkeit und deine Fairness. Genau diese 
Verlässlichkeit und Fairness waren dir 
auch im Umgang mit unseren Partnern 
immer wichtig. 
Dies hat man dir ganz offensichtlich 
hoch angerechnet – und auch hiervon 
hat der Landkreistag in hohem Maße 
profitiert. 
Wenn der Landkreistag also heute gute 
und beste Beziehungen zu den verschie-
densten Akteuren in Staat und Gesell-
schaft unterhält, dann verdanken wir 
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Wenn einer wie Eberhard Trumpp in den 
Ruhestand geht, so hinterlässt er eine 
Lücke.
Dem Landkreistag ist es gelungen, mit 
Herrn Dr. Alexis von Komorowski einen 
Nachfolger zu finden. 
Als langjähriger stellvertretender Haupt-
geschäftsführer verfügt er über eine 
große Erfahrung, die er – davon sind  
wir Landräte alle überzeugt – gewinn-
bringend für die Landkreise Baden-Würt
tembergs einsetzen. Ihm an dieser Stelle 
ein herzliches Willkommen und Glückauf 
für seine neue Aufgabe!
Nun werden sich manche verwundert 
die Augen reiben die das Programm auf-
merksam gelesen haben, wenn ich nach 
meiner Dankesrede nun zu einem weite-
ren Grußwort ansetze. Dies tue ich je-
doch nicht in eigenem Namen, sondern 
namens des Hauptgeschäftsführers des 
Deutschen Landkreistags, Herrn Prof. Dr. 
Hans-Günter Henneke. Warum das so ist, 
erfahren Sie gleich, wenn ich Ihnen sein 
Grußwort zu Gehör bringe.

Dir liebe Bärbel will ich, obwohl dir 
sicherlich die halbe Landkreismedaille 
zusteht, als Dank des Landkreistags 
einen Blumenstrauß überreichen.
Euch beiden wünschen wir viele gute 
Jahre in Gesundheit und Zufriedenheit. 
Wir wissen, euer beider Gestaltungswille 
wird den Ruhestand zu einem überaus 
interessanten und abwechslungsreichen 
Lebensabschnitt machen. 
Wir freuen uns immer in Zukunft von 
Euch persönlich zu erfahren, was ihr so 
auf die Beine stellt; kurzum: wir wün-
schen uns, dass wir auch in Zukunft viele 
Begegnungen mit Euch haben mögen.

Alles Gute euch beiden!

sphäre im Verband entscheidend mit bei-
getragen. Auch ihr beide, liebe Bärbel 
und lieber Eberhard, ward ein Tandem, 
das dem Verband mehr als gut getan hat. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 
ich habe in meiner bewusst persönlich 
gehaltenen Ansprache die drei wesent-
lichen Verdienste von Eberhard Trumpp 
genannt: 
Eberhard Trumpp hat in beispielhafter 
Weise dazu beigetragen, die Landkreise 
zu ihrer heutigen Gestaltungsstärke zu 
führen, den Landkreistag in den Genuss 
eines hohes Renommees zu bringen und 
den Zusammenhalt im Verband zu ver-
tiefen. 
Bei alldem hat er sich durch eine Grund-
haltung ausgezeichnet, die auch alle 
seine Präsidenten vor mir bereits hervor-
gehoben und besonders betont haben, 
nämlich seine tiefe, unverbrüchliche 
Loyalität zum Landkreistag. Und wie 
recht hat unser – in diesem Fall deut- 
lich beredtere – Weimarer Dichterfürst 
doch, wenn er im Faust II die Chorfüh
rerin Pantalys sagen lässt: „Nicht nur 
Verdienst, auch Treue wahrt uns die 
Person.“
Daher möchte ich dich, lieber Eberhard, 
nunmehr zu mir bitten. Wie du weißt, 
verfügt der Landkreistag über ein Ehren-
zeichen, mit dem er äußerst zurück
haltend umgeht. 
Die Landkreismedaille in Gold wird nur 
an herausragende Persönlichkeiten ver-
liehen, die sich in ganz besonderer Weise 
um die Landkreise verdient gemacht 
haben. Herr Ministerpräsident a. D. Pro-
fessor Teufel gehört zu den wenigen Trä-
gern dieser Medaille. 
Unser Präsidium hat nunmehr beschlos-
sen, dass auch dir, lieber Eberhard, diese 
Landkreismedaille in Gold verliehen wer-
den soll. Damit wollen wir dir unsere 
hohe Anerkennung und unseren tiefen 
Dank aussprechen für deine überaus 
verdienstvolle und treue Tätigkeit als 
Hauptgeschäftsführer des Landkreistags 
Baden-Württemberg in den Jahren von 
1993 bis 2017.
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zufrieden war, und bei der sich Eber-
hard Trumpp in besonderer Weise ver-
mittelnd eingebracht hat.

● � Daneben will ich nur noch die Zusam-
menführung von Arbeitslosen- und 
Sozialhilfe und

● � natürlich die bundesweit herausra-
gende und bis heute einzigartige 
Funktionalreform in Baden-Württem-
berg nennen.

Nicht verschweigen will ich, dass wir bei 
dem so guten Grundverhältnis zwischen 
dem DLT nicht nur mit dem Landkreistag 
Baden-Württemberg, sondern auch mit 
der Staatsregierung zweimal ausgespro-
chenes Pech hatten: Bei beiden DLT-Jah-
restagungen in Baden-Württemberg hat 
uns der Ministerpräsident jeweils kurz-
fristig einen Korb gegeben.
Am 30. 11. 1994, weil just an jenem Tag der 
Landtag von Baden-Württemberg nach 
hitziger Debatte eine Änderung des Fei-
ertagsgesetzes beschlossen hat. In § 1 
wurde das Wort „Pfingstmontag“ gestri-
chen; in § 4 Abs. 1 wurde geregelt: 
„Am Pfingstmontag steht den bekennt-
niszugehörigen Beschäftigten das Recht 
zu, von der Arbeit fernzubleiben. Weitere 
Nachteile als ein Entgeltausfall für 
versäumte Arbeitszeit – für Schwaben ja 
wohl die schlimmste denkbare Sanktion 
– dürfen diesen aus ihrem Fernbleiben 
nicht erwachsen.“
Diese gesetzliche Regelung wurde zwar 
mit Gesetz vom 23. 3. 1995 bereits wieder 
aufgehoben und der „Pfingstmontag“ 
durch den „Allgemeinen Buß- und Bet-
tag“ ersetzt, die Auswirkungen auf un-
sere Jahrestagung waren indes irreversi-
bel.
Deshalb wollten wir beim nächsten Mal 
ganz auf Nummer sicher gehen und 
wählten als Termin den Januar 2010 
deutlich vor der nächsten Landtagswahl. 
Wer konnte schon ahnen, dass die neue 
Bundesregierung im Koalitionsvertrag 
aus dem Oktober 2009 festgelegt hatte, 
Günther Oettinger als nächsten EU-Kom-

Sehr geehrter Herr Ministerpräsident,
lieber Präsident Joachim Walter,
liebe Frau Trumpp,
lieber Eberhard Trumpp,
meine sehr geehrten Damen und Herren!

Als Eberhard Trumpp mir im November 
im Mainz sagte, dass der Termin seiner 
offiziellen Verabschiedung durch den 
Terminkalender des Ministerpräsidenten 
bestimmt werde, habe ich mich sehr 
über die Einladung zur aktiven Mitwir-
kung gefreut. 
Damals konnten wir beide nicht ahnen, 
dass der 26. Juni, der Tag vor Sieben-
schläfer, im Kalender von Ministerpräsi-
denten wohl allgemein ein Zeitfenster 
freihält. 
So findet nunmehr zeitgleich in Stutt-
gart eine Verabschiedung in würdigem 
Rahmen statt – und ich befinde mich  
auf Einladung des Ministerpräsidenten 
Tillich im Beisein von Kurt Beck beim ZDF 
in Mainz. 
Diese Kollision bedaure ich sehr, freue 
mich aber zugleich darüber, dass der 
Vizepräsident des Deutschen Landkreis-
tages, Joachim Walter, als Ausweis un-
serer sehr guten Kooperation sogleich 
angeboten hat, der Festversammlung 
und Dir, lieber Eberhard, meine besten 
Wünsche und meinen aufrichtigen Dank 
zugleich im Namen des Deutschen Land-
kreistages und der Geschäftsführer
kollegen aus den Landesverbänden für 
das hervorragende Zusammenwirken 
des Landkreistages Baden-Württemberg 
mit dem Deutschen Landkreistag zu 
übermitteln.
Kennengelernt habe ich den seinerzei-
tigen Leitenden Rechtsdirektor Eberhard 
Trumpp am 1. April 1993 einen Monat 
nach Beginn meiner Tätigkeit im Deut-
schen Landkreistag in einer DLT-Kul-
turausschusssitzung in Bad Frankenhau-
sen im Kreis Artern, der nach der Wende 
in der DDR von Sachsen-Anhalt nach 
Thüringen gewechselt und damit einer 

Kreispartnerschaft mit meinem Heimat-
kreis Diepholz entgangen war.
Wir befassten uns seinerzeit u. a. mit 
dem „Konzept der Bundesregierung zur 
Bildungsreform – Bildungsgipfel“ und 
trugen dieses Thema auch in die fol-
gende Sitzung des Präsidiums. 
Diese fand am 18. Mai 1993 in Binz auf 
Rügen statt und war die erste von sage 
und schreibe neunzig Sitzungen, an der 
Eberhard Trumpp bereits als Hauptge-
schäftsführer mitgewirkt hat – besser: 
mitwirken sollte, er kam nämlich ver-
kehrsbedingt so viel zu spät, dass die Sit-
zung bereits vorbei war, als er eintraf. So 
beschränkt sich seine Erinnerung an 
diese Sitzung auf den Besuch der Insel 
Vilm.
Fast auf den Tag genau 24 Jahre hat 
Eberhard Trumpp dem DLT-Präsidium an-
gehört, bis er am 16. Mai 2017 in Belzig 
von DLT-Präsident Reinhard Sager ehren-
voll verabschiedet wurde.
Zwischen Binz und Belzig ist viel ge
schehen. Gut 24 Jahre füllen ein Zeitmaß, 
für das der Landkreistag Baden-Würt
temberg mit Robert Maus, Edgar Wais, 
Jürgen Schütz, Helmut Jahn und Joachim 
Walter gleich fünf Präsidenten benö
tigte, die die Arbeit des Deutschen Land-
kreistages ebenso wie Eberhard Trumpp 
maßgeblich und stets konstruktiv unter-
stützend mitgeprägt haben. An wenige 
Punkte will ich erinnern:
● � an die grundlegende DLT-Positionie-

rung zur Kreissteuerbeteiligung und 
zur Gebiets- und Funktionalreform vor 
den Kreisreformen in Ostdeutschland 
und den Kommunalwahlen in zahl-
reichen weiteren Ländern, auch in Ba-
den-Württemberg, parallel zur Euro-
pawahl 1994;

● � an den schwierigen Prozess der rich-
tigen Organisation der Europaarbeit, 
bei der der Landkreistag Baden-Würt
temberg eine besonders drängende 
Rolle gespielt hat, mit manchen Ent-
wicklungen in den 90er Jahren nicht 

Grußwort von Prof. Dr. Hans-Günter Henneke
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Kauder, mit denen er aus seinem Zu-
sammenwirken in Baden-Württemberg 
vertraut war, und die dann zentrale 
Funktionen auf der Bundesebene über-
nommen haben.
Für all dies danke ich Eberhard Trumpp 
im Namen des Deutschen Landkreis-
tages und der Geschäftsführer-Kollegen 
aus den übrigen Landesverbänden sehr 
sehr herzlich und wünsche ihm und 
seiner Frau für die Zukunft in jedweder 
Weise alles Gute.
Nächste Woche bei der Geschäftsführer-
besprechung in Tübingen gibt es Gott  
sei Dank eine zweite Chance, dies auch 
von Angesicht zu Angesicht zum Aus-
druck zu bringen.
„Also!“ würde Eberhard Trumpp jetzt 
vermutlich abschließend sagen.

Er war es auch, der Helmut Jahn, lange 
bevor dieser maßgebliche Funktionen 
im Landkreistag Baden-Württemberg 
übernommen hat, als Mitglied des Aus-
schusses der Regionen vorgeschlagen 
hat. 
Ich habe damals seiner Einschätzung 
vertraut, ohne Helmut Jahn persönlich 
zu kennen, und mir den Vorschlag ge-
genüber den DLT-Gremien zu eigen ge-
macht. Wir haben es erkennbar nicht 
bereut. 
Eberhard Trumpp war es auch, der bei 
meiner Wahl zum Hauptgeschäftsfüh- 
rer im Jahre 2000 eine maßgebliche  
und sehr loyale Rolle gespielt hat. Und 
er war es, der vor sehr langer Zeit den 
Draht hergestellt hat zu Persönlich-
keiten wie Heinrich Haasis und Volker 

missar zu benennen und die Anhörung 
im Europäischen Parlament sich mit 
unserer Jahrestagung überschnitt, so 
dass auch er kurzfristig absagen musste? 
Beides haben wir als „unabwendbares 
Ereignis“ verbucht.
Enden will ich mit einem herzlichen Wort 
des persönlichen Dankes an das Neu-
jahrskind Eberhard Trumpp. Wir sind 
einen langen, gemeinsamen Weg gegan-
gen und dabei stets offen und loyal mit-
einander umgegangen. Wenn es Kritik zu 
üben gab, hat Eberhard Trumpp sie 
geübt: zielorientiert im direkten Ge-
spräch oder am Telefon, und nicht durch 
Agieren hinter dem Rücken. Er war es, 
den das DLT-Präsidium für 16 Jahre in den 
Verwaltungsrat der Bundesagentur für 
Arbeit entsandt hat. 

Lieber Eberhard,
gleich zu Beginn gestehe ich, dass  
ich die Aufgabe, heute für die beiden 
anderen kommunalen Landesverbände 
den Gemeindetag und den Städtetag  
zu sprechen, gerne übernommen habe, 
aber durchaus mit zwiespältigem Ge-
fühl. 
Wie Sie sich denken können, rührt das 
zwiespältige Gefühl daher, dass es der 
Hauptgeschäftsführer des Landkreis-
tages Professor Eberhard Trumpp fraglos 
verdient hat, insbesondere von seinen 
Kolleginnen und Kollegen aus Baden- 
Württemberg gewürdigt zu werden. 
Auf der anderen Seite verlieren wir mit 
Eberhard Trumpp einen kompetenten 
und stets verlässlichen Partner.
Wir werden ja gern als Kommunale Fa
milie bezeichnet. Das ist sicher richtig 
und wer wollte bestreiten, dass das 
Verhältnis zwischen den Landkreisen – 
und insbesondere den kreisangehörigen 

Gemeinden – familiär ist. Man gehört 
zusammen, ob man will oder nicht. Man 
kennt seine Stärken und Schwächen 
genau, kann sich auf einander verlassen 
und manchmal gibt es kleinere Unstim-
migkeiten. Wie in jeder richtigen Familie. 
Aus dieser engen Partnerschaft ist die 
Überzeugung entstanden, unseren Blick 
nicht nur nach Stuttgart und Berlin, 
sondern auch nach Brüssel richten zu 
müssen. Das gemeinsam betriebene 
Europabüro mit Sitz in Brüssel zeigt, dass 
wir gewillt sind, kommunales Wissen 
und kommunales Selbstverständnis bei 
jeder Regierungsebene zu hinterlegen. 
Eberhard Trumpp ist übrigens der Einzige 
von uns, der seit der Gründung bis zum 
heutigen Tag dieses Büro entscheidend 
mitgeprägt hat. 
Unsere Auffassung gegenüber der Lan-
desregierung zu vertreten, ist eine un-
serer wichtigen Aufgaben. Da kann es 
schon einmal vorkommen, dass auch  

die Kommunale Familie nicht von Anfang 
an dieselbe Auffassung vertritt. 
Eberhard Trumpp hat uns so manches 
Mal mit seiner Erfahrung, seinem 
profunden Wissen, und seiner heiteren 

Rede von Roger Kehle, Präsident des 
Gemeindetags Baden-Württemberg
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unvollständig, wenn ich nicht darauf hin-
weisen dürfte, dass ihm das Leben sicht-
lich Spaß macht und er ein Genuss-
mensch im positiven Sinn ist. Er kann 
dem Leben auch dann positive Seiten 
abgewinnen, wenn sich dunkle Gewit-
terwolken zeigen. 
Er ist ein Mann, dem Kunst und Kultur  
ein Anliegen sind, der gerne Sportver
anstaltungen besucht und der an seiner 
Lebensfreude auch andere als form
vollendeter Gastgeber teilhaben lässt. 
Sein Können als Maître de Plaisir haben 
die Kommunalen schon verschiedentlich 
miterleben dürfen.
Meine Damen und Herren,
der Name Trumpp hat in unserem Land 
einen guten Klang und das wäre nicht 
einmal durch eine andere Aussprache zu 
ändern.

Sehr geehrter Herr Professor Trumpp, 
lieber Eberhard, 
die Kommunalen danken dir für die  
gute und kollegiale Zusammenarbeit 
und ich persönlich danke Dir für ein 
freundschaftliches Miteinander. 
An dieser Stelle begrüße ich auch deinen 
Nachfolger Alexis von Komorowski und 
freue mich darauf, lieber Herr von Komo-
rowski, die gute Zusammenarbeit un-
serer Verbände fortzusetzen. 
Wünsche für die Zukunft haben wir alle 
zwar viele. Ich will sie aber zusammen-
fassen: Gesundheit für euch beide, denn 
eine weitere Auszeichnung für unseren 
Professor ist seine entzückende Frau. 

Liebe Bärbel, 
ein Hinweis sei mir erlaubt. Die Renten-
debatte prägt den derzeitigen Bundes-
tagswahlkampf. Aber da wir Kommu-
nalen ja parteipolitisch neutral sind, für 
dich liebe Bärbel folgende Rentenformel: 
„ab sofort nur noch halb so viel Geld,  aber 
dafür doppelt so viel Mann.“

Danke für Ihre Aufmerksamkeit.

Netzwerker ist. Wichtige Entscheider  
zu finden, die Eberhard Trumpp nicht 
persönlich kennt, ist ein Ding der Un-
möglichkeit. Die große Bühne hat er 
dabei zumeist seinen Präsidenten über-
lassen, denn er wusste, dass Erfolg eben 
auch bedeuten kann im Hintergrund 
einen Deal einzufädeln, in der Öffentlich-
keit dann überrascht zu reagieren und 
die Kunst des Schweigens zu beherr-
schen. 
Ich unterliege nicht der Versuchung,  
alle wichtigen Themen zu nennen,  
über die Eberhard Trumpp für den 
Landkreistag mit entschieden hat, denn 
das ist bei zweieinhalb Jahrzehnten  
fast unmöglich. Maßgeblich mitgewirkt  
hat er aber in der Vergangenheit bei  
der Verwaltungsreform, aktuell beim 
Pakt für Integration und natürlich bei 
den vielen Finanzverhandlungen, die  
wir mit jeder Landesregierung immer 
wieder führen. 
Daneben hat Eberhard Trumpp in diesen 
Runden niemals die Contenance ver
loren, obwohl auch deutliche Worte zu 
seinem Sprachgebrauch gehören. Er ver-
mittelte auch immer den Eindruck, dass 
er sich auf ein weiteres Treffen freut, 
auch wenn der Sinn einer weiteren Dis-
kussionsrunde mit denselben Teilneh-
mern zum gleichen Thema sich nieman-
dem – auch ihm nicht – erschloss.
Neben all diesen positiven Aspekten 
habe ich im Gedächtnis gekramt, ob es 
denn auch einmal Kritik an Eberhard 
Trumpp gegeben hat. Die gab es aber  
nur in einem einzigen Fall. Ich erinnere 
mich noch daran, dass wir einst vor dem 
Dienstwagen von Eberhard Trumpp ge-
standen sind und der damalige Präsident 
Dr. Jürgen Schütz hinzugetreten ist. Beim 
Anblick der nicht gerade üppigen Platz-
verhältnisse auf dem Rücksitz kam die 
klare und unmissverständliche Anwei-
sung des Präsidenten: „Eberhard, kauf 
jetzt endlich mal ein richtiges Auto.“
Das Bild von Eberhard Trumpp wäre 

Gelassenheit den richtigen Weg aufge-
zeigt. Seine Devise könnte dabei gelautet 
haben „und ist der Weg auch hart und 
steinig, Hauptsache wir sind uns einig“.
Seit nahezu zweieinhalb Jahrzehnten  
ist Professor Trumpp nun als Hauptge-
schäftsführer des Landkreistags im Amt. 
Gibt es denn ein Erfolgsgeheimnis, um so 
lange an der Spitze eines Kommunalen 
Landesverbandes zu stehen? Ich will  
zumindest den Versuch unternehmen, 
dies zu ergründen.
Sie alle kennen ihn aus zahlreichen Be-
gegnungen. Stets tritt uns ein großge-
wachsener Mann, gewandet im edlen 
Tuch gegenüber. Er ist umfassend gebil-
det, höflich, kompetent, gut vorbereitet 
und dabei stets gut gelaunt. 
In diesen Gesprächen, manchmal wer-
den sie auch Verhandlungen, oder wenn 
Ihnen ein besonderer Anstrich verliehen 
werden soll, auch Gipfel genannt, wird 
deutlich, dass sich Eberhard Trumpp eine 
seltene Gabe bewahrt hat, nämlich zu-
hören zu können. Er nimmt seine Ge-
sprächspartner ernst, formuliert klar und 
verständlich. Überdies hat er ein untrüg-
liches Gespür den richtigen Zeitpunkt für 
politisches Handeln zu erkennen. 
Sein Erfolg ist nicht zuletzt darauf zu-
rückzuführen, dass er ein begnadeter 
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Meine Herren Ministerpräsidenten,  
Frau Landtagspräsidentin, meine sehr 
verehrten Damen, meine Herren, lieber 
Herr Trumpp,
ich habe mit Ihnen den Worten von  
Herrn Ministerpräsidenten Kretsch-
mann, Herrn Präsidenten Walter und 
denen der engeren Fachkollegen auf-
merksam gelauscht und kann mich den 
damit verbundenen laudationes, ja Elo-
gen auf Ihr Wirken nur vollinhaltlich an-
schließen. Erlauben Sie deshalb einige 
wenige ergänzende Worte außerhalb 
des vorbereiteten Textes, die eher versu-
chen sollen, Anekdotisches mit Grund-
sätzlichem zu verbinden. Im Ergebnis 
werden sie belegen, dass sich Eberhard 
Trumpp auch um das (immer leicht pre-
käre) Wissenschaft-Praxis-Verhältnis in 
der Bundesrepublik verdient gemacht 
hat. Ich sage das nicht nur in eigenem 
Namen, sondern auch im Namen zahl-
reicher weiterer Staatsrechtslehrer, Öko-
nomen und Verwaltungswissenschaftler, 
die mich in diesbezüglichen Gesprächen 
in den vergangenen Wochen dazu er-
mächtigten. 
In einer solchen erweiterten Kennzeich-
nung des Wirkens Trumpps vermischen 
sich fachliche Zugänge, materielle Posi
tionen und Persönlichkeitsmerkmale,  
die durchaus ungewöhnlich sind und die 
ich an zwei kurzen Beispielen deutlich 
machen möchte.
Das erste: Wir schreiben die frühen 
2000er Jahre, ich sitze nach einer an-
strengenden Interviewwoche quer durch 
Baden-Württemberg in der Alten Kanzlei 
hier am Schloßplatz und ordne meine 
Notizen zu einem Gutachten, das (nach 
einer früheren Arbeit für die FDP-Frak-
tion im Landtag, es waren die Döring- 
Jahre) vom Bund der Steuerzahler in Auf-
trag gegeben wurde und eine Reform  

der Verwaltungsstrukturen Baden-Würt
tembergs begründen oder sie verwerfen 
sollte. Dazu bereiste ich das Land und 
führte eine Reihe von Gesprächen: im 
Staats-, Innen- und Wirtschaftsminis
terium hier in Stuttgart, mit einzelnen 
Regierungspräsidenten und schließlich 
zahlreichen Vertretern auch der kommu-
nalen Ebene quer durchs Land. Freilich 
fehlte noch etwas im Nachvollzug und 
der Auswertung dieser Gespräche: der 
die Einzelerkenntnisse verbindende An-
satz, die Abwägung der Kosten und Nut-
zen etwaiger Reformen, die Auflösung 
jener Verwerfungen, von denen mir be-
richtet wurde, sei es auf der Landes
ebene, in den Mittelinstanzen oder eben 
in den Städten, Landkreisen und Gemein-
den. 
Schließlich fiel es mir ein: es fehlte ein 
Gespräch mit Vertretern der kommu-
nalen Spitzenverbände. Zudem war es 
Freitagnachmittag, kein Zeitpunkt, zu 
dem man Verbände welcher Provenienz 
auch immer ansprechen sollte. Gleich-

wohl rief ich in der Panoramastraße an 
und siehe da: eine freundliche Dame ver-
band mich mit einem mir bis zu diesem 
Zeitpunkt unbekannten Herrn Trumpp – 
faktisch der Beginn einer langen und  
vor allem ertragreichen Zusammenar-
beit. In mehreren erinnerungswürdigen 
Stunden half er mir, die Verwaltungs-
landschaft Baden-Württembergs richtig 
einzuschätzen und zu ordnen: geduldig, 
sachkompetent, offen für andere Ein-
schätzungen oder neue Sachverhalte, 
zudem im positiven Sinne veränderungs-
bereit, wenn eine institutionelle Zuord-
nung oder ein tradiertes Verfahren sich 
als defizitär erwiesen hatten. Das Er
gebnis war dann jene große Reform, die 
bereits angesprochen wurde und sehr 
zurecht mit dem Namen Erwin Teufels 
verbunden ist. Er las unsere Gutachten 
und übernahm eine Schlüsselempfeh-
lung – die Abschaffung aller Sonderbe-
hörden und die Zuordnung der durch 
diese wahrgenommenen Aufgaben (so-
weit sie nicht entfielen) entweder auf die 
Regierungspräsidien oder aber die Kreise. 
Im Ergebnis sind die Landkreise Baden- 
Württembergs seitdem die unbestreit-
bar leistungsfähigsten Kreise der Repu-
blik – trotz der weitgehenden Erbringung 
einer sog. Effizienzrendite von nicht 
weniger als 20 Prozent des vorgängigen 
Personal- und Sachmitteleinsatzes. Nicht 
nur in meiner Lesart stellt dies eine der 
wichtigsten und vor allem erfolgreichs-
ten Verwaltungsreformen in der Ge-
schichte der Bundesrepublik dar. 
Das zweite Beispiel, die Trägerschafts-
frage nach dem SGB II, war anders gela-
gert, ließ aber ein ähnliches Verhalten 
Trumpps erkennen. Er wusste natürlich, 
wie gespalten seine Landräte in der Frage 
der Betreuung von Langzeitarbeitslosen 
dachten und votierte deshalb neben der 
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Mein Fazit: Es war ein ungetrübtes 
Vergnügen, lieber Herr Trumpp, in  
den vergangenen 20 Jahren mit Ihnen 
zusammenzuarbeiten. Trotz vielfältiger 
Versuche, das Wissenschaft-Praxis-Ver-
hältnis zu beiderseitigem Nutzen zu 
verbessern, sei es über meist doch etwas 
abgehobene Akademierunden, Profes-
sorengespräche oder Ähnliches, der di-
rekte Kontakt und das stete Bemühen 
um konkrete, strikt bedarfsorientierte 
Problemlösungen bilden einen um vieles 
erfolgreicheren Weg. Ihr Denken und 
Handeln hat das eindrucksvoll dokumen-
tiert.
Dafür danke ich und hoffe auf weitere 
Gespräche – unter Einschluss guter 
Abendessen, noch besserer Weine und 
eines Salzburg-Sommers 2018 zu viert.

kooperierten oder wenigstens kom
munizierten – erneut immer vertrauens-
voll und offen, immer lösungsorientiert, 
immer auf gleicher Augenhöhe, also die 
Wissenschaft weder über- noch unter-
schätzend. Die Themenstellungen boten 
sich in großer Zahl an: von den explodie-
renden Sozialhaushalten und deren Fol-
gen über Fragen der Direktwahl der 
Landräte oder die (im Übrigen gut ge-
machte und methodisch interessante) 
Polizeireform des ersten Kabinetts 
Kretschmann bis hin zur künftigen 
Stellung der Landkreise im wachsenden 
Europa und die höchst diskussions
würdige Entwicklung der Bund-Län-
der-Finanzen – mir ist kein kommunal- 
oder föderalismusrelevantes Thema 
bekannt, dass nicht wenigstens zu län-
geren Telefonaten zwischen uns führte.

flächendeckenden Begleituntersuchung 
des DLT in Berlin für eine ergänzende,  
die besondere Ausgangslage (und ent-
sprechende Bedürfnisse) aufnehmende 
Untersuchung für Baden-Württemberg. 
Zwar entschied sich letztlich nur eine 
Minderheit der hiesigen Landkreise für 
die Option, also die eigenständige Be-
treuung der benannten Klientelgruppe, 
doch geschah das auf einem ungleich 
höheren Niveau als in den andere Flä-
chenländern der Republik. Unsere vier 
Untersuchungsberichte, die wir hierzu 
innerhalb von zwei Jahren vorlegten, 
schrieben Geschichte und finden sich 
heute in jeder Fachbibliothek. 
Auch in diesem Kontext wird das Denken 
Eberhard Trumpps exemplarisch erkenn-
bar: der Einsatz der Wissenschaft nicht 
zur Bestärkung der eigenen Position, 
sondern als Anstoß zu einer breiteren 
(zunächst) internen Debatte, zum einen, 
um eine umstandslose Unterwerfung 
der Kreisebene unter den Allzuständig-
keitsanspruch der Bundesanstalt (heute 
bekanntlich: Bundesagentur) für Arbeit 
zu vermeiden, und zum zweiten, um die 
spezifische Befähigung der kreislichen 
Ebene für ein problem-, bedarfs- und kli-
entelnahes Vorgehen zu dokumentieren. 
Der Zweite Senat des Bundesverfas-
sungsgerichts hatte dies nach einer 
denkwürdigen Anhörung in Karlsruhe 
zugestanden. 
Ich könnte zahlreiche weitere Beispiele 
benennen, in denen Herr Trumpp und  
die Wissenschaft (und damit auch wir) 
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Sehr geehrte Herren Ministerpräsiden
ten, 
sehr geehrter Herr Präsident Walter, 
sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin 
Aras, 
sehr geehrte Damen und Herren aus  
der Landesregierung, aus dem euro- 
päischen Parlament, aus dem Landtag 
von Baden-Württemberg und von den 
unterschiedlichen Verwaltungsebenen 
des Bundes und des Landes BW, von 
vielen Verbänden und Organisationen, 
vor allem aber auch sehr geehrte Land
rätinnen und Landräte, 
meine sehr geehrten Damen und Herren 
aus nah und fern, 
ich gebe es ehrlich zu: die anerkennen- 
den und lobenden Worte von Ihnen,  
sehr geehrter Herr Ministerpräsident 
Kretschmann, von den Herren Präsi-
denten Walter und Kehle und von Herrn 
Professor Hesse haben mich sehr erfreut, 
zeigen sie doch, dass meine Arbeit als 
Hauptgeschäftsführer für den Landkreis-
tag Baden-Württemberg über 24 Jahre 
hinweg Wertschätzung erfahren hat. 
Herrn Präsident Walter und allen Land
rätinnen und Landräten danke ich für  
die hohe Auszeichnung, die ich erhalten 
habe. Ich freue mich sehr über die Ver
leihung der Landkreismedaille in Gold. 
Ich weiß, dass diese Auszeichnung höchst 
selten verliehen wird, umso mehr danke 
ich für die dadurch zum Ausdruck ge-
kommene Würdigung meiner Person. 
Ganz herzlich Dank, an Sie, Herr Präsi-
dent Walter. 
Ich kann Ihnen allen versichern, dass mir 
die Aufgabe, die mir am 22. April 1993 
nach meiner Wahl durch das Präsidium 
des Landkreistags übertragen wurde, 
immer am Herzen lag, weil ich meine 
Verpflichtung darin sah und bis heute 
darin sehe, die Stellung der Landkreise 
innerhalb unseres Bundeslandes nicht 
nur zu stärken, sondern auch stets 

deutlich zu machen, dass für eine funk
tionierende öffentliche Verwaltung, die 
im Interesse der Bürgerinnen und Bürger 
und für die Wirtschaft notwendige 
Dienstleistungen wahrzunehmen hat, 
gerade auch in Baden-Württemberg auf 
Grund seiner Gebietsstruktur zwingend 
eine übergemeindliche Verwaltungs
ebene gegeben sein muss. Die Landkreise 
in Baden-Württemberg sind deshalb 
unverzichtbare Partner für Land und 
Städte und Gemeinden bei der Um
setzung öffentlicher Interessen und bei 
der Wahrnehmung öffentlicher Aufga-
ben für die Bürgerinnen und Bürger in 
unserem Bundesland. 
Die meisten Gäste hier im Saal werden 
mir zustimmen, dass das Land hinsicht-
lich seiner Verwaltungskraft sowohl im 
Bereich der unteren staatlichen Verwal-
tungsebene wie auch im übergemeind-
lichen kommunalen Aufgabenbereich 
ohne die Landkreise nicht vorstellbar ist. 
Nicht ohne Grund wurde von der Ver
waltungswissenschaft deshalb immer 
wieder hervorgehoben, dass die Verwal-
tungskraft und Verwaltungskompetenz 
in Baden-Württemberg im Vergleich mit 
den anderen Bundesländern eine Spit-
zenposition einnimmt. Ganz anschau-

liches, aktuelles Beispiel hierfür war und 
ist die Unterbringung, Betreuung und 
Begleitung der Flüchtlinge und Asyl
bewerber in den letzten zwei Jahren. Die 
Landkreise haben eindrucksvoll bewie-
sen, dass sie auch unter schwierigsten 
Umständen in der Lage sind, die Situa-
tion für das Land Baden-Württemberg 
nicht aus dem Ruder laufen zu lassen 
und jedem Flüchtling ein Dach über dem 
Kopf bereitzustellen. 
In der Vorbereitung zu meiner heutigen 
offiziellen Verabschiedung aus dem Amt 
des Hauptgeschäftsführers habe ich mir 
mehrfach die Frage gestellt, was eigent-
lich mit dazu beigetragen hat, dass der 
Verband mit seiner Arbeit eine hohe 
Anerkennung im politischen Raum ge-
nießt und dass die Umsetzung einiger 
langjähriger Forderungen und Anliegen 
gelingen konnte. 
Aus meiner Rückschau sind mehrere Fak-
toren maßgebend: 
1. Unabdingbar sind enge Kontakte zu 
den Ministerien und zum Landesparla-
ment. Sie sind eine wichtige Grundlage 
für die erfolgreiche Platzierung der Anlie-
gen der Landkreise. Diese Kontakte habe 
ich immer gesucht – völlig unabhängig 
von der politischen Konstellation und 
Farbe der jeweiligen Regierungen – und 
auch gefunden. Nur so kann Verbands- 
und damit Interessenpolitik mit Erfolg 
umgesetzt werden. Die Gesprächspart-
ner auf der anderen Seite des Tisches 
müssen erkennen, dass sie sich auf das 
Wort der Verbandsvertreter verlassen 
können. 
Erlauben Sie mir, insbesondere zwei 
Gäste anzusprechen, die mir in meiner 
Amtszeit besonders großes Vertrauen 
entgegengebracht haben. 
Es sind dies Herr Ministerpräsident Erwin 
Teufel und Herr Staatssekretär Wolfgang 
Rückert, über deren Anwesenheit ich 
mich heute sehr freue. 

Abschiedsworte von  
Hauptgeschäftsführer Prof. Eberhard Trumpp 
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vielfältigen Finanzthemen bestens auf-
gestellt war. 
Mit Dr. Jürgen Schütz, der das Prä
sidentenamt von 2005 bis 2010 wahr
genommen hat, konnte eine von mir 
schon seit längerem ins Auge gefasste 
Maßnahme in Angriff genommen wer-
den: Das Verbandsgebäude, das in vielen 
Bereichen dringend renovierungsbedürf-
tig war, konnte grundlegend saniert und 
renoviert werden. Er hat allen seinen 
Landratskolleginnen und Landratskol
legen deutlich gemacht, dass hier drin-
gender Handlungsbedarf gegeben war – 
schließlich tropften Heizungsleitungen 
und wegen der Bürotechnik flog immer 
mal wieder eine Sicherung hinaus. 
Helmut Jahn war von 2010 bis 2013 Präsi-
dent des Verbandes. Ein Schwerpunkt 
seiner Präsidentschaft lag im Ausbau des 
europäischen Netzwerkes. Die Stärkung 
des Europabüros der Baden-Württem-
bergischen Kommunen in Brüssel war 
ihm ein großes Anliegen, da er auch für 
die deutschen Landkreise zugleich Mit-
glied im Ausschuss der Regionen war. 
Sein Credo war und ist bis heute die 
Stärkung der europäischen Einheit. 
Last but not least ist in der Präsidenten-
reihe natürlich mein aktueller Präsident 
Joachim Walter zu nennen, der seit 2013 
das Präsidentenamt wahrnimmt. Mit 
ihm konnte der Verband in jüngster Zeit 
wichtige Anliegen im Finanzausgleich 
und in der Flüchtlingsbetreuung durch-
setzen. Gerade die sog. nachlaufende 
Spitzabrechnung hat er mit allergröß-
tem Nachdruck verfolgt. 
Allen fünf Präsidenten gilt mein beson-
derer Dank für die stets vertrauensvolle 
und persönlich sehr angenehme Zusam-
menarbeit. Ohne diese Unterstützung 
und ohne das verlässliche und berechen-
bare Miteinander wäre die Arbeit des 
Verbandes nahezu wirkungslos. 
3. Als Hauptgeschäftsführer eines Ver-
bandes mit vielfältigen Kontakten zu  
den eigenen Mitgliedern, also zu den 
Landkreisen, sowie zu vielen Partnern 
aus dem kommunalen wie auch dem 
sonstigen verbandlichen Umfeld hat 

getragen, dass diese Gesprächsrituale – 
wenigstens in einigen Fällen – reduziert 
wurden. Gerade bei der Kostenerstat-
tung für die vorläufige Unterbringung 
der Flüchtlinge haben Sie sehr schnell  
die Brisanz erkannt, die unauskömmliche 
Pauschalen für die Landkreise haben 
können. Deshalb war es eine wichtige 
und richtige Entscheidung, dass Sie  
den Landkreisen die sog. nachlaufende 
Spitzabrechnung bereits im Februar 2016 
zugestanden haben. 
2. Eine weitere wesentliche Aufgabe  
des Hauptgeschäftsführers liegt in der 
Beratung und Unterstützung der Arbeit 
der Präsidenten, des Präsidiums und der 
weiteren Gremien des Landkreistags. 
Es freut mich deshalb ganz besonders, 
dass alle fünf Präsidenten, für die ich 
tätig sein durfte, heute hier in Stuttgart 
sind. 
Dr. Robert Maus war mein erster Prä
sident von 1993 bis 1997. Er war in der 
Kreis- und Landespolitik zu Hause wie 
nur wenige, da er durch sein Landtags-
mandat auch beste Kontakte in die 
Fraktionen des Landtags wie auch in die 
Ministerien hatte. 
Dr. Edgar Wais hat das Präsidentenamt  
8 Jahre von 1997 bis 2005 ausgeübt.  
Er war maßgeblich an der Vorbereitung 
und Umsetzung der vorher angespro-
chenen Funktionalreform beteiligt. Seine 
frühere Tätigkeit im Finanzministerium 
hat sicherlich mit dazu beigetragen,  
dass der Landkreistag gerade bei den 

Als im Frühjahr 2003 von Ihnen, Herr 
Ministerpräsident Teufel, die Große 
Verwaltungsreform angekündigt wurde, 
war es u. a. meine Aufgabe, innerhalb des 
Verbandes sehr schnell Arbeitsstruk-
turen aufzubauen, damit alle 35 Land-
kreise bei den Fragen der Personalüber-
nahme, der finanziellen Abgeltung und 
der organisatorischen Umsetzung der 
Reform an einem Strang und auch in die 
gleiche Richtung ziehen. 
Die bilateralen Gespräche, die ich in die-
ser Zeit des Öfteren mit beiden Herren 
führen durfte, haben mir gezeigt, dass 
mir von Ihnen beiden stets Vertrauen 
und auch Verständnis für die Verbands
positionen entgegengebracht wurden. 
Diese Vertrauen war mit ursächlich dafür, 
dass damit auch die Anliegen der Land-
kreise, die bei dieser Reform gerade in De-
tailfragen nicht immer deckungsgleich 
mit denen des Landes waren, beachtet, 
ernstgenommen und häufig auch bei 
den vom Land zu treffenden Entschei-
dungen berücksichtigt wurden. 
Ich habe immer behauptet und stehe 
auch heute noch dazu, dass diese am  
1. Januar 2005 in Kraft getretene Funk
tionalreform für beide Seiten erfolgreich 
umgesetzt wurde und bundesweit Maß-
stäbe gesetzt hat – auch wenn sich bis 
heute das eine oder andere Fachressort 
mit der vom Landtag beschlossenen Re-
form nicht so recht anfreunden kann 
Dieses essentielle Vertrauen erfahre ich 
aber auch bei den aktuellen mit dem 
Land zu führenden Gesprächen. So z. B. 
bei der Ausgestaltung des Finanzaus-
gleichs oder die Finanzierung von Aufga-
ben, die das Land den Gemeinden und/ 
oder den Landkreisen überträgt. Zwar ist 
allen Landesregierungen, die ich in mei-
ner 24-jährigen Amtszeit erleben durfte 
– es sind bis heute 6 unterschiedliche 
Regierungen –, gemein, dass als erster 
Reflex auf die Forderung nach einer an-
gemessenen Finanzausstattung immer 
der Verweis auf die gute Finanzlage der 
kommunalen Seite erfolgt. 
Sie, sehr geehrter Herr Ministerpräsident 
Kretschmann, haben aber mit dazu bei-
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nung meiner lieben Frau. Sie war mir in 
all den Jahren eine treue Begleiterin, gab 
mir Rückhalt und Bestärkung, aber wenn 
es nötig war, erfuhr ich auch durchaus 
Kritik. Dir liebe Bärbel, ganz herzlichen 
Dank für die Unterstützung und Be
gleitung. Du hast mir mehr als nur den 
Rücken freigehalten. Ich freue mich auf 
die neue Zeit mit dir. 
Schließlich danke ich für die musika-
lische Begleitung bei dieser Feierstunde 
durch Frau Jessica Joseph von der Musik-
schule Leinfelden-Echterdingen. Die Mu-
sikstücke waren mitreißend und brillant 
dargeboten. 
Die Organisatoren dieser Feierstunde 
haben mir damit eine große Freude 
bereitet – sie wussten wohl, wie sehr  
mir die musikalische Ausbildung junger 
Menschen am Herzen liegt. Deshalb gilt 
auch Ihnen, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, mein herzlicher Dank dafür, 
dass Sie entsprechend meinem Wunsch 
die Musikschule mit einer Spende be-
dacht haben. 
Nun bin ich am Ende meiner Rede und 
bedanke mich bei Ihnen Herr Präsident 
Walter und allen Mithelfern für die 
Organisation und Durchführung dieses 
Festaktes aus Anlass meines Eintritts in 
den Ruhestand. Es hat mich sehr gefreut, 
dass Sie alle heute hierher nach Stuttgart 
gekommen sind. 
Ich wünsche den Landkreisen und dem 
Landkreistag für die Zukunft alles Gute 
und würde mich freuen, wenn die poli-
tischen Rahmenbedingungen sich der-
gestalt entwickeln, dass bestehende und 
neue Aufgaben überzeugend und kraft-
voll für die Bürgerinnen und Bürger erle-
digt werden können. 
Ihnen alles Gute in der vor uns liegenden 
– hoffentlich friedlichen – Zeit verbun- 
den mit dem Versprechen, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, Sie alle  
in treuer und dankbarer Erinnerung zu 
behalten. Ihnen, sehr geehrter Herr Dr.  
von Komorowski, wünsche ich ab dem  
1. August ein herzliches Glückauf für  
Ihre neue Aufgabe. Möge sie Ihnen so viel 
Freude und Anerkennung bringen wie mir.

Mitarbeitern bewusst ist, dass wir nicht 
nur an den eigenen Aufgabenbereich 
sondern auch an den des Kollegen den-
ken müssen. Diese thematische Verbun-
denheit ist gerade in der öffentlichen 
Verwaltung so wichtig, weil wir es oft-
mals mit einer Vielzahl von Einflussfak-
toren zu tun haben, sei es Geld, Personal, 
Organisation und Kompetenzen. 
Mein besonderer Dank gilt meinen bei-
den früheren Stellvertretern, den Herren 
Dr. Wenger und Kibele und meinem ak
tuellen Stellvertreter, Herrn Dr. von Ko-
morowski. Alle drei haben meine Arbeit 
immer fachlich hervorragend unter-
stützt und begleitet und waren stets 
auch Wegbegleiter mit dem notwen
digen kritischen Hinterfragen von Vor
haben des Landkreistags. 
Meiner Sekretärin, Frau Schneider, danke 
ich für die Erledigung aller Aufgaben in 
meinem Vorzimmer über 16 Jahre hin-
weg. Selbst wenn die Eilbedürftigkeit 
einmal besonders groß war, blieb sie die 
Ruhe selbst und hatte immer den großen 
Überblick. Ganz herzlichen Dank dafür. 
Meinem Fahrer, Herrn Waadt, danke ich 
ebenso für 22 Jahre stets unfallfreies 
Fahren. Mit ihm war ich in allen Teilen un-
seres Bundeslandes sowie auch darüber 
hinaus in Deutschland unterwegs –  
von Flensburg bis Oberstdorf und von 
Aachen bis Frankfurt/Oder. Ganz herz-
lichen Dank für die gute, zügige Fahrt 
über nahezu 900 000 km. 
5. Beim Dank für die Unterstützung mei-
ner Arbeit gilt eine besondere Anerken-

man ferner tagtäglich die Aufgabe, be-
stehende Kontakte aufrechtzuerhalten 
und neue Kontakte zu knüpfen. Die An-
wesenheit vieler Repräsentanten aus 
diesem Bereich heute Abend zeigt mir, 
dass meine Aufgabenwahrnehmung 
gefruchtet und Anerkennung gefunden 
hat. 
Es freut mich zudem ungemein, dass  
die kommunale Familie heute so zahl-
reich vertreten ist. Neben dem bereits 
erwähnten Präsidenten Kehle vom Ge-
meindetag Baden-Württemberg sind 
auch Herr Präsident Dr. Salomon und 
Frau Kollegin Heute-Bluhm vom Städte-
tag Baden-Württemberg und meine 
Kollegen von den 12 weiteren Landes
verbänden des Deutschen Landkreistags 
sowie nahezu allen aktiven Landräte aus 
Baden-Württemberg und eine große 
Zahl von Landräten im Ruhestand zu 
meiner Verabschiedung gekommen. 
Herzlichen Dank für dieses Zeichen der 
Verbundenheit. 
Ich habe es nachgerechnet: insgesamt 
habe ich 88 Landräte im aktiven Dienst 
während meiner Dienstzeit erlebt. Mit 
allen war der Austausch fair und ver
trauensvoll, mit den Mitgliedern des 
Präsidiums und den Vorsitzenden der 
Fachausschüsse und der Landrätespren-
gel naturgemäß intensiver. Nur einmal 
musste ich auf Weisung des Präsidenten 
mit einem Landrat wegen dessen Über-
legungen zur Kreisgebietsstruktur Ta-
cheles reden, so dass ich danach ein paar 
Mal von ihm hören musste, er sei zum 
Trumpp nach Stuttgart zum Rapport ein-
bestellt worden. Aber ich glaube, auch 
solche Situationen gehören zu 24 Jahren 
Dienst für die Landkreise. 
4. Was wäre der Hauptgeschäftsführer 
ohne die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter der Geschäftsstelle: Er wäre total 
überfordert und könnte sein Amt nicht 
so, wie es von ihm erwartet wird, aus
führen. Deshalb gilt heute auch mein be-
sonderer Dank der gesamten Frau- und 
Mannschaft der Geschäftsstelle für ihre 
ausgezeichnete Mit- und Zusammenar-
beit. Mir war immer wichtig, dass allen 
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30 Jahre Gleichstellungspolitik  
auf Landkreisebene

„Die Gleichberechtigung von Frauen und 
Männern hat im Enzkreis einen hohen 
Stellenwert“ – so steht es bereits seit 
2001 im Leitbild des Enzkreises. Gleich-
stellungspolitik wird als Querschnitts-
aufgabe definiert. Sie fließt in die 
jährliche strategische Zielplanung der 
Kreisverwaltung ein und ist die Grund-
lage bei der Definition der Produkte zur 
Gleichstellung von Frau und Mann im 
Produktplan. Ein weiterer wichtiger Bau-
stein der strategischen und operativen 
Zielplanung der Gleichstellungsarbeit ist 
der Chancengleichheitsplan. 
Dieser Plan, den die Landkreise gemäß  
§ 27 Abs. 1 ChancenG erstellen sollen, 

besteht im Enzkreis aus zwei Teilen: der 
„Richtlinie zur Chancengleichheit von 
Frauen und Männern im Landratsamt 
Enzkreis“ und dem „Regionalen Aktions-
plan Chancengleichheit von Frauen  
und Männern im Enzkreis“. Während  
die Richtlinie das verwaltungsinterne 
Aufgabenfeld abdeckt, orientiert sich der 
Aktionsplan hauptsächlich an der exter-
nen Aufgabenwahrnehmung und be-
schreibt konkrete Handlungsfelder, Ziel-
setzungen und Maßnahmen.
Diese vom Kreistag bereits im November 
2010 beschlossene Kombination hat sich 
bewährt und ist das Ergebnis der konti-
nuierlichen Entwicklung zur Umsetzung 
des Chancengleichheitsplans. Der Enz-
kreis nutzt dabei den in § 27 Abs. 4 Chan-
cenG eröffneten Gestaltungsspielraum.
Die Gleichstellungsarbeit auf der bereits 
1987 eingerichteten Stelle einer (damals) 
Frauenbeauftragten hatte von Anfang 
an sowohl eine verwaltungsinterne als 
auch eine externe Komponente. 1996 
wurden erstmals Richtlinien zur Förde-
rung der Gleichstellung von Frauen und 
Männern erlassen.

Die neue Richtlinie 
Chancengleichheit

Seit 1. Mai 2017 ist die „Richtlinie zur 
Chancengleichheit von Frauen und Män-
nern im Landratsamt Enzkreis“ in Kraft; 
sie ersetzt die Richtlinien von 1996 und 
2009. „Chancengleichheit muss ein zen-
trales Anliegen und integraler Bestand-
teil des Verwaltungshandelns sein. Sie ist 
als Querschnittsaufgabe zu begreifen“, 
heißt es in der Präambel und weiter: „Die 
vorhandenen Strukturen und Rahmen-
bedingungen sollen so weiterentwickelt 
werden, dass eine paritätische Beschäf
tigung von Frauen und Männern, insbe-

sondere auf der Führungsebene, erreicht 
wird. Dabei gilt in erster Linie das Quali
fikationsprinzip, das heißt Eignung, Be
fähigung und fachliche Leistung sind 
ausschlaggebend. Die Verantwortung 
und Arbeit im familiären Bereich soll so 
verteilt sein, dass die berufliche Förde-
rung von Frauen tatsächlich wirksam 
werden kann.“
Konkret festgeschrieben werden in der 
Richtlinie Vorgaben zur Stellenausschrei-
bung und zur Teilbarkeit von Stellen,  
zur Ausbildung, zu Arbeitszeit, Teilzeitar-
beit und Möglichkeiten der Beurlaubung 
sowie Regelungen bei sexueller Belästi-
gung am Arbeitsplatz. Ferner legt die 
Richtlinie die Beteiligung der Gleichstel-
lungsbeauftragten in Kommissionen, bei 
der Stellenbewertung und bei organisa-
torischen Veränderungen fest.
Es hat sich viel getan, seit die erste Richt-
linie 1996 in Kraft getreten ist; Beispiele: 
Die Arbeitszeit wurde durch eine große 
Bandbreite an Arbeitszeitmodellen so-
wohl bei Voll- als auch bei Teilzeitarbeit 
flexibilisiert; Beurlaubungen aus fami
liären Gründen sind heute eher möglich; 
die Möglichkeit zur Telearbeit wurde er-
weitert; und die Frage, ob Stellen grund-
sätzlich teilbar sind, ist Standard der 
Personal- und Organisationentwicklung. 
Ein weiterer (sichtbarer) Erfolg ist die 
Veränderung bei den Führungskräften: 
Von fünf Dezernenten sind heute zwei 
weiblich, neben 14 Amtsleitern stehen  
7 Amtsleiterinnen und bei den Sach
gebietsleitungen (32 : 31) ist die Parität 
bereits erreicht.
Ausgearbeitet wurde die neue Richtlinie 
von einer Arbeitsgruppe unter dem Vor-
sitz des Ersten Landesbeamten Wolfgang 
Herz. Ihr gehörten neben der Gleich
stellungsbeauftragten unter anderem 
der Leiter des Personal- und Organisa

Vom Plan zur Realität: Die Umsetzung des 
Chancengleichheitsplans im Enzkreis

Von Wolfgang Herz und Martina Klöpfer, Pforzheim

Das Chancengleichheitsgesetz für Ba-
den-Württemberg (ChancenG) ist am 
27. Februar 2016 als Nachfolgeregelung 
des ChancenG 2005 in Kraft getreten. 
Ausweislich der Gesetzesbegründung 
soll mit dem neuen Chancengleich-
heitsgesetz die tatsächliche Durch
setzung der Gleichberechtigung von 
Frauen und Männern im öffentlichen 
Dienst in Baden-Württemberg ge-
stärkt und weiter vorangetrieben wer-
den.
Insbesondere in Positionen mit Vor
gesetzten- und Leitungsaufgaben sind 
Frauen vielfach noch deutlich unter
repräsentiert. Zudem soll durch eine 
Einbeziehung der Kommunen in den 
Geltungsbereich des Gesetzes das Ziel 
der Chancengleichheit weiter ausge-
baut werden. Die Kommunen werden 
stärker in die Pflicht genommen, die 
Gleichberechtigung zu fördern und 
voranzubringen.
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Die Umsetzung des Chancengleichheitsplans im Enzkreis

menden Aufgabenkreis bewältigen zu 
können.
Die Kommunalen Landesverbände 
hatten im Gesetzgebungsverfahren 
teilweise grundsätzliche Bedenken an-
gemeldet, zum Beispiel in der verpflich
tenden Einrichtung der Stelle einer 
Gleichstellungsbeauftragten einen Ein-
griff in die Personal- und Organisations-
hoheit gesehen, und einen Kostenaus-
gleich zu 100 Prozent durch das Land 
wegen der Übertragung einer konnexi-
tätsrelevanten Aufgabe gefordert.
Die letztlich Gesetz gewordene Lösung 
stellt einen tragfähigen Kompromiss dar. 
Qualifikation, Motivation und Flexibilität 
des Personals sowie Kundenorientierung 
und Effizienz der Verwaltung erfordern 
in Zeiten des zunehmend spürbaren 
demografischen Wandels und sich be-
schleunigender Veränderungsprozesse 
zukunftsweisende Lösungsansätze. An 
den Bedürfnissen der kommunalen Ver-
waltungspraxis ausgerichtete Chancen-
gleichheitspläne können dabei wichtige 
Impulse geben. Die Berücksichtigung der 
externen Handlungsebene des Themas 
Chancengleichheit kann wertvolle Bei-
träge zu einer nachhaltigen Kommunal- 
und Regionalentwicklung liefern.
Die Agenda 2030 der Vereinten Nationen 
benennt als eines der globalen Ziele 

Der verwaltungsexterne Bereich besteht 
aus den Handlungsfeldern Partizipation, 
Erziehung und Bildung, Erwerbstätigkeit, 
demografische Entwicklung, Sicherheit 
und Gewaltfreiheit, Gesundheit und dis-
kriminierungsfreie Darstellung, denen 
ebenfalls verschiedene Maßnahmen zu-
geordnet sind. So soll – als eine von  
vier Maßnahmen – die Beteiligung am 
Projekt „Zukunft MINT – Gewinnung  
von Schülerinnen für technische Berufs-
wege“ im Bereich Erziehung und Bildung 
das Berufswahlspektrum von Jungen 
und Mädchen erweitern. MINT steht für 
die Schulfächer Mathematik, Informatik, 
Naturwissenschaft und Technik. Der Re-
gionale Aktionsplan ist prozessbezogen 
und wird laufend aktualisiert und er-
gänzt.

Chancengleichheit –  
Verpflichtung und Chance

Nach § 25 Abs. 1 ChancenG werden die 
Stadt- und Landkreise sowie Gemeinden 
mit einer Einwohnerzahl ab 50 000 erst-
mals zur Bestellung von hauptamtlichen 
Gleichstellungsbeauftragten verpflich-
tet. Die bisherigen Regelungen im Hin-
blick auf die freiwillige Besetzung des 
Amtes erschienen dem Landesgesetz
geber nicht ausreichend, um den zuneh-

tionsamts und der Vorsitzende des Per
sonalrats an.
Bei einzelnen Themen gab es durchaus 
unterschiedliche Meinungen. Die For
mulierung „Stellen sind grundsätzlich 
teilbar“ zum Beispiel wurde lebhaft 
diskutiert und die praktikable Umsetz-
barkeit angezweifelt. Auch bei den Mög-
lichkeiten der Beurlaubung gab es zu-
nächst unterschiedliche Vorstellungen. 
Die engagierte Mitarbeit aller Beteilig
ten und der Wunsch nach konstruktiven 
Lösungen führte jedoch immer wieder zu 
Kompromissen und guten Ergebnissen. 
Auch weiterhin werden die Mitglieder 
aktiv sein: Bei Bedarf, mindestens jedoch 
einmal im Jahr, wird die Arbeitsgruppe 
Chancengleichheit unter Vorsitz des 
Ersten Landesbeamten / der Ersten Lan-
desbeamtin über den Stand und die Um-
setzung der Richtlinie beraten.

Der Regionale Aktionsplan

Der „Regionale Aktionsplan Chancen-
gleichheit von Frauen und Männern im 
Enzkreis“ wurde erstmals 2010 vom 
Kreistag beschlossen – einstimmig. Er 
sollte konkrete Zielsetzungen, Hand-
lungsfelder und Maßnahmen definieren, 
damit die Pläne keine „Papiertiger“ blei-
ben, und eine transparente, nachprüf-
bare Grundlage schaffen. Dadurch dient 
er als Erfolgs- und Messgröße für alle 
daran Beteiligten: neben der Gleich
stellungsbeauftragten die Verwaltung 
insgesamt, die politische Ebene sowie 
Kooperationspartner und -partnerinnen. 
Die Gleichstellungsbeauftragte stellt die 
Fortschreibung jährlich im Kreistag vor.
Der Aktionsplan besteht verwaltungs
intern aus dem Handlungsfeld „Personal 
und Organisation“ mit aktuell fünf Ziel-
setzungen und diversen Maßnahmen. 
Beispielsweise soll das Ziel „Erhöhung 
des Anteils von Frauen im Führungs
bereich“ mit fünf Maßnahmen erreicht 
werden. Eine davon lautet: „Bildung und 
Qualifizierung von Beschäftigten, insbe-
sondere von Frauen, für den Führungs-
kräfte-Nachwuchs.“

Zwei Dezernentinnen und sieben Amtsleiterinnen gehören heute zum Führungspersonal des Enzkreises; 
2010 gab es nur eine einzige. Von links: Rose Jelitko (Amt für Baurecht und Naturschutz), Dr. Hilde Neid-
hardt (Dezernentin für Landwirtschaft, Forsten und Öffentliche Ordnung), Katja Kreeb (Sozialdezernentin), 
Miriam Mayer (Amt für Technische Dienste), Marion Trenz (Amt für Bildung und Sport), Sabine Schuster 
(Sozial- und Versorgungsamt), Dr. Brigitte Joggerst (Gesundheitsamt), Evelyn Foerster (Personal- und 
Organisationsamt); es fehlt Iris Schlicksupp (Vermessungs- und Flurneuordnungsamt).
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(Nr. 5) für nachhaltige Entwicklung die 
Geschlechtergerechtigkeit und Selbstbe-
stimmung für alle Frauen und Mädchen. 
Die Transformation ist auch in Deutsch-
land, Baden-Württemberg und dem 
Enzkreis noch keineswegs abgeschlos-
sen. Im Zusammenhang mit der Vorstel-
lung des zweiten Gleichstellungsbe-
richts der Bundesregierung im Juni 2017 
war denn auch von einem Marathonlauf 
für die Gleichstellungspolitik die Rede.
Unter www.enzkreis.de/Gleichstellung 
sind die Richtlinie und der Aktionsplan 
einzusehen. Weitere Informationen gibt 
es direkt bei der Gleichstellungsbeauf-
tragten unter Tel. 0 72 31/3 08-95 95 oder 
per E-Mail an Martina.Kloepfer@enz-
kreis.de. 

Martina Klöpfer ist seit 1992 Gleichstel-
lungsbeauftrage des Enzkreises, Wolf-
gang Herz ist seit 1997 Erster Landes
beamter beim Landratsamt Enzkreis.

Deutliche Veränderung in nur sieben Jahren: Bei den Dezernenten stieg der Frauenanteil von  
0 auf 40 Prozent, bei den Amtsleitungen von 5 auf 33. Bei den Sachgebieten herrscht heute Parität –  
auch hier lag der Anteil der „Führungs-Frauen“ 2010 mit 38 Prozent noch deutlich niedriger.
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Sicherheit ist auch Kopfsache

Sind wir nicht geschult worden, leitet 
uns der gesunde Menschenverstand 
oder wir reagieren aus dem Bauch he-
raus. Das kann gut gehen, muss es aber 
nicht. Nicht selten steigen wir voll ein in 
die Provokationsspirale und ein Wort gibt 
das andere. 
Im Job sind allzu unbedachte Äuße-
rungen jedoch nicht gewollt. Sachlich-
keit gepaart mit Freundlichkeit ist die 
Devise, auch wenn es schwerfällt und  
der Kunde respektlos ist. Aber ist reine 
Sachlichkeit immer das Maß aller Dinge? 
Gibt es noch andere Möglichkeiten Druck 
aus angespannten Situationen heraus-
zunehmen?
Die Antwort ist ein eindeutiges: Ja. Die 
Deeskalation beginnt, noch bevor das 
erste Wort gesprochen wird. Überlegen 
Sie kurz, wie Sie drauf sind, wenn Ihr 
Gesprächspartner brummig guckt? Wel-
che Gedanken gehen Ihnen da durch  
den Kopf? Welche Wirkung haben diese 
Gedanken auf Ihre eigene Mimik? 
Unsere innere Einstellung kann ent
scheidend sein für den weiteren Ver- 
lauf des Gesprächs. Sie denken vielleicht: 
„Der sieht aber unsympathisch aus“ und 
„schon wieder einer, der kaum Deutsch 
spricht“, und schieben den Kunden in 
eine Schublade. Schubladendenken ist 
zunächst einmal normal. Der erste Ein-
druck funktioniert wie eine Art Autopilot 
zur Einschätzung von Menschen und 
Situationen.

Erste praktische Tipps 

Deeskalationstipp Nr. 1: Lassen Sie die 
Schublade, in die sie Menschen stecken, 
offen. Geben Sie ihnen die Chance wie-
der herauszuspringen. Manch erster Ein-
druck verdient eine zweite Chance.
Deeskalationstipp Nr. 2: Der zweite Tipp 
hört sich einfach an, ist er aber nicht. 
Seien Sie professionell freundlich. Aus ei-
genem Antrieb bei jedem neuen Kunden 
wieder freundlich zu sein ist richtig an-
strengend. Sie müssen diese Freundlich-
keit nicht tief in Ihrem Inneren spüren, 
sondern schlüpfen Sie in die Ich-bin-
freundlich-Rolle. Der Trick an der Sache: 
wenn Sie die Freundlichkeit lange genug 
durchhalten, sind Sie es schließlich auch. 

Ziehen sie die Mundwinkel leicht nach 
oben und probieren es aus. Ein leichtes 
Lächeln reicht. Freundlichkeit ist ein 
Türöffner und wird von jedermann ge-
schätzt.
Nun kommen wir zu einem Punkt, der  
für die Sicherheit unabdingbar ist. Neh-
men Sie Gefahrensituationen bereits im 
Vorfeld wahr. Seien Sie aufmerksam. Auf-
merksamkeit können Sie sich vorstellen 
wie einen Radar. Sie achten auf Ihr Um-
feld und schenken Ihre Aufmerksamkeit 
nur den Dingen, die auffällig sind.
Deeskalationstipp Nr. 3: Erinnern Sie sich 
kurz: Bekommen Sie mit, ob Ihre Kunden 
große Taschen oder Gegenstände da-
beihaben? Sehen Sie während des Ge-
sprächs die Hände? Spüren Sie An
spannung? Nehmen Sie wahr, dass  
sich im Gespräch die Gesichtsfarbe, 
Haltung, Mimik, Gestik ändert? Nur auf 
das, was wir frühzeitig mitbekommen, 
können wir auch reagieren. Sie können 
nachfragen, ansprechen, Abstand neh-
men, abbrechen, Hilfe holen. Werden wir 
von Schwierigkeiten überrascht, ziehen 
wir meist den Kürzeren und das kann, 
wenn es um Sicherheit geht, gefährlich 
enden.

Sicherheit ist auch Kopfsache 
Von Heidi Prochaska, Stuttgart

Pfeilschnell kommt er angeschossen. Ein Satz, der den Mitarbeiter eines Land
ratsamtes erst Mal sprachlos macht: „Sie haben ja überhaupt keine Ahnung“. Der 
Kunde schlägt mit der Faust auf den Tisch, der Kugelschreiber fällt zu Boden. Immer 
wieder kommt es in kundenintensiven Berufen zu solchen oder ähnlich unange-
nehmen Zwischenfällen.
Kunden provozieren, randalieren oder beschimpfen Mitarbeiter. Laut Statistik  
der Unfallkassen nimmt in Deutschland die Zahl der Gewalttaten im gewerblichen 
Bereich um mehr als 10 % auf mehrere tausend Fälle pro Jahr zu. Was können 
Beschäftigte also tun, bevor Gespräche mit Kunden aus der Bahn geraten? 
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haben wollen. Wir wollen Recht haben 
mit unserer Meinung, unserer Ansicht, 
unseren Gefühlen, unserer Perspektive. 
Da all diese Dinge aber nicht limitiert 
sind, gibt es zu jeder Meinung auch eine 
andere, zu jedem Gefühl und zu jeder 
Ansicht zig Alternativen. Daher seien Sie 
kreativ und schauen Sie, wann Sie Ihrem 
Gegenüber in irgendeiner Form, und sei 
es nur bei einer Kleinigkeit, Recht geben 
können. Es wirkt. Wenn das Rechtgeben 
allerdings übertrieben wird und nicht 
ernst gemeint ist, klappt es nicht mehr. 
So nach dem Motto: „Du hast Recht und 
ich meine Ruh.“ 
Die letzte Maßnahme der Deeskalation 
ist das Grenzensetzen. Dazu gehört ein 
Gespräch abzubrechen oder das Telefo-
nat zu beenden und einen neuen Ge-
sprächstermin anzubieten. Auch bei der 
letzten Deeskalationsstufe gibt es unter-
schiedliche Reaktionsmöglichkeiten, je 
nachdem wie aggressiv oder gefährlich 
Sie die Situation einschätzen. Manchmal 
müssen Kollegen, der Chef oder sogar  
die Polizei helfen eine gefährliche Situa-
tion wieder unter Kontrolle zu bringen. 
Immer gilt: Gehen Sie niemals völlig un-
geschützt in Gefahrensituationen. Wenn 
es hart auf hart kommt, nehmen Sie we-
nigstens einen Aktenordner in die Hand 
und nutzen Sie diesen als kleines Schutz-
schild.

Computertechnik) In diesem Fall kann 
ich Ihnen jedoch weiterhelfen.“
Antwort 2: Das kann sein, dass ich einen 
Aspekt übersehen habe. Lassen Sie uns 
die nächsten Schritte noch einmal zu-
sammenfassen.
Antwort 3: Habe ich Sie richtig verstan-
den, dass Sie glauben, dass ich gar keine 
Ahnung habe? 

Sollte der Kunde darauf wider Erwarten 
mit Ja antworten, was er in 90 % der  
Fälle nicht tun wird, haben Sie folgende 
Möglichkeiten: „Okay, dann hole ich 
gerne einen Kollegen dazu.“ Oder, wenn 
kein Kollege zur Verfügung steht, sagen 
Sie: „Jetzt haben wir ein Problem. Ich 
würde gerne einen Kollegen dazu holen, 
aber der hat gerade Urlaub, mein Chef 
ist auf einer Fortbildung. Warten Sie 
einfach drei Wochen. Oder soll ich mich 
mit Ihrem Anliegen doch noch einmal 
befassen?“
Und was können wir sagen, wenn mit der 
Presse gedroht wird? Je besser Sie der 
drohenden Person signalisieren, dass Sie 
nicht erpressbar sind, desto eher verläuft 
diese Provokation im Sande. Ihre Antwort 
könnte zum Beispiel heißen: „Tun Sie das. 
Soll ich Ihnen noch die Adresse der Tages-
zeitungsredaktion heraussuchen?“ 
Warum funktioniert diese Methode? 
Weil wir Menschen unbedingt Recht 

Beispiel einer verbalen 
Deeskalation

Richtig unangenehm können Worte sein. 
Auch wenn Beschimpfungen, Bedro-
hungen oder Beleidigungen meist gar 
nicht persönlich gemeint sind, treffen  
sie uns, manchmal mitten ins Herz. „Du 
hast ja keine Ahnung“ oder „wenn ich 
hier nicht weiterkomme, gehe ich an die 
Presse“, sind Sätze, mit denen wir unter 
Druck gesetzt werden sollen. Haben Sie 
keine Antwort parat, geht der Punkt an 
den Kunden. 
Antworten, wie: „Doch ich habe Ahnung. 
Jetzt bleiben Sie aber mal sachlich“, 
können funktionieren. Doch den aufge-
bauten Druck nehmen Sie damit nicht 
raus. 
Hinter dem Begriff sprachliche oder  
wie es korrekt heißt verbale Deeskalation 
verbergen sich unterschiedliche Metho-
den. Ob und wie sie funktionieren ist  
von der Situation abhängig und von  
der Person, die sie anwendet. Nicht jede 
Methode passt zu jedem. Eins ist ihnen 
gemeinsam. Die Antwort ist verblüffend 
– nicht belehrend oder besserwisserisch.
Deeskalationstipp Nr. 4: Hier finden sie 
drei mögliche Antworten auf den Satz: 
„Sie haben doch keine Ahnung“.
Antwort 1: „Stimmt. Es gibt viele Dinge, 
von denen ich keine Ahnung habe. (z. B.

25 Jahre professionelle Selbsthilfe
unterstützung in Baden-Württemberg

Von Johannes Fuchs, Konstanz

● � Landesarbeitsgemeinschaft der Kon-
takt- und Informationsstellen für 
Selbsthilfegruppen (LAG KISS) feiert 
Jubiläum 

● � immer mehr Landkreise bauen eigene 
Kontaktstellen für Selbsthilfe auf

● � Landkreis Konstanz setzt auf enge 
Kooperation mit regionalem Gesund-
heitsnetzwerk

Ort und Zeitpunkt waren gründlich aus-
gesucht: mitten in Stuttgart, zentral ge-
legen, gut erreichbar und genau an dem 
Tag, an dem weltweit durch die UN der 
Internationale Freiwilligentag begangen 
wird. 
Am 5. Dezember 2016 fanden sich die 
Vertretungen aus den Kontakt- und Un-
terstützungsstellen in Baden-Württem-

berg im Hospitalhof zusammen, ebenso 
Repräsentanten des Sozialministeriums, 
der Liga- und Kassenverbände, Parlamen-
tarier des Landtags und vereinzelt auch 
Akteure aus Selbsthilfegruppen. Der An-
lass war die Gründung der Landesar-
beitsgemeinschaft der Selbsthilfekon-
taktstellen in Baden-Württemberg  
25 Jahre zuvor. 
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streiche an vielen Stellen die Bedeutung 
des Bürgerschaftlichen Engagements, so 
auch beim Thema Integration und der 
Quartiersentwicklung, die er als Leucht-
türme der politischen Arbeit in den 
nächsten Jahren sehe. 
Mit dem Vortrag des am Institut für 
Medizinische Soziologie, Sozialmedizin 
und Gesundheitsökonomie der Universi-
tät Hamburg arbeitenden Wissenschaft-
lers Christopher Kofahl sowie zwei Po
diumsrunden, die Hector Sala von der 
Selbsthilfekontaktstelle im Ortenaukreis 
und Bärbel Handlos vom Gesundheits-
treffpunkt Mannheim moderierten, ging 
die Veranstaltung dann sehr in die fach-
liche Tiefe. Christopher Kofahl stellte um-
fangreiche Studien vor, die die Motive 
und Ziele der Akteure in der Selbsthilfe 
nochmals unterstrichen, die Koopera
tionen der Gruppen und die finanzielle 
Seite in den Fokus rückten und auch die 
strukturellen und funktionellen Arbeits-
bedingungen von Kontaktstellenmit
arbeitern untersuchten. Dass die Gewin-
nung neuer Mitglieder einer der größten 
Herausforderungen darstelle, konnte er 
auch durch groß angelegte Befragungen 
nachweisen. Und dass immerhin ca. 40 % 
aller Gruppen keine Kooperation nach 
außen suche und auch keine finanzielle 
Mittel beantrage, sei durchaus ein Phä-
nomen, das bei vielen Organisationen  
für etwas Irritation sorge. Dieser eher 

Hilde Rutsch von der Kontaktstelle in 
Stuttgart erinnerte an die Anfänge und 
die Entwicklung in den 25 Jahren. Sie be-
tonte vor allem, dass der fachliche Aus-
tausch in all den Jahren wesentlich zu 
einer Profilschärfung der Kontaktstellen 
beigetragen habe und es inzwischen 35 
Mitglieder seien. Bedauerlich sei, dass es 
aber noch weiße Flecken auf der Land-
karte gäbe. Neben der Kernaufgabe, die 
allen Kontaktstellen gemein sei, nämlich 
die Beratung und Unterstützung von 
Selbsthilfegruppen, unterscheide man 
sich aber auch in vielen Punkten: lang-
jährige Kontaktstellen und solche, die 
kaum zwei Jahre bestehen, unterschied-
liche Träger, unterschiedliche Finanzie-
rungen, unterschiedlicher Umfang in der 
Art und Tiefe der Aufgabenerledigung – 
auch abhängig vom jeweiligen Zeitbud-
get der beschäftigten Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter.
Insgesamt sei mit der wachsenden An
erkennung der Selbsthilfe als vierte  
Säule im Gesundheitswesen aber auch 
der Anspruch nach Mitwirkung in immer 
mehr Gremien gestiegen. Dass die Be-
troffenenkompetenz zunehmend auch 
in Fachkreisen wahrgenommen werde, 
sei auch eine Bestätigung der geleisteten 
Arbeit in den letzten 25 Jahren. Die 
wachsende Aufgabenfülle für die Kon-
taktstellen sei aber dauerhaft ohne eine 
hauptamtliche Landeskoordinierungs-
stelle kaum zu leisten. Mit dem Dank an 
das Land Baden-Württemberg für die 
Unterstützung mancher Kontaktstellen, 
aber auch dem Appell, dauerhaft eine 
Landeskoordinierungsstelle einzurich-
ten, wagte Hilde Rutsch am Ende ihrer 
Begrüßung auch einen Blick in die Zu-
kunft. Mit einem anstehenden Genera
tionenwechsel in der Selbsthilfe, der 
Patientenbeteiligung in den Städten und 
Landkreisen sowie dem Öffnen der 
Selbsthilfestrukturen für Migrantinnen 
und Migranten stünden große Heraus-
forderungen bevor. 
Sozialminister Minister Manfred Lucha 
gratulierte in seinen Grußworten und 
hob auch die LAG KISS als wichtiges 

Forum für Erfahrungsaustausch, Fortbil-
dung und Qualitätssicherung der Arbeit 
für die Gruppen vor Ort hervor. Er ver- 
wies auf die Mitgliedschaft der LAG KISS 
im Landesnetzwerk Bürgerschaftliches 
Engagement, auf die Mitwirkung bei  
den Gesundheitskonferenzen und be-
tonte, dass Selbsthilfe als spezielle Form 
des Bürgerschaftlichen Engagements 
Ausdruck einer lebenswerten und solida-
rischen Gesellschaft sei. Der Koalitions-
vertrag der neuen Regierung unter

Minister Manfred Lucha bei der 
Jubiläumsveranstaltung zu 25 Jahre  
LAG KISS Baden-Württemberg

Hector Sala aus Offenburg (Bildmitte) bei der Moderation eines Podiumsgesprächs mit Leiter(innen) aus 
Selbsthilfegruppen 
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Orientierung und Übersicht in der Viel-
falt an Angeboten zu verschaffen, wird 
künftig mehr und mehr Thema werden. 
In Zukunft werden sich für Selbsthilfe-
kontaktstellen noch deutlich mehr 
Schnittstellen zu den Feldern Psycho
somatik, Sucht, Pflege und Migration 
zeigen. Diese Prognose lässt sich auf-
grund der Anfragen zu selbsthilfebezo-
genen Themen und Gruppen ableiten. 
Geschätzt ca. 80 % aller Anfragen per 
Telefon oder E-Mail an die Kontaktstelle 
des Landkreises Konstanz in den letzten 
drei Jahren bezogen sich auf die Themen 
„Depression“, „soziale Ängste“ und wei-
tere sucht- und psychosomatisch bezo-
gene Themen. Mit dem Wissen um sol-
chen Tendenzen können diese Themen 
dann auch in die Kommunale Gesund-
heitskonferenz eingespeist werden und 
ggf. als Schwerpunktziele eingebracht 
werden. Aber dazu braucht eine Selbst-
hilfekontaktstelle auch eine entspre-
chende Position und ein Gewicht. 
Als direkt dem Sozialdezernenten zuge-
ordnete Stabsstelle erfährt die Selbsthil-
fekontaktstelle im Landkreis Konstanz 
nach „innen“ wie nach „außen“ auch  
die fachpolitische und verwaltungsorga-
nisatorische Unterstützung. Und durch 
Zusammenlegung der Aufgaben der 
Geschäftsführung und Geschäftsstelle 
der Kommunalen Gesundheitskonferenz 
mit der Selbsthilfekontaktstelle nutzt 
der Landkreis Konstanz die Synergie
effekte und schafft eine effiziente Ver-
netzungsstruktur, die die ansonsten 
immer zeitaufwendigen Austauschfor-
mate überflüssig machen. Neben dieser 
organisatorischen Struktur innerhalb der 
Landkreisverwaltung ist es auch sehr be-
deutsam, wie eine Kontaktstelle im Ge-
sundheitsnetzwerk einer Region wahr-
genommen wird. Besonders der Kontakt 
zu Kliniken und Therapeuten spielt dabei 
eine besonders wichtige Rolle. Der Auf-
bau und die Pflege dieser Kontakte ist  
für eine Kontaktstelle von wesentlicher 
Bedeutung, sei es, dass wir als Koope
rationspartner für Veranstaltungen mit-
einbezogen werden oder auch immer 

Mit den Landkreisen Ortenau, Calw, 
Rastatt, Lörrach, Rems-Murr, Schwarz-
wald-Baar, Böblingen, Tuttlingen, Ra-
vensburg, Bodenseekreis und Konstanz 
haben mittlerweile immerhin elf Land-
kreise eigene hauptamtliche Kontakt-
stellenstrukturen aufgebaut. Diese Un-
terstützungsstruktur ist mehr als nur ein 
Auskunfts- und Beratungsbüro für rat
suchende Menschen. 

Aufgabenprofil am Beispiel der 
Selbsthilfekontaktstelle „Kommit“ 

im Landkreis Konstanz

Vor knapp 20 Jahren wurde sie Schritt für 
Schritt auf- und ausgebaut und erfährt 
inzwischen hohe Anerkennung in der Be-
völkerung, Fachkreisen und der Politik. 
Die in all den Jahren entwickelten Bera-
tungs- und Unterstützungsstrukturen, 
der Aufbau des Selbsthilfenetzwerkes 
„Kommit“ mit ca. 150 Selbsthilfegruppen 
im Landkreis, regelmäßige Info- und 
Selbsthilfetage, Vernetzungstreffen, ak-
tive Mitwirkung in der Kommunalen 
Gesundheitskonferenz, dem Suchthilfe-
netzwerk und auch sonst eng vernetzt 
mit den fachlichen Strukturen des regio-
nalen Gesundheitswesen, regelmäßig 
präsent bei allen regionalen Gesund-
heitsmessen ist die Selbsthilfekontakt-
stelle „Kommit“ des Landkreises Kon-
stanz nicht mehr nur ein unscheinbarer 
und geduldeter Akteur, sondern ein 
immer stärker nachgefragter Partner für 
Gremien, Veranstaltungen und Gesund-
heitsmessen. 

Mehr als nur eine Kontaktstelle

Mit den Veränderungen im Gesundheits-
wesen und der zunehmenden Techni
sierung, Bürokratisierung, Ökonomisie-
rung und Digitalisierung der Medizin 
verändern sich auch die Rollen von Pa
tienten und Angehörigen. Ihnen Platz 
und Stimme zu verleihen, die Themen 
Patientenmitwirkung, Patientenorientie-
rung, Raum für Gespräche und Anliegen 
sowie Austausch zu ermöglichen, etwas 

wissenschaftliche Blick auf die Selbst
hilfelandschaft wurde dann in teilweise 
sehr persönlichen Statements durch 
Menschen aus der Selbsthilfe in den 
Podiumsfragen ergänzt. Dass die Kon-
taktstellen für Menschen in der Selbst-
hilfe inzwischen eine sehr anerkannte 
und nicht mehr missen wollende Einrich-
tungen darstellen, wurde von allen an-
wesenden Akteuren sehr betont. Dazwi-
schen sorgten die Künstler der Wilden 
Bühne aus Stuttgart, die fast gleichalt 
wie die LAG KISS auch schon auf 25 Jahre 
Bühnenerfahrung zurückblickt, für die 
musikalische und kulturelle Begleitung.
Eines hat die Veranstaltung auf jeden Fall 
gezeigt: 
Selbsthilfe und die sie unterstützenden 
Selbsthilfekontaktstellen sind integraler 
Bestandteil einer modernen Bürgerge-
sellschaft und eines modernen Gesund-
heitssystems. Und dies erkennen auch 
immer mehr Landkreise.

Landkreise in Baden-Württemberg 
als Träger von 

Selbsthilfekontaktstellen 

In Baden-Württemberg hat sich in den 
letzten 25 Jahren eine bunte Vielfalt an 
Trägerstrukturen entwickelt. Während 
die Kontaktstellen in Großstädten wie 
Stuttgart, Mannheim, Karlsruhe, Frei-
burg und Heilbronn entweder eine Ein-
richtung des Paritätischen Wohlfahrts-
verbandes oder als eigener Verein 
organisiert sind, die dann wieder mehr 
oder weniger stark durch Förderung der 
Krankenkassen, des Ministeriums und 
städtischer Zuschüsse finanziert werden,  
sind in den Landkreisen meist die Land-
kreise selbst die Träger. Dort, wo sie es 
nicht sind, übernimmt meist die AOK mit 
ihrem Sozialen Dienst eine Art Unter-
stützungsstelle, allerdings mit deutlich 
weniger Vernetzungscharakter. Entspre-
chend der Trägerstruktur und der fach-
lichen Besetzung arbeitet eine Kontakt-
stelle in Hauptaufgabe- oder einer 
Nebenaufgabe mit entsprechend auch 
geringerer Außen- und Breitenwirkung. 
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senen wertschätzenden Zusammenar-
beit mit der Kontaktstelle. 
Und wenn vom Landkreis Konstanz 
immer wieder auch von einer Gesund-
heitsregion die Rede ist, dann ist sicher 
nicht in erster Linie die Präsenz der 
Selbsthilfekontaktstelle gemeint. Aber 
dass sie dazugehört, wird keiner der 
großen „Gesundheitsplayer“ im Land-
kreis Konstanz in Frage stellen. Und dass 
der Landkreis Konstanz ein selbsthilfe-
freundlicher Landkreis ist, zeigt auch  
der Umstand, dass die diesjährige 
bundesweite dreitägige Fachtagung  
der Deutschen Arbeitsgemeinschaft der 
Selbsthilfekontaktstellen mit etwa 140 
Teilnehmern in Konstanz stattfinden 
wird und das Landratsamt selbst als ört-
licher Gastgeber und „Tagungszentrum“ 
seine Räume für Vorträge und Workshops 
zur Verfügung stellen wird. 

Johannes Fuchs leitet im Landratsamt 
Konstanz die Stabsstelle Gesundheits- 
und Sozialmanagement

Klinikums inzwischen der Selbsthilfe so-
wohl am Standort Konstanz als auch am 
Standort Singen Räume für Gruppentref-
fen und Beratungsecken zur Verfügung 
stellt, ist auch Ausdruck einer gewach-

wieder die Arbeit von Selbsthilfegruppen 
den medizinischen Abteilungen vorstel-
len können. 
Dass z. B. im Landkreis Konstanz der Ge-
sundheitsverbund des Hegau-Bodensee 

Öffentlichkeitsarbeit ist wichtiger Bestandteil der Arbeit einer Kontaktstelle, sei es durch Infostände, 
eigener Homepage, Auftritt in sozialen Medien oder enger Zusammenarbeit mit der Pressestelle des 
Landratsamtes   
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Kommunalverwaltungen 
setzen auf Digitalisierung  

im Einkauf

Das Landratsamt Ostalbkreis und  
die Stadt Worms sparen Zeit und Geld 

durch Prozessoptimierung. 

Strategen wissen es schon lange, Exper-
ten weisen immer wieder darauf hin:  
Die Digitalisierung des kommunalen Ein-
kaufs sorgt für Transparenz und verein-
facht Abläufe. Sie eröffnet weitreichende 
Steuerungsmöglichkeiten, führt zu hö-
herer Wirtschaftlichkeit und erheblicher 
Entlastung am Arbeitsplatz. Das Land
ratsamt Ostalbkreis in Aalen sowie die 
Stadt Worms entschieden sich aus die-
sen Gründen für den elektronischen Ein-
kauf. Seither beschränkt sich der Ab
stimmungs- und Koordinationsaufwand 
zwischen Bestellern und Lieferanten auf 
wenige Minuten täglich. Arbeitsentlas
tung, höhere Wirtschaftlichkeit, Preis
vorteile und strategische Mehrwerte 
sind nachhaltig zu verbuchen. 
2006 entschied sich das Landratsamt 
Ostalbkreis für die Digitalisierung des 
Einkaufs und damit für einen strate-
gischen Kurswechsel. Denn aus rein or-
ganisatorischer Sicht waren die bislang 
papiergestützten Beschaffungsvorgänge 
für rund 1900 Bedienstete in 20 Ver
waltungsdienststellen sowie sieben 
landkreiseigenen Schulen kaum steuer-
bar. Man bewirtschaftete zwar ein Lager, 
doch umfassende Transparenz bezüglich 
der benötigten Verbrauchsartikel (C-Arti-
kel) lag aufgrund unterschiedlicher Fak-
toren nicht vor. Die Ursache hierfür zeigte 
sich in einer dezentralen Ressourcenver-
waltung und den damit verbundenen 

papiergestützten Abläufen. Die tat
sächlichen Kosten der Beschaffung, 
einschließlich Lagerhaltung und Abwick-
lung, waren unbekannt. Zudem ent- 
schieden die einzelnen Bedarfsträger 
über die Wahl der Produkte, deren Qua
lität und die verschiedenen Lieferan- 
ten. „Die Beschaffungsvorgänge wurden 
dabei unabhängig voneinander und par-
allel zum Angebot des internen Lagers 
abgewickelt“, berichtet Martin Brandt, 
Fachbereichsleiter Organisation beim 
Landratsamt Ostalbkreis. Auch in der 
Stadt Worms entschied man sich aus fast 
den gleichen Gründen für eine Digita
lisierung des Einkaufes. Auch hier waren 
Lieferantenvielfalt, unbekannte Sorti-
mente und unterschiedliche Preise bis 
Ende 2013 an der Tagesordnung. Die 
nachfolgenden Abläufe der Beschaffung, 
wie die Rechnungsbearbeitung, gestal-
teten sich dementsprechend aufwändig. 

Einsparungen von  
rund 70 000 Euro schon  

im ersten Jahr

Auf Grundlage der Webservices von  
TEK konnten sowohl im Landratsamt 
Ostalbkreis als auch bei der Stadt Worms 
nach einer kurzen Projektzeit von sechs 
bis acht Wochen die ersten zeitlich be
fristeten Rahmenverträge geschlossen 
und die einzelnen Kostenstellen mit 
Papier, Toner- und Tintenpatronen belie-
fert werden. Die Angestellten waren 
nach einer kurzen Eingewöhnungszeit 
sehr angetan von der Benutzerfreund-
lichkeit des Systems. Auch die Integra-
tion der unterschiedlichen Lieferanten 
war unproblematisch. „Binnen kürzester 

Zeit wurde die elektronische Einkaufs
lösung maßgeschneidert für unsere 
Bedürfnisse und Anforderungen um
gesetzt“, bestätigt Monika Winkler, stell-
vertretende Abteilungsleiterin Interner 
Service bei der Stadt Worms. Bis dahin 
hatten die häufigen Bestellungen im 
Bereich der C-Artikel die Aufmerksam-
keit der Mitarbeiter stark gebunden.  
So lag es in der Verantwortung des Ein-
zelnen, Bedarfe situativ selbst am Markt 
zu decken. „Alleine am Beispiel von  
18 Außenstellen wurde der Aufwand 
deutlich“, so Winkler. Demnach küm-
merten sich dort wöchentlich 18 Mitar-
beiter mehrere Stunden um das Einkau-
fen im örtlichen Handel. Dies kann nun in 
wenigen Minuten am Rechner erledigt 
werden. Auch die Erhebung und Bedarfs-
erfassung bestimmter Produkte für  
die Schulen in Worms stellte für den mit 
dieser Aufgabe betrauten Mitarbeiter 
einen erheblichen zeitlichen Aufwand 
dar. Waren die Sammelbestellungen für 
Kreide, Schulformulare oder Klassenbü-
cher abgeschlossen, zeigte sich der Nach-
teil der damit verbundenen Bevorratung. 
Es wurde zu wenig oder notgedrungen 
zu viel bestellt, was im schlimmsten Fall 
im kommenden Schuljahr nicht mehr ak-
tuell war und vernichtet werden musste. 
Die Lieferung erfolgen nun „Just in Time“, 
direkt an den Arbeitsplatz. Eine Bevor
ratung ist nicht mehr notwendig.
Die Einführung des elektronischen Ein-
kaufes führte sowohl in Worms als auch 
im Ostalbkreis rasch zu spürbaren Ent
lastungen in vielen Bereichen. „Bereits 
von Anfang an war die neue Lösung  
voll einsetzbar und schon nach kurzer 
Zeit zeigten sich die ersten Erfolge“,  
so Brandt.
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Entlastung, die wir durch den externen 
Dienstleister erfahren. Personelle Eng-
pässe, die üblicherweise durch Krankheit 
oder Urlaub entstehen, lassen sich so 
problemlos kompensieren.“ Dem stimmt 
Winkler uneingeschränkt zu: „Gerade 
wenn personelle Veränderungen zu 
Mehrarbeit im eigenen Bereich führen, 
sind effiziente und wirtschaftliche Pro-
zesse im internen Service unerlässlich.“
Der erste Schritt hin zu einer Revolution 
in der Organisations- und Personal
entwicklung ist getan, prophezeit Brandt: 
„Wenn in fünf bis zehn Jahren die 
technischen, politischen und bürokra-
tischen Hemmnisse beseitigt sind, wird 
E-Government die öffentliche Verwal-
tung grundlegend verändern. Schon in 
naher Zukunft werden Behördenange
legenheiten fast ausschließlich elektro-
nisch erledigt werden. Daraus resultieren 
aller Voraussicht nach eine deutlich hö-
here Flexibilität sowie neue Arbeits- und 
Organisationsformen.“ 
Mehr Informationen unter www.ostalb-
kreis.de, www.worms.de und www.tek- 
service.de

wand jedes einzelnen Bestellers durch 
Einführung des elektronischen Einkaufs 
ist erheblich. Bereits der Zeitgewinn hilft, 
den steigenden Anforderungen im Ein-
kauf besser begegnen zu können. 

Abstimmungsaufwand  
von wenigen Minuten  

pro Tag

Ganz ähnlich bewertet dies das Land
ratsamt Ostalbkreis. Auf Grundlage  
der durch TEK erstellten elektronischen 
Leistungsverzeichnisse verkürzte sich  
die erforderliche Zeit für die Ausschrei-
bungsvorbereitung drastisch. Durch die 
Verknüpfung von E-Einkauf und E-Ver-
gabe kann seither ohne großen Aufwand 
periodisch ausgeschrieben werden. „Der 
Abstimmungsaufwand mit den Liefe-
ranten beschränkt sich seit der Einfüh-
rung der Bestellplattform auf wenige 
Minuten am Tag“, bestätigt Brandt. „Viel 
wichtiger als die Preisvorteile, die wir in 
den vergangenen zweieinhalb Jahren er-
zielt haben, ist die Unterstützung und 

Das veränderte Bestellverhalten, das 
nicht zuletzt auf einem stärkeren Verant-
wortungsbewusstsein der Zuständigen 
beruhte, führte im Ostalbkreis bereits im 
ersten Jahr zu Einsparungen von 70 000 
Euro. In der Folge konnten die Lager
kapazitäten zunächst reduziert und 
schließlich die gesamte Vorratshaltung 
abgeschafft werden. Freigewordene 
Personalkapazitäten konnten so für die 
Verwaltung wertschöpfend an anderer 
Stelle eingesetzt werden. Seit 2016 kauft 
das Landratsamt auch den Hygiene
bedarf für die Verwaltungsgebäude, 
sowie die kreiseigenen Schulen elektro-
nisch ein. Durch die lückenlose Doku-
mentation und die schlanken Prozesse 
ist das Landratsamt Ostalbkreis heute in 
der Lage, 226 Kostenstellen mit einem 
Jahresumsatz von 355 000 Euro über die 
Plattform zu steuern.
Im Rahmen einer betriebswirtschaft-
lichen Betrachtung, unter Berück
sichtigung aller Kosten, wie Personal, 
Lagerhaltung und Logistik konnte  
eine jährliche Kostensenkung in Höhe 
von knapp 230 000 Euro errechnet 
werden. Als Lehrbeauftragter an der 
Hochschule für Verwaltung und Finan-
zen Ludwigsburg ermutigt Brandt seine 
Studenten daher aus eigener Erfah- 
rung, keinesfalls in „Eh-da-Kosten“ zu 
denken. „Leistungen werden immer am 
Arbeitsplatz und während der Arbeits-
zeit erbracht. Damit unterliegen sie  
einer betriebswirtschaftlichen Bewer-
tung“, so Brandt. 
In Worms werden mittlerweile 184 Kos
tenstellen mit einem Jahresbedarf im 
Wert von 150 000 Euro beliefert. Tendenz 
steigend. „Der Einstieg in den Ausbau der 
Sortimente wurde erheblich durch den 
verwaltungsübergreifenden Dialog mit 
anderen TEK-Kunden vereinfacht“, be-
richtet Winkler. Durch die Bündelung von 
Bedarfen konnten sukzessive Schulen, 
Kindergärten und -tagesstätten in die 
Strategie mit einbezogen werden. Die er-
zielten Preisvorteile von durchschnittlich 
zehn und fünfzehn Prozent erscheinen 
gering, doch der eingesparte Zeitauf-

Das Landratsamt Ostalbkreis, seit 1984 mit Hauptsitz in Aalen und Außenstellen  
in Schwäbisch Gmünd, Ellwangen und Bopfingen, ist die Behörde des 312 650 Ein-
wohner zählenden Landkreises. Im Osten Baden-Württembergs gelegen, grenzt der 
Ostalbkreis an den Freistaat Bayern mit den Landkreisen Ansbach und Donau-Ries. 
Mit einer Fläche von rund 1,5 km2 ist er der drittgrößte der 35 Landkreise in Ba-
den-Württemberg. Da die Gemeinden bei der Erfüllung ihrer klassischen Aufgaben, 
wie dem Betrieb öffentlicher Einrichtungen, an die Grenzen ihrer Leistungsfähigkeit 
stoßen, übernimmt der Landkreis als Dienstleister zahlreiche ihm von seinen  
42 Städten und Gemeinden übertragene Aufgaben. Darüber hinaus bietet das 
Ostalbkreishaus Raum für kulturelle, politische aber auch sonstige gesellschaftliche 
Veranstaltungen. 
Die kreisfreie Stadt Worms liegt im südöstlichen Rheinland-Pfalz, jeweils am Rand 
der Metropolregionen Rhein-Neckar und Rhein-Main. Dienstleistung und Handel 
verzeichneten in der gut 85 000 Einwohner zählenden Stadt in den vergangenen 
Jahren ein starkes Wachstum. Daneben gibt es in Worms unter anderem eine  
Reihe von Logistikunternehmen, chemische Industrie und Kunststoffherstellung, 
Metallerzeugung und Maschinenbau sowie holzverarbeitende Industrie. Außerdem 
ist die Gegend als traditionelles Weinanbau-Gebiet bekannt. 
Die TEK Service AG mit Sitz in Lörrach wurde 2000 von Frank Schmierer sowie 
Monika Schmidt gegründet und bietet eine webbasierende Lösung, über die der 
Einkauf öffentlicher Verwaltungseinrichtungen bundesweit abgewickelt werden 
kann. Die Kommune definiert dabei die Zugriffsberechtigungen und Hierarchien, 
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Im März dieses Jahres wurde der  
60. Jahrestag der Unterzeichnung  
der Römischen Verträge gefeiert. Sie 
waren der Grundstein für die Euro
päische Union. Aus ursprünglich sechs 
Gründernationen sind heute 28 Mit-
gliedsstaaten geworden. Die EU ist 
größter Binnenmarkt der Welt mit zahl-
reichen Errungenschaften, z. B. im Ver-
braucher- und Umweltschutz, bei der 
Strukturförderung oder der sozialen 
Marktwirtschaft. Aktuell steht die EU 
wieder vor großen Herausforderungen, 
seien es die Währungsstabilität, die 
Flüchtlingspolitik, eine gemeinsame 
Sicherheitsarchitektur oder die Folgen 
des Brexit. In einem Diskussionspapier, 
dem sogenannten „Weißbuch zur Zu-
kunft Europas“, hat die Europäische 
Kommission fünf mögliche Zukunfts
szenarien beschrieben. Alle Bürgerinnen 
und Bürger sind eingeladen darüber 
nachzudenken, welche Rolle die EU in 
einer globalisierten Welt spielen sollte 
und ob die Bedeutung der Grundwerte 
wie Frieden, Freiheit, Demokratie und 
Solidarität weiter zum Zusammenhalt 
beiträgt. 
„Offene und transparente Debatten  
sind wichtiger denn je“, meint Landrat 
Klaus Pavel. Dem Europainformations-
zentrum des Ostalbkreises ist es daher 
ein Anliegen, dass nicht nur in Berlin 
oder Stuttgart mit und über die EU 
diskutiert werden kann, sondern auch 
vor Ort in Ostwürttemberg und im 
Ostalbkreis. Die rund zweistündige 
Veranstaltung startete mit einer Be
grüßung durch Landrat Klaus Pavel.  
Im Anschluss sprach Europaminister 
Guido Wolf über „Quo vadis Europa? Die 
Europäische Union 60 Jahre nach ihrer 
Gründung“. Richard Kühnel als Vertreter 
der EU-Kommission in Deutschland 
führte in seinem Statement aus „Warum 
die Europäische Union unverzichtbar 
ist“. Nach den Impulsen konnten in 
einem von Landrat Pavel moderierten 
Bürgerdialog alle Interessierten ihre 
Fragen, Wünsche und Anregungen zu 
Europa einbringen.

des Ostalbkreises Ende Juni ins Land
ratsamt nach Aalen eingeladen. Der Mi-
nister der Justiz und für Europa des Lan-
des Baden-Württemberg, Guido Wolf 
MdL, und der Vertreter der Europäischen 
Kommission in Deutschland, Richard 
Kühnel, waren vor Ort, um mit den Bür
gerinnen und Bürgern ins Gespräch zu 
kommen.

Quo vadis Europa –  
(Gem-)einsam stark? 

Bürgerdialog zur Zukunft 
Europas im Landratsamt  

in Aalen

Zu einem Diskussionsabend mit dem 
Titel „Quo vadis Europa – (Gem-)einsam 
stark?" waren Bürgerinnen und Bürger 

während TEK diese abbildet und das Katalog- und Lieferantenmanagement  
des Kunden übernimmt. Die Produktpalette reicht dabei von Pflege-, Nahrungs- 
und Bastelprodukten für Kitas und Kindergärten sowie Schulbedarf, über Bedarfe 
für Arbeitssicherheit, Dienstleistungen, Mobiliar, Chemikalien oder Reinigungs
mittel bis hin zum Bedarf für Flüchtlingsunterkünfte oder Elektroartikeln. Die 
Entwicklung der Technologie, der Verfahrensabläufe und Services, die Datenhal-
tung sowie deren Verarbeitung werden seit der Gründung am Standort Lörrach 
erbracht.

Zu sehen sind v. l. n. r.: Richard Kühnel, Minister Guido Wolf, Andrea Hahn (Leiterin des EUROPoint Ostalb) 
und Landrat Klaus Pavel
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schaftlichen Notlagen finanziell unter 
die Arme greifen dürfen, um so eine 
angemessene medizinische Versorgung 
in der Fläche dauerhaft sicherzustellen“, 
erklärte der Hauptgeschäftsführer der 
Landkreistags Baden-Württemberg, Pro-
fessor Eberhard Trumpp, in Stuttgart. 
Anlass war das gerichtliche Verfahren, 
das der Bundesverband Deutscher Pri-
vatkliniken (BDPK) gegen den Landkreis 
Calw auf Unterlassung von Kranken-
hausbeihilfen angestrengt hat. Bereits 
vor einem Jahr hatte der Bundesgerichts-
hof in Karlsruhe die Klage im Kern abge-
wiesen, weil er jedenfalls keinen Verstoß 
gegen europäisches Beihilferecht erken-
nen konnte. Offen gelassen hatte das 
oberste deutsche Zivilgericht jedoch die 
Frage, ob europäisches Wettbewerbs-
recht überhaupt anwendbar ist. Und 
deshalb war die Sache auch zur neuen 
Verhandlung und Entscheidung an das 
Oberlandesgericht Stuttgart zurückver-
wiesen worden. 
Inzwischen wurde bekannt, dass die 
Berufung des BDPK zurückgewiesen 
worden ist und der Landkreis Calw 
vollumfänglich obsiegt hat. „Nahezu 
jedes zweite Krankenhaus in Baden- 
Württemberg schreibt rote Zahlen“, er-
läuterte Hauptgeschäftsführer Trumpp. 
„Für die Versorgungssicherheit hierzu-
lande ist es daher von allergrößter 
Bedeutung, dass die Praxis der Defizit
abdeckung bei kommunalen Häusern 
rechtlich auf soliden Beinen steht.“ Dazu 
trage die jüngste Entscheidung des 
Oberlandesgerichts entscheidend bei. 
Zugleich machte Hauptgeschäftsführer 
Professor Trumpp deutlich, dass es auch 
ihm deutlich lieber wäre, wenn auf kom-
munale Krankenhausbeihilfen verzichtet 
werden könnte. „Würden Bund und Land 
die Krankenhäuser auskömmlich finan-
zieren, müssten die Kommunen ihren 
strukturell unterfinanzierten Häusern 
nicht mit eigenen Mitteln beispringen 
und wäre es erst gar nicht zu der gericht-
lichen Auseinandersetzung mit der pri-
vaten Krankenhaus-Lobby gekommen“, 
betonte Trumpp. 

sungen der Forstverwaltung auszu
arbeiten. Diese müssen im Rahmen einer 
Gesamtlösung allen Waldbesitzarten 
Rechnung tragen und in Umsetzung des 
Koalitionsvertrags auch die Errichtung 
einer Anstalt des öffentlichen Rechts für 
den Staatswald beinhalten“, so Minister 
Peter Hauk.
„Unser gemeinsames Ziel dabei ist es, 
auch für die forstlich Beschäftigten,  
eine verlässliche Zukunftsperspektive zu 
entwickeln“, betonten Minister Hauk 
und der Präsident des Landkreistags, 
Joachim Walter.
„Ich erwarte, dass dabei auch etwaige 
organisatorische, personelle und finan
zielle Auswirkungen auf die Kreise ange-
messen berücksichtigt werden“, ergänzte 
Joachim Walter.
„Mit einer solchen Lösung wollen wir 
auch die vielfältigen Funktionen des 
Waldes – von der Holzversorgung  
über ökologische Wirkungen bis hin zur 
Erholung im Wald – weiter garantieren“, 
sagte der Präsident des Städtetages  
Dr. Dieter Salomon.
„Für die Städte und Gemeinden geht es 
nun darum, mit Land und Landkreisen 
die jetzt notwendigen Handlungsop
tionen zu erarbeiten, um auch in Zukunft 
eine wirtschaftliche und nachhaltige 
Waldbewirtschaftung zu ermöglichen“, 
erklärte der Präsident des Gemeinde-
tages Roger Kehle.

Landkreistag begrüßt 
Entscheidung des Ober
landesgerichts Stuttgart  

zu kommunalen 
Krankenhausbeihilfen 

Hauptgeschäftsführer Prof. Trumpp: 
„Der Angriff auf die kommunalen 

Krankenhäuser ist erneut grandios 
gescheitert“

„Durch das bekannt gegebene Urteil des 
Oberlandesgerichts Stuttgart ist ein-
drucksvoll bestätigt worden, dass Land-
kreise ihren Krankenhäusern in wirt-

„Wir brauchen für den Wald 
in Baden-Württemberg eine 

Lösung aus einem Guss“ 

Gemeinsame Sitzung der Spitzen  
der Kommunalen Landesverbände  

und der Hausspitze des Ministeriums 
für Ländlichen Raum und  

Verbraucherschutz 

Im Rahmen einer gemeinsamen Sitzung 
der Kommunalen Landesverbände und 
der Hausspitze des Ministeriums für 
Ländlichen Raum und Verbraucherschutz 
haben sich die Beteiligten auf Folgendes 
verständigt: „Wir wollen eine zukunfts
fähige und tragfähige Lösung aus einem 
Guss für alle Waldbesitzarten“, erklärten 
Minister Peter Hauk und die Präsidenten 
des Landkreis-, Städte-, und Gemeinde-
tags am 24. März 2017 in Stuttgart.
Grund für das Treffen war der aktuell 
ergangene Beschluss des Oberlandes
gerichts Düsseldorf zur gemeinsamen 
Rundholzvermarktung. Darin wurde dem 
Land untersagt, Holz in Betrieben mit 
mehr als 100 Hektar Waldfläche zu ver-
kaufen. Darüber hinaus wurde dem Land 
untersagt, forstliche Tätigkeiten im Kom
munal- und Privatwald über 100 Hektar 
anzubieten.
Die Anwesenden waren sich darüber 
einig, dass das Land gegen den Beschluss 
des OLG Düsseldorf Rechtsbeschwerde 
zum Bundesgerichtshof einlegen sollte. 
Dies wird Minister Peter Hauk dem Mi
nisterrat in seiner nächsten Sitzung vor-
schlagen.
Neben der Entscheidung des OLG Düs
seldorf stellt das kürzlich novellierte 
Bundeswaldgesetz das Land, die Land-
kreise, Städte und Gemeinden vor die 
Aufgabe, eine zukunftsfähige Lösung  
für alle Waldbesitzarten (Staatswald, 
Kommunalwald und Privatwald) zu ent-
wickeln. „Dazu werde ich, in Absprache 
mit den kommunalen Landesverbänden, 
dem Ministerrat den Vorschlag machen, 
das Ministerium für Ländlichen Raum 
und Verbraucherschutz zu beauftragen, 
Eckpunkte für nun notwendige Anpas-



Landkreisnachrichten 56.Jahrgang

150

die Landrätinnen und Landräte anschlie-
ßend auf den neuesten Stand zum Digi-
talisierungskonzept des Landes, das bis 
Mitte 2017 unter seiner Federführung 
fertiggestellt sein soll. Auch über einen 
möglichen „Digitalisierungspakt“ zwi-
schen Land und Kommunen tauschte 
sich Minister Strobl mit den Landrä-
tinnen und Landräten aus.

Forderungen der 
Landrätekonferenz an  
die Landesregierung  

zum Breitbandausbau  
in Baden-Württemberg

Beschlussfassung vom 4. Mai 2017, 
Landrätekonferenz des  

Landkreistags Baden-Württemberg  
in Donaueschingen

1.	 Landkreise setzen sich im Verbund mit 
den Gemeinden für den Breitbandaus-
bau ein
Die Landrätekonferenz unterstreicht 
die Bedeutung des Breitbandausbaus 
als eine der wichtigsten Infrastruktur-
maßnahmen im Hinblick auf die 
fortschreitende Digitalisierung in 
allen gesellschaftlichen Bereichen. Es 
wird auf die vielfältigen Aktivitäten 
der Landkreise für einen möglichst 
flächendeckenden Breitbandausbau 
in Baden-Württemberg hingewiesen. 

2.	 Verlässliche und kontinuierliche Förde-
rung des Breitbandausbaus – Einbezie-
hung urbaner Räume
Die Landrätekonferenz betont, dass 
die Fortsetzung der Förderung des 
Breitbandausbaus in Baden-Würt
temberg von größter Bedeutung ist. 
Dabei muss angesichts der großen 
kommunalen Investitionen für den 
Breitbandausbau ein Förderkonzept 
entstehen, das auf Verlässlichkeit und 
Kontinuität setzt. Haushaltszwänge 
des Landes dürfen nicht dazu führen, 
dass der Breitbandausbau ins Stocken 
kommt. Das Land muss deshalb aus-
reichend Fördermittel komplementär 

Die Landrätinnen und Landräte waren 
sich dabei einig, dass das Land aus
reichend Fördermittel komplementär  
zur Bundesförderung bereitstellen muss. 
Dabei forderten sie, künftig die För
dermöglichkeiten auch auf die urbanen 
Verdichtungsräume in der Förderkulisse 
auszuweiten.
„Investitionen der Städte, Gemeinden 
und Landkreise müssen integraler Be-
standteil des Ausbaus des schnellen In-
ternets in Baden-Württemberg bleiben. 
Deshalb muss das Land den Schulter-
schluss mit der kommunalen Seite bei-
behalten!“, hob der Landkreistagspräsi-
dent hervor. 
Im Hinblick auf die bisher im Landes-
haushalt eingestellten Fördermittel und 
unter Würdigung des Ausbaubedarfs 
und der potenziellen Förderbedarfe for-
dert die Landrätekonferenz das Land  
auf, für die nächsten 4 Jahre insgesamt 
mindestens 1. Mrd. Euro für die Förde-
rung des Breitbandausbaus zur Verfü-
gung zu stellen (mindestens 250 Millio-
nen Euro jährlich).
Präsident Walter übergab am 5. Mai 2017 
die Beschlussfassung der Landrätekonfe-
renz im Rahmen des Landräteseminars 
an den Minister für Inneres, Digitali
sierung und Migration, Thomas Strobl. Er 
brachte dabei seinen Dank für das große 
Engagement des Landes für die Digitali-
sierung und den Breitbandausbau zum 
Ausdruck. Innenminister Strobl brachte 

Landrätekonferenz  
in Donaueschingen: Breit-
bandausbau vorantreiben! 
Land muss Schulterschluss  

mit Kommunen beibehalten! 

1 Milliarde Euro für die Breitband
förderung bis 2020 gefordert

Die baden-württembergischen Land
rätinnen und Landräte haben sich im 
Rahmen einer Landrätekonferenz am  
5. Mai 2017 mit dem Breitbandausbau als 
eine der wichtigsten Infrastrukturmaß-
nahmen im Hinblick auf die fortschrei-
tende Digitalisierung in allen gesell-
schaftlichen Bereichen beschäftigt. Der 
Präsident des Landkreistags, Landrat 
Joachim Walter, Tübingen wies dabei auf 
die vielfältigen erfolgreichen Aktivitäten 
der Landkreise für einen möglichst flä-
chendeckenden Breitbandausbau in Ba-
den-Württemberg hin. 
„Die Fortsetzung der Förderung des 
Breitbandausbaus in Baden-Württem-
berg ist für unser Land von größter 
Bedeutung. Angesichts der großen kom-
munalen Investitionen für den Breit-
bandausbau muss das Land bei der Breit-
bandförderung der kommenden Jahre 
weiterhin auf Verlässlichkeit und Konti-
nuität setzen. Haushaltszwänge des Lan-
des dürfen nicht dazu führen, dass der 
Breitbandausbau zum Stocken kommt!“, 
forderte Walter.
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gart. „So konnte in den vergangenen an-
derthalb Jahrzehnten die Zahl der Kran-
kenhäuser um rund 16 % und die Zahl  
der Krankenhausbetten um annähernd 
13 % reduziert werden – und dies, obwohl 
die Patientenzahlen um zirka 15 % ge
stiegen sind“, erläuterte Trumpp. „Wenn 
trotz dieser gewaltigen Leistung aktuell 
nahezu jedes zweite Krankenhaus  
in Baden-Württemberg rote Zahlen 
schreibt, dann ist dies schlicht inakzep
tabel und sind sowohl der Bund als  
auch das Land dringend aufgefordert,  
die systematische Unterfinanzierung  
der Krankenhäuser endlich zu beenden“, 
betonte Hauptgeschäftsführer Prof. 
Trumpp. 
Die baden-württembergischen Land-
kreise haben vor diesem Hintergrund 
krankenhauspolitische Kernerwartun
gen an die Adresse von Bund und Land 
formuliert. 
„Der Bund muss insbesondere dafür 
sorgen, dass das hierzulande über
durchschnittliche Lohnniveau in der 
Pflege, aber auch die im Bundesvergleich  
höhere Anzahl an Pflegekräften bei der 
Krankenhausvergütung angemessen be-
rücksichtigt wird. Denn schließlich liegen 
die Gehälter der Pflegekräfte im Hoch-
lohnland Baden-Württemberg um fast  
7 % über dem Bundesdurchschnitt und 
arbeiten in den baden-württember-
gischen Häusern rund 5 % mehr Pflege-
kräfte als in anderen Bundesländern. Es 
ist hochgradig unfair, ja skandalös, wenn 
dies bei der Krankenhausfinanzierung 
durch den Bund einfach ausgeblendet 
wird“, hob Trumpp hervor. 
„Vom Land erwarten die Landkreise,  
dass es die die Mittel für die Einzel-  
und Pauschalförderung um mindestens 
150 Mio. Euro pro Jahr aufstockt. Dass  
die entsprechenden Mittel in 2017 nicht 
nur nicht erhöht, sondern zugunsten des 
Krankenhausstrukturfonds gekürzt wor-
den sind, ist angesichts der besorgnis
erregenden Lage vieler Häuser im Land 
unbegreiflich. Umso wichtiger ist es, dass 
das Land die erfreuliche Steuerentwick-
lung zum Anlass nimmt, um im nächsten 

Württemberg, der einen Ausbau der 
Oberstufen an Gemeinschaftsschulen 
ablehnt, in dieser Position unterstützt. 
„Die beruflichen Gymnasien sind ein 
Erfolgsmodell! Dieser Schulbereich 
muss gestärkt werden – Doppelstruk-
turen sind zu vermeiden! Wir setzen  
auf Kooperationen zwischen Gemein-
schaftsschulen in der Sekundarstufe I 
und Beruflichen Schulen. So kann Ge-
meinschaftsschülern frühzeitig die An-
gebotspalette der Beruflichen Schulen 
vermittelt werden!“, machte Trumpp 
klar.
„Gerade für Schüler mit mittlerem Bil-
dungsabschluss bieten die Beruflichen 
Schulen die Möglichkeit, nach der Se
kundarstufe I zur Erlangung der Hoch-
schulreife an ein berufliches Gymna- 
sium zu wechseln oder den Weg  
einer dualen Ausbildung zu gehen“,  
so Trumpp weiter. „So haben wir auch 
bisher die Position der Kultusministerin 
verstanden und unterstützen sie dabei 
ausdrücklich!“.
Hauptgeschäftsführer Trumpp erklärte 
abschließend, dass der Aufbau der Se-
kundarstufe II an einer Gemeinschafts-
schule daher nur dann zugelassen wer-
den darf, wenn kein entsprechender 
Bildungsabschluss an allgemein bil
denden oder beruflichen Gymnasien in 
zumutbarer Erreichbarkeit angeboten 
wird.

Landkreistag unterbreitet 
Vorschläge zur 

Krankenhauspolitik

Hauptgeschäftsführer Prof. Trumpp: 
„Bund und Land müssen Krankenhäuser 

besser unterstützen“ 

„Die baden-württembergischen Kran-
kenhausträger haben in den vergange-
nen Jahren die Strukturen ihrer Häuser 
beharrlich und konsequent fortentwi-
ckelt“, erklärte der Hauptgeschäftsführer 
des Landkreistags Baden-Württemberg, 
Prof. Eberhard Trumpp, heute in Stutt-

zur Bundesförderung bereitstellen. 
Dabei muss künftig auch eine Aus
weitung der Fördermöglichkeiten für 
die urbanen Verdichtungsräume in 
der Förderkulisse erfolgen.

3.	 Land muss Fördermittel an Bedarf 
anpassen und beträchtlich erhöhen –  
1 Mrd. Euro für 4 Jahre 
Im Hinblick auf die bisher im Landes-
haushalt eingestellten Fördermittel 
und unter Würdigung des Ausbau
bedarfs und der potenziellen Förder-
bedarfe fordert die Landrätekonferenz 
das Land auf, für die nächsten 4 Jahre 
insgesamt mindestens 1. Mrd. Euro für 
die Förderung des Breitbandausbaus 
zur Verfügung zu stellen (mindestens 
250 Millionen Euro jährlich).

4.	 Schulterschluss zwischen Land und 
Kommunen beibehalten
Da Investitionen der Städte, Gemein-
den und Landkreise integraler Be-
standteil des Ausbaus des schnellen 
Internets in Baden-Württemberg blei-
ben werden, geht die Landrätekon
ferenz davon aus, dass das Land den 
Schulterschluss mit der kommunalen 
Seite beibehalten wird. Das Innenmi-
nisterium wird aufgefordert, die ange-
dachten Eckpunkte einer neuen Breit-
bandförderung baldmöglichst mit der 
kommunalen Seite abzustimmen.

Zumeldung zur  
Pressemitteilung des 

Berufsschullehrerverbands 
Baden-Württemberg (BLV) 

vom 8. Mai 2017:  
„Diskussion über die 

Oberstufe an Gemeinschafts-
schulen muss aufhören –  

Die Beruflichen Schulen bie-
ten die Oberstufe bereits seit 
Jahrzehnten erfolgreich an“

Der Hauptgeschäftsführer des Land-
kreistags Baden-Württemberg, Prof. 
Eberhard Trumpp, betonte heute, dass 
der Landkreistag Baden-Württemberg 
den Berufsschullehrerverband Baden- 
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Kernerwartungen an den Bund

1.	 Der grundsätzliche Ordnungsrahmen 
des Krankenhauswesens hat sich 
bewährt. So ist an der dualen Kran-
kenhausfinanzierung festzuhalten. 
Demgemäß muss die finanzielle und 
planerische Verantwortung für die 
Krankenhausinfrastruktur umfäng-
lich bei den Ländern verbleiben, von 
diesen aber auch umfassend wahrge-
nommen werden. Selektivverträge 
auch im stationären Bereich sind mit 
diesem Grundverständnis unverein-
bar und werden daher strikt abge-
lehnt. Sie erhöhen nicht nur unnötig 
die Bürokratielasten, sondern gefähr-
den überdies die stationäre Versor-
gung, insbesondere die Notfallversor-
gung in der Fläche, und schränken 
außerdem die Wahlfreiheit der Patien-
tinnen und Patienten unzulässig ein. 

2.	 Bei der Betriebskostenfinanzierung 
muss es zu Nachbesserungen kom-
men. Diese sollten sich an dem Leit-
bild orientieren, dass in einem Plan-
krankenhaus die praktisch erlösbaren 
Entgelte die tatsächlich anfallenden 
Kosten nachhaltig decken müssen – 
und zwar ohne dass man dafür zwin-
gend in Mehrleistungen zu gehen 
braucht oder die Pflege am Bett 
ausdünnen muss. Diesem Leitbild 
widerspricht die aktuelle Betriebs
kostenfinanzierung in zumindest 
viererlei Hinsicht: Erstens fehlt es an 
einer Regelung, wonach ein über-
durchschnittliches Personalkosten
niveau und ein überdurchschnitt-
liches Beschäftigungsniveau bei der 
Vereinbarung des Landesbasisfall-
werts erhöhend zu berücksichtigen 
sind. Zweitens werden tariflich und 
gesetzlich verursachte Personalkos
tensteigerungen nur unzureichend 
ausgeglichen. Drittens wird die kos
tengerechte Anpassung des Landes-
basisfallwerts über die Grundlohnrate 
bzw. den Veränderungswert sach
widrig gedeckelt. Viertens ist bislang 
nicht vorgesehen, dass Krankenhäu-

Dies kommt nicht von ungefähr. Viel-
mehr lässt sich sowohl bezüglich  
der vom Bund zu verantwortenden 
Betriebskostenfinanzierung als auch im 
Hinblick auf die dem Land obliegende 
Investitionsförderung eine strukturelle 
Unterfinanzierung diagnostizieren: Im 
Bereich der Betriebskosten werden die 
Personalkostenunterschiede zwischen 
den Bundesländern immer größer,  
während sich die Unterschiede bei  
den Krankenhausentgelten auf nied-
rigem Niveau nivellieren – beides zu 
Lasten Baden-Württembergs, wo sich  
die Tariflohn-Erlös-Schere definitiv  
nicht mehr schließen lässt. Im Bereich 
der Investitionsförderung wiederum 
wird der vorhandene Investitionsstau 
nicht nur nicht abgebaut, sondern 
wächst aufgrund einer jährlichen In
vestitionslücke von rund 100 Millionen 
Euro kontinuierlich weiter an – mit der 
zusätzlichen Konsequenz, dass wegen 
der ausbleibenden Investitionen auch 
die Betriebskosten der betroffenen Häu-
ser weiter steigen. 
Bund und Land haben zuletzt diverse 
Anstrengungen unternommen, um die 
Krankenhäuser in ihrer wirtschaftlich 
prekären Lage zu unterstützen. Dies ist 
ausdrücklich anzuerkennen. So hat der 
Bund mit dem Krankenhausstruktur
gesetz wichtige Weichenstellungen vor-
genommen. Das Land wiederum hat  
die Investitionsförderung substanziell 
erhöht. Dennoch bedarf es sowohl auf 
Bundes- als auch auf Landesebene wei-
terer Schritte, um die Krankenhausver-
sorgung nachhaltig sicherzustellen. 
Welche Kernerwartungen die baden- 
württembergischen Landkreise insoweit 
an Bund und Land haben, ist im Fol-
genden stichpunktartig aufgeführt. Die 
Landkreise stehen unverändert zu ihrer 
Verpflichtung, eine bedarfsgerechte Ver-
sorgung der Bevölkerung mit leistungs-
fähigen Krankenhäusern zu gewährleis
ten. Ohne substanzielle Unterstützung 
durch Bund und Land wird dies jedoch – 
auf Dauer – vielerorts nicht mehr gelin-
gen können. 

Doppelhaushalt ausreichend originäre 
Landesmittel für Krankenhausinvestitio
nen zur Verfügung zu stellen“, erklärte 
Hauptgeschäftsführer Prof. Trumpp. 
Hauptgeschäftsführer Prof. Trumpp un-
terstrich, dass die Landkreise unver
ändert zu ihrer Verpflichtung stünden, 
eine bedarfsgerechte Versorgung der Be-
völkerung mit leistungsfähigen Kranken-
häusern zu gewährleisten. „Ohne ausrei-
chende Unterstützung durch den Bund 
und das Land wird sich die Krankenhaus-
versorgung allerdings absehbar ver-
schlechtern“, unterstrich Trumpp. 

Kernerwartungen an  
die Krankenhauspolitik  

in Bund und Land

Ein Positionspapier des Landkreistags 
Baden-Württemberg

Die allermeisten Krankenhäuser in 
Baden-Württemberg haben – zumal in 
den letzten anderthalb Jahrzehnten – 
ihre strukturellen Hausaufgaben proak-
tiv und kontinuierlich erledigt. So konnte 
die Zahl der Krankenhäuser, die Zahl  
der Krankenhausbetten sowie die Ver-
weildauer in den Krankenhäusern deut-
lich verringert werden – und dies, obwohl 
gleichzeitig die Zahl der zu behandeln-
den Patientinnen und Patienten gestie-
gen ist. Hinzu kommt, dass gerade auch 
viele kommunale Häuser hierzulande – 
früher als andernorts – auf die Vorteile 
der Verbundbildung gesetzt haben. Dass 
Baden-Württemberg die bundesweit 
niedrigste Bettenzahl hat, zeugt von die-
sem im Wesentlichen gelungenen Struk-
turwandel. 
Ungeachtet dessen befinden sich  
die baden-württembergischen Kranken
häuser derzeit in einer wirtschaftlich 
äußerst schwierigen Situation. Nahezu 
jedes zweite Haus schreibt hierzulande 
rote Zahlen. Der Anteil der Häuser, die  
ein negatives Jahresergebnis aufweisen, 
ist in keinem Bundesland so hoch wie in 
Baden-Württemberg.
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sive abzubauen, muss das Land die 
Mittel für die Einzel- und Pauschal
förderung um insgesamt 150 auf  
600 Millionen jährlich aufstocken. 
Diese Aufstockung muss über ori
ginäre Landesmittel erfolgen, da  
die auskömmliche Krankenhausin
vestitionsförderung Landesaufgabe 
ist. Mindestens ein Drittel des jähr-
lichen Aufstockungsbetrags sollte 
dabei der zuletzt vernachlässigten 
Pauschalförderung zugute kommen. 
Von der Investitionsförderung strikt 
zu trennen ist dabei die Mittel
bereitstellung im Rahmen des Kran-
kenhausstrukturfonds. Schließlich 
dient die Einzel- und Pauschalförde-
rung im Kern dazu, die notwendigen 
Investitionskosten von Plankranken-
häusern zu decken, damit im Ergebnis 
ausreichend Krankenhauskapazitäten 
vorgehalten werden. Demgegenüber 
sind die Mittel aus dem Kranken
hausstrukturfonds insbesondere für 
Schließungs-, Konzentrations- und 
Umwandlungsvorhaben vorgesehen. 
Schon vor diesem Hintergrund sind 
die Mittel aus dem Krankenhausstruk-
turfonds grundsätzlich nicht geeig-
net, eine unauskömmliche Inves
titionsfinanzierung zu kompensieren 
oder gar eine Absenkung der Investi
tionsförderung zu rechtfertigen.  

2.	 Das Land muss seine Krankenhaus
planung nachschärfen und stärken. 
Denn es steht verfassungsrechtlich in 
der Pflicht, ein hinreichend dichtes 
Netz von qualitätsvoll arbeitenden 
Krankenhäusern sicherzustellen und 
dadurch gleiche Gesundheitschancen 
für alle Bürgerinnen und Bürger so-
wohl in den Ballungsräumen als auch 
im ländlichen Raum zu gewährleisten. 
Das zentrale Instrument des Landes, 
um diese sozialstaatliche Verpflich-
tung zu erfüllen, ist die Krankenhaus-
planung. Um diese zu ertüchtigen, 
sollte das Land in einem ersten Schritt 
ein Gutachten in Auftrag geben, um 
ausloten zu lassen, welche Gestal-
tungsspielräume die Länder haben, 

raussetzungen greifen noch zu selten, 
als dass der strukturellen Unterfinan-
zierung von bedarfsnotwendigen Kli-
niken in der Fläche und speziell im 
Ländlichen Raum auf breiter Front 
entgegengewirkt werden könnte. 

4.	 Um die Herausforderungen der Zu-
kunft zu meistern, bedarf es eines 
Gesundheitssystems, das ungleich 
stärker als heute durch Vernetzung, 
Koordination und Integration der 
Versorgungsleistungen geprägt ist. 
Dem Krankenhaus wird in diesem Zu-
sammenhang eine immer zentralere 
Rolle zuwachsen. Um den Übergang  
in dieses Gesundheitssystem der 
Zukunft zu gewährleisten, muss  
es mittelfristig zu einer sektoren
übergreifenden Versorgungsplanung 
kommen, die von den für die Da
seinsvorsorge zuständigen Ländern 
und Kommunen verantwortet wird. 
Zwischenschritte dorthin sind bei-
spielsweise die Stärkung der Rolle  
von Ländern und Kommunen bei der 
vertragsärztlichen Bedarfsplanung, 
der Ausbau der ambulanten Kranken-
hausversorgung zu fairen Konditionen 
sowie die Privilegierung von Me
dizinischen Versorgungszentren, die 
räumlich an ein Krankenhaus ange
gliedert sind, bei der Vergabe von Ver-
tragsarztsitzen. 

5.	 Im Gesundheitsbereich sind in der 
zurückliegenden Zeit zu viele für  
die Menschen, aber auch für die Kran-
kenhäuser, zentral wichtige Entschei-
dungen entparlamentarisiert wor-
den. Hier sind Korrekturen erforderlich. 
Insbesondere müssen Entscheidun
gen des Gemeinsamen Bundesaus-
schusses, die sich für die Gesundheits-
versorgung als wesentlich erweisen, 
einer parlamentarischen Kontrolle 
unterworfen werden. 

Kernerwartungen an das Land

1.	 Um den Investitionsstau im Kranken-
hausbereich nicht noch weiter an-
wachsen zu lassen, sondern sukzes-

ser mit den Krankenkassen kran
kenhausindividuelle Zuschläge ver-
einbaren können, wenn sich die 
Fallpauschalen aufgrund regionaler 
und struktureller Besonderheiten als 
nicht auskömmlich erweisen. 

3.	 Das Krankenhausstrukturgesetz ist 
von den Landkreisen als guter Kom-
promiss begrüßt und gewürdigt 
worden. Positiv hervorzuheben sind 
insbesondere die Einführung des 
Pflegezuschlags, die vollständige Ab-
schaffung der doppelten Degression 
sowie die Streichung des Investitions-
kostenabschlags bei der Vergütung 
ambulanter Leistungen des Kranken-
hauses. Anderthalb Jahre nach  
seinem Inkrafttreten ist das Kranken-
hausstrukturgesetz nunmehr freilich 
einem systematischen Monitoring zu 
unterwerfen. Dieses soll dazu beitra-
gen, dass die in dem Reformgesetz 
vorgesehenen Instrumente auch tat-
sächlich ihren vom Gesetzgeber an
gestrebten Zweck erfüllen. Dies gilt 
zum einen und v. a. für den Bereich  
der ambulanten Notfallleistungen im 
Krankenhaus. Hier hat sich zwar die 
Kooperation mit der Vertragsärzte-
schaft deutlich verbessert. Jedoch ist 
der mit dem Krankenhaustrukturge-
setz verfolgte Ansatz, die Vergütung 
der ambulanten Notfallbehandlung 
in den Kliniken durch eine stärkere 
Differenzierung des bestehenden 
Vergütungssystems zu verbessern, 
definitiv gescheitert. Daher sollte in 
Fortschreibung des Krankenhaustruk-
turgesetzes eine eigenständige ge-
setzliche Grundlage für die Vergütung 
der ambulanten Notfallleistungen 
geschaffen werden, damit die beiden 
an sich betroffenen Vertragspartner, 
nämlich Krankenkassen- und Kran-
kenhausseite, die insoweit notwen
digen Vereinbarungen treffen kön- 
nen. Zum anderen muss auch das  
mit dem Krankenhausstrukturgesetz 
nachgeschärfte Instrument des Si-
cherstellungszuschlags noch weiter-
entwickelt werden. Denn dessen Vo-
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Der engagierte Kommunalpolitiker for-
derte, die Krankenkassen sollten die 
Kliniken stattdessen endlich leistungs-
gerecht entgelten: „Ich wünsche mir  
von den Krankenkassen, dass sie die 
Kliniken nicht in den Ruin treiben, indem 
sie ihnen Leistungen seit Jahrzehnten 
vorenthalten, um selbst Gewinne zu 
scheffeln!“ Seit vielen Jahren seien 
beispielsweise Tariferhöhungen und 
Preissteigerungen für die Krankenhäuser 
nicht annähernd ausgeglichen worden. 
Die Kreiskrankenhäuser kämen einem 
gesetzlichen Auftrag nach und seien  
für die Grund- und Regelversorgung 
unverzichtbar. „Sie gehören zur Daseins-
vorsorge und sind gerade auf dem Land 
existenziell. Ohne die Kliniken würde sich 
die Infrastruktur des Kreises deutliche 
verschlechtern. Sie erfüllen diese Auf-
gabe sehr gut, wohl besser als manche 
Großklinik“, sagt Neser.
Zeitgleich sprach sich auch Baden-Würt
tembergs Sozialminister Manne Luche 
(B90/Die Grünen) für eine stärkere Kon-
zentration von Krankenhausstandorten 
aus: In einer Pressemitteilung, ebenfalls 
am 4. April, kündigte er an, die Förder
kriterien für die Krankenhausplanung 
bedarfsorientiert weiterzuentwickeln. Es 
sei Aufgabe des Landes, die vorhandenen 
Mittel im Krankenhausbereich so effi
zient und zielgerichtet wie möglich ein-
zusetzen. „Wir müssen weg vom Gieß-
kannenprinzip. Dafür brauchen wir einen 
Strukturwandel in unserer Krankenhaus-
landschaft. Die Medizin wird immer aus-
gefeilter und komplexer. Künftig wird es 
deshalb größere und leistungsfähigere 
Kliniken geben, in denen leistungsstarke 
Angebote möglich sind.“ Durch die Kon-
zentration von medizinischem Wissen an 
einem Standort werde die Versorgungs-
qualität der Menschen erheblich verbes-
sert, so der Minister.
„Der Minister hat sich vor den Karren  
der AOK spannen lassen“, sagt Neser. 
Dabei wäre es seine Aufgabe als 
Landesminister, mehr für die Kliniken  
im Land zu tun, nachdem Baden-Würt
temberg bundesweit schon die ge- 

5.	 Es darf nie wieder dazu kommen,  
dass ein strukturell sinnvoller Zu
sammenschluss von Krankenhäusern 
in öffentlicher Trägerschaft am Kar-
tellrecht scheitert. Das Land muss 
daher die Vorgabe aus dem Koali
tionsvertrag kurzfristig umsetzen und 
eine Bundesratsinitiative zur Ergän-
zung des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen starten. Ziel 
muss es sein, den Zusammenschluss 
von Plankrankenhäusern in den Fällen 
kartellrechtlich zu privilegieren, in 
denen der Träger der Krankenhauspla-
nung die Fusion für eine bedarfsge-
rechte Versorgung der Bevölkerung 
mit leistungsfähigen und wirtschaft-
lichen Krankenhäusern unter Beach-
tung der Vielfalt der Krankenhaus
träger für erforderlich erklärt. 

„Keine Diffamierung der 
Krankenhäuser!“

Engagierter Kommunalpolitiker  
übt scharfe Kritik an AOK-Landeschef 

und Sozialminister Lucha

Als „Wald- und Wiesen-Krankenhäuser“ 
hatte Christopher Herrmann die Kliniken 
im ländlichen Raum in Baden-Würt
temberg verunglimpft. Sie gehörten ab-
geschafft, so der Vorstandsvorsitzende 
der AOK Baden-Württemberg in der 
Rhein-Neckar-Zeitung vom 4. April 2017.
Karl Heinz Neser reagierte scharf: „Er 
beleidigt damit die Bürger dieses Raums 
und diffamiert die in diesen Häusern 
erbrachten ärztlichen Leistungen“, so der 
CDU-Fraktionsvorsitzende im Neckar- 
Odenwald-Kreis in einem Leserbrief an 
die RNZ. Als Verbandsvertreter der AOK 
wäre ihm anzuraten, sachgerechter zu 
urteilen. Neser weiter: „Die Beitragszah-
ler der AOK sitzen auch im ländlichen 
Raum und erwarten, dass die Kranken-
kassen nicht Milliardenbeträge horten, 
sondern sie zielgerecht zum Nutzen der 
Allgemeinheit – auch der Bürger im länd-
lichen Raum einsetzen!“

wenn sie ihre Krankenhauspla- 
nung stärker in den Dienst der 
Struktursteuerung stellen möchten. 
Die Gutachter sollten auch um kon-
krete Regelungsvorschläge gebeten 
werden. Eine gesetzgeberisch nach
geschärfte Krankenhausplanung 
muss dabei insbesondere dazu bei
tragen, die wohnortnahe Grund- und 
Notfallversorgung in der Fläche 
sicherzustellen, regional den Aufbau 
sektorenübergreifender, abgestufter 
Versorgungsstrukturen zu befördern 
und im Übrigen die hierzulande histo-
risch gewachsene, bewährte Träger-
vielfalt zu bewahren. 

3.	 Die Krankenhäuser durchlaufen ak
tuell eine massive digitale Transfor-
mation. Damit diese gelingt und – 
auch im Patienteninteresse – mög- 
lichst viele Innovationspotenziale 
gehoben werden, müssen die Häuser 
massiv investieren. Vor diesem Hinter-
grund entspräche es nicht nur der 
gesetzlichen Finanzierungsverant-
wortung des Landes, sondern würde 
auch zur Digitalisierungsoffensive  
des Landes passen, wenn – parallel zur 
Digitalisierungsstrategie Medizin und 
Pflege – ein krankenhausspezifisches 
Investitionssonderprogramm aufge-
legt würde, um Investitionen der Häu-
ser in die IT-Struktur zu refinanzieren. 

4.	 In den Krankenhäusern fehlt es zu-
nehmend an Ärztinnen und Ärzten,  
an Pflegepersonal sowie an anderen 
Gesundheitsfachberufen. Das Land ist 
daher aufgerufen, ein Paket mit kurz-, 
mittel- und langfristigen Maßnah-
men zur Bekämpfung des Fachkräfte-
mangels in den Krankenhäusern zu 
schnüren. Notwendige Bestandteile 
dieses Pakets sind die Erhöhung der 
Studienplatzzahlen im Fach Human-
medizin um mindestens 10 % sowie 
eine Bundesratsinitiative, die darauf 
abzielt, ärztliche Tätigkeiten in deut-
lich größerem Umfang als bisher auf 
nichtärztliche Gesundheitsfachkräfte 
zu delegieren bzw. durch sie zu substi-
tuieren. 
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mit einem breit gefächerten Branchen-
mix. Um die Bedeutung der Industrie  
für die Region Ostwürttemberg darzu-
stellen, finden auch hier in der Region 
zahlreiche Veranstaltungen statt.
Im Rahmen der Industriewoche 2017 
haben daher der Ostalbkreis, der Land-
kreis Heidenheim, die IHK Ostwürt
temberg und der Arbeitgeberverband 
Südwestmetall Ostwürttemberg ge-
meinsam den Young Industrial Art  
Award Ostwürttemberg ausgelobt. 
Wirtschaftsministerin Dr. Nicole Hoff-
meister-Kraut und Landrat Klaus Pavel 

gischen Industrie- und Handelskammer-
tag (BWIHK), der Landesvereinigung  
der Arbeitgeberverbände, dem DGB, der 
IGM und der IGBCE statt. Landesweit 
wurden unter diesem Dach etwa 300 
Veranstaltungen durchgeführt, die die 
Sichtbarkeit und Akzeptanz der Industrie 
erhöhen sollen. In Baden-Württemberg 
entfällt ein Drittel der Wertschöpfung 
auf die Industrie, ein wesentlicher Teil 
davon auf den Maschinenbau. Die 
Wirtschaft in Ostwürttemberg hat einen 
traditionellen Schwerpunkt im produ
zierenden und verarbeitenden Sektor 

ringste Dichte an Krankenhäuser habe. 
Kahlschlag in der Fläche sei das  
falsche Rezept, so der Kommunalpoli
tiker. Vieles im System der Krankenhaus-
finanzierung sei nicht nachvollziehbar: 
So habe Baden-Württemberg als Bun-
desland mit sehr hohen Einkommen 
gegenüber dem Bundesdurchschnitt 
bundesweit den niedrigsten Landes
basisfallwert. Auch vom Sicherstellungs-
zuschlag für Krankenhäuser in der Fläche 
bekomme wohl kein Krankenhaus in 
Baden-Württemberg etwas ab. Hier 
würde er sich den Einsatz des Sozial
ministers wünschen, so der CDU-Frak
tionsvorsitzende im Neckar-Odenwald- 
Kreis.
Quelle: Katrin Rüter, „Das Krankenhaus“, 
5/2017

Young Industrial Art Award 
wird ausgelobt

Warum es cool ist, Kunst zu machen

Im Rahmen der landesweiten Industrie-
woche 2017 haben der Ostalbkreis, der 
Landkreis Heidenheim, die IHK Ostwürt
temberg und der Arbeitgeberverband 
Südwestmetall Ostwürttemberg erst-
mals einen Industriepreis ausgelobt. In 
der Technischen Schule am Beruflichen 
Schulzentrum Aalen stellten Landrat 
Klaus Pavel und Vertreter der beteiligten 
Institutionen am 21. Juni 2017 den Wett-
bewerb öffentlich vor. Auszubildende 
technischer Berufe sind aufgerufen, im 
Ausbildungsteam in Zusammenarbeit 
mit ihrem Unternehmen und der Berufs-
schule Kunstobjekte zu schaffen, die 
prämiert, ausgestellt und schließlich für 
einen guten Zweck versteigert werden 
sollen.
Die Industriewoche fand auf Initiative 
von Wirtschaftsministerin Dr. Nicole 
Hoffmeister-Kraut vom 17. bis 24. Juni 
2017 in Baden-Württemberg in Zu
sammenarbeit mit dem Landesver- 
band der Baden-Württembergischen In-
dustrie (LVI), dem Baden-Württember-

Unterstützt durch:Im Rahmen der IndustrieWOche:Ausgelobt und Präsentiert von:

Bezirksgruppe Ostwürttemberg

Kontaktstelle  
Ostwürttemberg - Ostalbkreis

OSTWÜRTTEMBERG

Dann melde Dich mit anderen Azubis als Team an. 
Für die besten Objekte erhaltet Ihr tolle Preise und 
den Award in Gold, Silber und Bronze.

Bist Du Azubi in einem technischen Beruf 
und kommst im September ins zweite Lehrjahr? 
Hast Du Lust ein Kunstwerk entstehen zu lassen? 

DENN DU BIST EINZIGART IG

Mach dein Ding. Mach Kunst. Mach es im Team.

www.young-industrial-art-award.de

JETZT ANMELDEN

O

MEHR INFOS 
ERHÄLTST DU AUF 
UNSERER WEBSITE

ANMELDESCHLUSS 
14. AUGUST 2017
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K U N S T W E R K E 
FÜR DEN INNENRAUM

Unter Schirmherrschaft von: 
Wirtschaftsministerin 

Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut 
und

Landrat Klaus Pavel
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Ostalbkreis startet 
Online-Portal für sozialen 

Wohnraum

Vermieter können Wohnungen  
via Internet der Landkreisverwaltung 

melden

Sozialer Wohnraum für bedürftige 
Menschen ist knapp geworden. Egal ob 
alleinerziehende Mütter, Großfamilie, 
Rollstuhlfahrer oder Migranten, die 
Wohnungssuche im Ostalbkreis fällt mo-
mentan schwer. Noch schwerer wird es, 
wenn die Miete günstig sein muss oder 
die Wohnung barrierefrei sein soll. Der 
Ostalbkreis hat deshalb auf www.ostalb-
helfer.de ein Wohnraumportal eingerich-
tet, das Eigentümern von leerstehenden 
Wohnungen, Häusern oder einzelnen 
Zimmern die Möglichkeit bietet, diese als 
sozialen Wohnraum beim Landratsamt 
anzubieten.
„Als der Landkreis im Herbst 2015 die 
vielen geflüchteten Menschen unter-
bringen musste, war die Hilfsbereitschaft 
der Bevölkerung riesengroß. Uns wurden 
damals über 100 Wohnungen zur Unter-
bringung angeboten. Demnach gibt es 
Leerstände im Ostalbkreis, welche auch 
gut von bedürftigen Menschen genutzt 
werden könnten“, berichtet Landrat 
Klaus Pavel. Deshalb startet der Ostalb-
kreis auf der Seite www.ostalbhelfer.de 
unter dem Menüpunkt „Wohnraum
portal“ nun einen Versuch, diesen 
Wohnraum zu aktivieren. Über dieses 
Wohnraumportal können Vermieter der 
Landkreisverwaltung alle Informationen 
über die Leerstände mitteilen und auch 
Wünsche bezüglich den zukünftigen 
Mietern äußern. Die Daten und Angaben 
der Vermieter werden dabei nicht an 
Dritte weitergegeben und sind nicht öf-
fentlich einsehbar.
Die Mitarbeitenden und vor allem die 
Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter 
der Landkreisverwaltung betreuen sehr 
viele Personen, die auf der Suche nach 
freiem Wohnraum sind. Aus diesem Kreis 
werden die für die angebotenen Woh-

Award in Gold, Silber und Bronze. Da
rüber hinaus erhalten alle Teilnehme
rinnen und Teilnehmer am Award eine 
Anerkennung.
Die auslobenden Institutionen möchten 
außerdem mit dem Young Industrial Art 
Award Ostwürttemberg den Facetten-
reichtum der Industrie in der Region 
sichtbar machen und die Aufmerksam-
keit auf die Schaffenskraft der Unter
nehmen und der dort tätigen Mitar
beiterinnen und Mitarbeiter lenken. Im 
Hintergrund steht dabei auch die An-
nahme, dass industrielle Tätigkeiten im 
weitesten Sinne als kreative und künst
lerische Prozesse bezeichnet werden, an 
deren Ende Kunstwerke stehen; denn 
„Kunst“ bezeichnet im weitesten Sinne 
jede entwickelte Tätigkeit, die auf Wis-
sen, Übung, Wahrnehmung, Vorstellung 
und Intuition gegründet ist. Im engeren 
Sinne sind Ergebnisse gezielter mensch-
licher Tätigkeit gemeint, die nicht ein-
deutig durch Funktionen festgelegt sind. 
Außerdem dient Kunst – wie auch die 
industrielle Produktion – der Gesell-
schaft.
Der Preis hat zudem eine enge Bezie-
hung zum Thema Fachkräfteentwick-
lung. Durch die Verbindung von Kunst 
und Industrie werden insbesondere auch 
weibliche Auszubildende angesprochen 
und darüber hinaus die Industrie für 
Mädchen und Frauen noch interessanter 
gemacht. Dies dient dem Zweck, diese 
Zielgruppe für MINT-Berufe zu gewin-
nen.
Thema des Awards in diesem Jahr sind 
„Kunstwerke für den Innenraum“. Der 
Wettbewerb soll bei erfolgreicher Durch-
führung in mehrjährigem Turnus mit 
neuen Schwerpunkten ausgelobt wer-
den und längerfristig weitere Potenziale 
und Synergien heben. 
Weitere Infos unter www.young-indu
strial-art-award.de

haben die gemeinsame Schirmherr-
schaft für den Award. Ideell unter- 
stützt wird der Wettbewerb von der 
regionalen Wirtschaftsförderungsgesell-
schaft WiRO, der IG-Metall, der Mo
natszeitung Wirtschaft Regional, der 
Technischen Schule Aalen sowie der 
Kontaktstelle Frau und Beruf Ostwürt
temberg – Ostalbkreis. 
Der Award richtet sich an Auszubil- 
dende in technischen Berufsbildern wie 
etwa Industriemechaniker, Mechatroni-
ker, Werkzeug- und Zerspanungsmecha-
niker etc., die im September ins 2. Ausbil-
dungsjahr kommen. Die Auszubildenden 
sind in Abstimmung mit ihren Unterneh-
men aufgerufen, in ihren Ausbildungs-
werkstätten während einer kurzen Pro-
jektphase im Herbst freie Kunstobjekte 
bzw. Werk- oder Produktkunst im Kon-
text der industriellen Fertigung zu er
stellen. Dabei sollen sie von ihren Aus
bildungsbetrieben unterstützt werden 
– in Form von Materialien, Werkzeugen, 
Maschinen, Fachwissen, Projektbeglei-
tung und Zeit.
Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
werden nach der Sommerpause zu Be-
ginn des neuen Ausbildungsjahres in 
Workshops auf diese Aufgabe vorberei-
tet werden. Die Workshops werden von 
vier renommierten Künstlern aus der Re-
gion – Paul Groll, Laszlo Haschka, Rudolf 
Kurz und Andreas Welzenbach – be
gleitet. 
„Gemeinsam mit den Unternehmen  
und den Beruflichen Schulen im dualen 
Ausbildungssystem wollen wir junge 
Menschen ermutigen, aus ihrer beruf-
lichen Tätigkeit und den Betrieben he-
raus im Ausbildungsteam Kunstobjekte 
zu fertigen“, erläuterte Landrat Klaus 
Pavel eines der Ziele des Wettbewerbs. 
„Diese werden zur Eröffnung des neuen 
IHK-Bildungszentrums im Dezember 
2017 ausgestellt“, so Pavel weiter. Nach 
der Prämierung der drei besten Objekte 
durch eine Jury werden die Werke für 
einen guten Zweck versteigert. Den 
Teams mit den drei besten Kunstob-
jekten winken tolle Preise sowie der 
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gleichszahlungen für die beiden Jahre 
2012 und 2013 im Einzelfall allen recht
lichen Vorgaben entsprechen, an das  
OLG als zuständiges Berufungsgericht 
zurückverwiesen. 
Als Beklagter hat der Landkreis Calw 
bundesweit eine Vorreiterrolle über
nommen. Durch das Urteil des OLG 
Stuttgart ist jetzt bestätigt worden,  
dass gerade kommunale Krankenhäuser 
auf die Übernahme ihrer Betriebsver-
luste durch die Träger angewiesen sind, 
um die medizinische Grund- und Regel-
versorgung der Bevölkerung sicher
stellen zu können.

Hintergrund

Der BDPK hat den Landkreis Calw in 
einem Musterprozess mit bundesweiter 
Bedeutung auf „Unterlassung unlau-
teren Wettbewerbs“ verklagt, weil der 
Kreis die Verluste seiner Kliniken über 
Zuschüsse aus dem Kreishaushalt aus-
gleicht und Bürgschaften für die Kredite 
der Kreiskliniken gewährt. Eine gängige 
Praxis, vor allem bei Krankenhäusern  
in ländlichen Gebieten. Denn aufgrund 
der mangelhaften Finanzierung der 
Krankenhäuser durch Bund, Land und 
Krankenkassen, gelingt es den kommu-
nalen Krankenhäusern immer weniger, 
ein ausgeglichenes Jahresergebnis zu 
erwirtschaften. Da die Träger der kom-
munalen Krankenhäuser im Rahmen der 
Daseinsfürsorge verpflichtet sind, rund 
um die Uhr eine flächendeckende, wohn-
ortnahe, qualitativ hochwertige und 
bedarfsgerechte Grund- und Regelver-
sorgung sicherzustellen, sind sie immer 
öfter gezwungen, Betriebsverluste aus-
zugleichen und Kliniken Bürgschaften 
für Kredite zu gewähren. Der Bundesver-
band Deutscher Privatkliniken (BDPK) 
sieht darin einen Verstoß gegen Wett
bewerbs- und EU-Beihilfenrecht. 
Nachdem sowohl das Landgericht Tübin-
gen im Dezember 2013 als auch das Ober-
landesgericht Stuttgart als zuständiges 
Berufungsgericht im November 2014 
zugunsten des Landkreises Calw urteil-

Beihilfe. Die Klage des Bundesverbands 
Deutscher Privatkliniken e. V. (BDPK) 
gegen den Landkreis Calw wurde ab
gewiesen und eine Revision vor dem 
Bundesgerichtshof abgelehnt. 
„Wir freuen uns, dass das Oberlandes
gericht unserer Argumentation gefolgt 
ist und wir nun unsere Vorgehensweise 
vollumfänglich bestätigt sehen“, resü-
mierte der Calwer Landrat Helmut Rieg-
ger nach der Urteilsverkündung.
Durch das überwiegend lokal bzw. regio-
nal ausgerichtete Angebot der Kreis
kliniken Calw und Nagold sowie ihrer 
Fokussierung auf Standardleistungen im 
Sinne der Grund- und Regelversorgung 
mit Schwerpunkten hätten die Verlust
übernahmen durch den Landkreis nach 
Auffassung des OLG keine Auswirkungen 
auf den zwischenstaatlichen Handel 
gehabt. Auch eine durch sie verursachte 
Erschwernis des Marktzutritts bzw. des 
Bestehens am Markt für andere Klinik
betreiber konnten die Richter nicht 
feststellen. Insofern seien die Ausgleichs-
zahlungen des Landkreises Calw zur Auf-
rechterhaltung des Betriebs der defizitär 
arbeitenden Kreiskliniken für die Jahre 
2012 und 2013 – entgegen der Auffassung 
des BDPK – nicht als staatliche Beihilfen 
zu bewerten, die bei der Europäischen 
Kommission hätten angemeldet werden 
müssen. Daher wurde die Klage des BDPK 
auch in Hinblick auf die Jahre 2012 und 
2013 zurückgewiesen. Das OLG Stuttgart 
hat darüber hinaus entschieden, den  
Fall nicht dem Europäischen Gerichtshof 
vorzulegen und festgestellt, dass keine 
Gründe für eine Revision bestehen.  
Der Klägerseite bleibt also nur noch in-
nerhalb eines Monats beim Bundes
gerichtshof eine sog. Nichtzulassungs-
beschwerde einzulegen.
Am 24. März 2016 hatte der Bundes
gerichtshof (BGH) bereits die grund
sätzliche Zulässigkeit der Verlustüber-
nahme kommunaler Krankenhäuser 
durch ihre Träger unter bestimmten 
Voraussetzungen bestätigt. Allerdings 
hatte er die Klärung der Frage, ob die 
durch den Landkreis geleisteten Aus-

nungen passenden Personen ermittelt. 
Anschließend findet die Besichtigung 
der Wohnung statt. Wenn der Vermieter 
einverstanden ist, wird ein Mietvertrag 
zwischen ihm und dem Wohnungssu-
chenden abgeschlossen. Der Vermieter 
hat den Vorteil, dass er sehr schnell und 
möglicherweise schon nach einer Be-
sichtigung den passenden Mieter finden 
kann. Auch ist es wichtig zu wissen, dass 
die neuen Mieter von Mitarbeitenden 
des Landkreises betreut werden. 
„Wir sind auf die Resonanz, die das 
Wohnraumportal findet, schon sehr ge-
spannt und hoffen natürlich, dass poten-
zielle Vermieter das Portal gut anneh-
men und uns die Leerstände melden“, so 
der Landrat, „wenn wir 30 Wohnungen 
im Jahr erfolgreich vermitteln könnten, 
wäre das ein toller Erfolg!“
INFO: www.ostalbhelfer.de, Menüpunkt 
Wohnraumportal
Das Online-Meldeportal für sozialen 
Wohnraum ist ein kostenfreies Angebot 
des Landratsamts Ostalbkreis. Bevor ein 
Angebot eingestellt werden kann, muss 
sich der anbietende Vermieter regist
rieren.
Für Rückfragen stehen die Flüchtlings
beauftragte des Ostalbkreises Diana 
Kurschat und die Gleichstellungsbe
auftragte des Ostalbkreises Katharina 
Oswald gerne zur Verfügung (Tel. 0 73 61/ 
5 03-17 98).

OLG Stuttgart bestätigt 
Rechtmäßigkeit der 

Verlustausgleiche für  
die Kreiskliniken durch  
den Landkreis auch für  

2012 und 2013

Das Oberlandesgericht (OLG) Stuttgart 
hat sich am 23. 3. 2017 klar dafür ausge-
sprochen, dass die durch den Landkreis 
Calw getätigten Verlustausgleiche der 
Kreisklinken Calw und Nagold für die 
Jahre 2012 und 2013 rechtmäßig erfolgt 
sind. Es handle sich nicht um eine nach 
den EU-Wettbewerbsregeln verbotene 
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zu verhindern. Etliche „Peers“ haben 
bereits kritische Situationen erlebt und 
wollen dafür ein Bewusstsein bei den 
Fahrfrischlingen schaffen.
Eine Konzertierte Aktion zur Präven- 
tion von Essstörungen will besonders 
Lehr- und Fachkräfte aus Schule und 
Jugendarbeit erreichen. Sichtungsveran-
staltungen von empfehlenswerten Prä-
ventionstheatern, Fachvorträge, Grund-
lagen- und Methodenfortbildungen 
sensibilisieren für den Umgang mit 
Jugendlichen und vermitteln Ideen und 
Methoden für die präventive Arbeit.  
„Bei der Umsetzung der Inhalte in der 
eigenen Schule oder in und das Koope
rationstreffen Essstörungen praktische 
Jugendeinrichtungen leisten Suchtpro-
phylaxe Hilfe. Bisher stießen alle Veran-
staltungen auf eine erfreulich große Re-
sonanz“, berichtet Katharina Kiewel.
Um bei 225 Schulen und zahlreichen 
Jugendeinrichtungen im Landkreis in die 
Breite wirken zu können, wurde die Idee 
eines Referentenpools geboren. Dabei 
werden junge sozialpädagogische Fach-
kräfte geworben und angeleitet, präven-
tive Workshops mit Jugendlichen zu den 
Themen Alkohol, Rauchen, Essstörungen/
Bodykult und Glücksspiel anzubieten. 
Die Workshops werden laut Kiewel land-
kreisweit beworben und gut angenom-
men. „Suchtvorbeugung will frühzeitig 
ansetzen, auch schon im vorschulischen 
Bereich mit Eltern und Erzieherinnen“, 
erklärt die Sozialdezernentin. Ehrenamt-
liche Männer und Frauen mit pädago-
gischer Vorbildung werden gewonnen 
und angeleitet, Elternabende in Kinder-
tageseinrichtungen interaktiv und spie-
lerisch zu gestalten. „Wir möchten Eltern 
für ihr Vorbildverhalten sensibilisieren 
und ihnen Orientierungshilfen für wich-
tige Erziehungsfragen geben“, erläutert 
Kiewel. Die Elternabende befassen sich 
beispielsweise mit Themen wie Essen, 
Naschen, Medien, und was Kinder für 
eine gute Persönlichkeitsentwicklung 
brauchen. Dabei geht es um Aspekte wie 
Freiraum und Grenzen, Körper- und 
Selbstbewusstsein, Kreativität und Phan-

Suchtmitteln zu experimentieren – mit 
Alkohol, Zigaretten, Shisha-Pfeifen, mit 
illegalen Drogen, Legal Highs, mit Me-
dien und Glücksspiel“, erklärte Sozial
dezernentin Kiewel. Kinder und Jugend
liche müssten lernen, mit Suchtmitteln 
umzugehen, eine Haltung für sich zu 
entwickeln und die Risiken gut ein
zuschätzen. Durch die Angebote der 
Suchtvorbeugung sollen sie in ihrer Per-
sönlichkeitsentwicklung und Lebensbe-
wältigung gestärkt werden. Fähigkeiten 
und Stärken, aber auch eigene Grenzen 
erkennen lernen, sind wichtige Bausteine 
der Suchtprophylaxe.
Ein bundesweit einmaliges und mehr-
fach prämiertes Projekt ist „Future for 
all“. Hier setzen sich ehemalige Drogen-
abhängige als Referenten schulischer 
Suchtvorbeugung mit Schülern über  
ihre Lebensgeschichte auseinander. Mit 
Theaterpädagogik und Rollenspielarbeit 
werden Verhaltensalternativen für kri-
tische und belastende Situationen in 
Elternhaus, Schule und Freizeit spiele-
risch ausprobiert und diskutiert. Insge-
samt 125 Veranstaltungen mit Schülern 
und Eltern können jährlich in allen Schul-
arten mit sehr guten Rückmeldungen 
umgesetzt werden. Bemerkenswert ist 
das Schülermultiplikatorenseminar, bei 
dem sich Schüler der 8. Klasse in drei
tägigen Seminaren mit Suchtmitteln 
und Fragen der Suchtvorbeugung „von 
Schülern für Schüler“ auseinanderset-
zen. Jährlich werden bis zu 100 Jugend
liche aus über 20 Schulen erreicht. Die 
Teilnehmer entwickeln in der Folge span-
nende, von ihren Mitschülern gut ange-
nommene Aktionen in ihren Schulen 
oder im Freizeitbereich.
Beim Peer-Projekt an Fahrschulen setzen 
sich junge Leute mit „frischem“ Führer-
schein mit Fahrschülern über Alkohol 
und Drogen im Straßenverkehr ausei-
nander. Im Rahmen dieser zusätzlichen 
Einheit an der Fahrschule entwickeln sie 
gemeinsam Strategien, wie man Feiern 
und Fahren verantwortlich miteinander 
vereinbaren kann. Ziel ist es, die häufig 
folgenschweren Disco- und Partyunfälle 

ten, hatte im März 2016 der Bundesge-
richtshof Karlsruhe als Revisionsgericht 
die grundsätzliche Zulässigkeit der fi-
nanziellen Unterstützung kommunaler 
Krankenhäuser bestätigt. Allerdings ver-
wies er die Prüfung der Frage, ob die 
durch den Landkreis getätigten Verlust
ausgleiche der Jahre 2012 und 2013  
im Einzelfall allen rechtlichen Vorgaben 
entsprechen an das OLG als zuständiges 
Berufungsgericht zurück.

Starke Partner  
in der Suchtvorbeugung – 

Kreissparkasse und Landkreis 
Esslingen engagieren sich  

für Kinder und Jugendliche

Die Suchtprophylaxe im Landkreis Ess
lingen basiert auf einem Erfolgsrezept: 
gute Konzepte und Organisation, enga-
gierte Kooperationspartner sowie starke 
Unterstützer und Förderer wie die Kreis-
sparkasse Esslingen-Nürtingen. Sie er-
möglicht aus Mitteln der PS-Sparen-
Lotterie seit vielen Jahren Projekte in  
der Suchtvorbeugung in Kindergarten, 
Schule und Jugendarbeit. Dabei geht es 
vor allem darum, Kinder und Jugendliche 
in ihrer Persönlichkeitsentwicklung zu 
stärken und sie zu befähigen, ihr Leben 
gut zu meistern.
Die Kreissparkasse stellt dem Landkreis 
jetzt weitere 42 900 Euro für Suchtpro-
phylaxe-Projekte zur Verfügung. Kreis-
sparkassen-Vorstandsvorsitzender Burk-
hard Wittmacher überreichte den Scheck 
an Landrat Heinz Eininger, Sozial
dezernentin Katharina Kiewel sowie Elke 
Klös und Christiane Heinze von der 
Suchtprophylaxe des Landkreises. „Dank  
der Unterstützung der Kreissparkasse 
können wir landkreisweit eine ausge
zeichnete Präventionsarbeit leisten“, 
betonte Landrat Eininger. Durch ihr fi-
nanzielles Engagement sichere die Kreis-
sparkasse Projekte gerade im schulischen 
Bereich. Zielgruppe sind vor allem die  
7. Klassen: „In diesem Alter beginnen 
Jugendliche erfahrungsgemäß mit 
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In einer vom Landkreis angestoßenen 
Interessensabfrage wurde das große 
Engagement der Städte und Gemeinden 
für E-Mobilität noch einmal deutlich.  
Das gemeinsame Interesse am Aufbau 
einer landkreisweiten Ladeinfrastruktur 
soll durch ein durchgängiges Symbol 
bzw. einen Slogan für die Gestaltung  
der Ladestationen verdeutlicht werden. 
Aktuell werden hierfür Designvor-
schläge entworfen, die anschließend 
mit den Kreiskommunen abgestimmt 
werden. 
Um eine optimale Lokalisierbarkeit  
der Ladesäulen zu gewährleisten, wer-
den die zwei neuen Ladestationen  
am Landratsamt von der EnBW als  
POI (Point of Interest) in ein öffentliches 
Verzeichnis übertragen (Homepage, 
Navigationssysteme, App). Zusätzlich  
ist es angedacht, alle öffentlichen 
E-Ladestationen des Landkreises gra-
fisch in einer so genannten „Mobilitäts-
karte“ darzustellen. Eine Abfrage bei 
den Kreiskommunen wird in Kürze 
durchgeführt, um eine Übersicht über 
die vorhandenen, öffentlichen Lade
stationen zu erhalten. 
Im Rahmen des ersten Aufrufs zur 
Antragseinreichung der Förderrichtlinie 
Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge 
wurde ein Fördervolumen von insgesamt 
561 759,63 Euro auf zehn Bundesländer 
ausgeschüttet. Neben dem Landkreis 
Tuttlingen erhielten in Baden-Würt
temberg die Stadtwerke Ludwigsburg- 
Kornwestheim GmbH, das Hermann 
Geuder Elektrizitätswerk e. K. sowie die 
Gemeinde Berghülen einen Förderzu-
schuss. 
Insgesamt stehen im Rahmen des För-
derprogramms nach derzeitiger Finanz-
planung bis zu 10 Mio. Euro Fördermittel 
für den Aufbau von Normalladeinfra-
struktur zur Verfügung. „Viele unserer 
Kreiskommunen haben ebenfalls För-
deranträge im Rahmen des Förderpro-
gramms eingereicht. Wir hoffen, dass 
viele dieser Anträge in den folgenden 
Ausschüttungen der Fördergelder be-
rücksichtigt werden um gemeinsam ein 

Landkreis Tuttlingen  
erhält Förderzuschuss für  

die Einrichtung von  
zwei E-Ladestationen am 
Landratsamt Tuttlingen

Der Landkreis zählt damit zu den vier 
vom Bundesministerium geförderten 
Projekten in Baden-Württemberg. 
Das laufende Projekt „Elektromobilität 
im Landkreis Tuttlingen – Aufbau einer 
landkreisweiten Ladesäuleninfrastruk-
tur für Elektrofahrzeuge, Pedelecs und 
E-Bikes“ – wird im Rahmen der Förder-
richtlinie Ladeinfrastruktur für Elektro-
fahrzeuge (LIS) mit insgesamt 22 000 
Euro durch das Bundesministerium für 
Verkehr und digitale Infrastruktur geför-
dert. Die Umsetzung der Förderrichtlinie 
wird von der NOW Nationale Organisa-
tion Wasserstoff- und Brennstoffzellen-
technologie koordiniert. 
Mit dem Förderzuschuss sollen zwei öf-
fentliche E-Ladestationen der EnBW AG 
mit 22 kW Leistung am Hauptgebäude 
des Landratsamtes Tuttlingen installiert 
werden. „Die Installation der E-Ladesta
tionen bietet eine optimale Möglichkeit, 
Termine im Landratsamt mit dem Lade-
vorgang von Elektrofahrzeugen, Pedelecs 
und E-Bikes zu verknüpfen“ erklärt 
Adrienne Metzl, Klimaschutzmanagerin 
des Landkreises Tuttlingen. 
Der Landkreis Tuttlingen hat sich bereits 
früh im Bereich der nachhaltigen (E-)Mo-
bilität engagiert. Beispielhaft sind hier 
das Modellprojekt „3mobil“, die Mit
wirkung im Regionalen Arbeitskreis 
E-Mobilität sowie die Installation erster 
Ladestationen für Elektrofahrzeuge, 
E-Bikes und Pedelecs im Landkreis zu 
nennen. „Durch die Installation der 
neuen Ladestationen gehen wir den 
nächsten wichtigen Schritt in Richtung 
flächendeckende und nutzerfreundliche 
Ladeinfrastruktur“, betont Michael Guse, 
Dezernent für Wirtschaft, Kreisentwick-
lung und Kultur. „Ziel ist es – gemeinsam 
mit den Kreiskommunen – eine land-
kreisweite Ladesäuleninfrastruktur auf-
zubauen.“ 

tasie, Frustrationstoleranz und Konflikt-
fähigkeit, Selbstwert und Selbstver-
trauen.
Mit den finanziellen Mitteln der Kreis-
sparkasse organisiert die Suchtprophy-
laxe jährlich fast 200 Veranstaltungen 
für die über 100 000 Kinder und Jugend-
lichen im Landkreis Esslingen. „Ein tra-
gender Ansatz dabei ist es, Multiplika-
toren auszubilden, Ehrenamtliche und 
junge Menschen als Peers sowie Erwach-
sene für die Mitarbeit zu gewinnen, 
damit im Schneeballprinzip die Sucht-
vorbeugung auf vielen Schultern verteilt 
wird und so möglichst viele Kinder, 
Jugendliche und Erwachsene erreicht 
werden können“, erklärt die Sozialde
zernentin. Das Geld für die Suchtpro
phylaxe-Projekte stammt aus dem be-
kannten „PS-Sparen“ der Kreissparkasse. 
Bei dieser Sparer-Lotterie legen die Spa-
rer einen Teil ihres Lotterieeinsatzes  
fest an und haben zusätzlich die Chance 
auf einen Gewinn. Einen festgelegten 
Teil des Lotteriegeldes aus dem PS-Spa-
ren führt die Kreissparkasse sozialen 
Zwecken zu. „Mit dem Geld unterstützen  
wir gezielt gemeinnützige Projekte im 
Landkreis. Auf diese Weise helfen unsere 
Kunden mit ihrem Dauerauftrag beim 
PS-Sparen auch anderen Menschen“, er-
klärte Vorstandsvorsitzender Burkhard 
Wittmacher. „Der enge Schulterschluss 
von Kreissparkasse und Landratsamt er-
möglicht es, Tausende von Jugendlichen 
und ihre Eltern zu erreichen“, freut sich 
Landrat Heinz Eininger.
Ansprechpartnerinnen im Landratsamt 
Esslingen sind:
Beauftragte für Suchtprophylaxe 
Elke Klös, Telefon 07 11/39 02-25 71
E-Mail: Kloes.Elke@lra-es.de,
Koordination Suchtprophylaxe
Christiane Heinze, 
Telefon 0 70 21/9 70 43-10
E-Mail: Heinze.Christiane@lra-es.de
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Robert-Bosch-Stiftung 
fördert Gesundheitszentrum 

Schwäbische Alb

Mit dem Programm „PORT – Patienten
orientierte Zentren zur Primär- und Lang-
zeitversorgung“ unterstützt die Robert 
Bosch Stiftung bundesweit fünf Initia
tiven bei der Umsetzung modellhafter 
lokaler Gesundheitszentren. Die Bosch- 
Stiftung fördert die Umsetzung des Ge-
sundheitszentrums Schwäbische Alb in 
Hohenstein in den kommenden Jahren 
mit bis zu 500 000 Euro. Die künftigen 
PORT-Zentren sollen die umfassende 
Grundversorgung der Bevölkerung in 
einer Region gewährleisten und insbe-
sondere eine bessere Versorgung von 
chronisch kranken Menschen aus einer 
Hand ermöglichen.
Für das Gesundheitszentrum hatte sich 
federführend die Gemeinde Hohenstein 
beworben und gemeinsam mit allen 
Akteuren einen umfassenden Antrag 
ausgearbeitet: Ziel des Gesundheitszen-
trums ist es, den Bürgerinnen und Bürger 
in Hohenstein und auf der Schwäbischen 
Alb eine auf den regionalen konkreten 
Bedarf abgestimmte umfassende Ge-
sundheitsversorgung sicherzustellen. 

Ortenau werden. Das Elsass und die 
Ortenau wachsen damit noch ein Stück 
näher zusammen. Ich freue mich sehr, 
dass wir nun die Baugenehmigung 
erteilen konnten, denn das Forum hat 
das Potenzial für ein Wahrzeichen des 
Eurodistrikts in der Ortenau“, sagte 
Landrat Scherer und gratulierte Jürgen 
Grossmann für dessen Durchhaltever-
mögen. Im mehrjährigen Planungs- und 
Genehmigungsverfahren mussten rund 
25 Träger öffentlicher Belange und elf 
Fachbehörden angehört und deren 
Anliegen angemessen berücksichtigt 
werden. 
„Was für ein außergewöhnlich schöner 
Tag“, sagte Investor und Architekt Jürgen 
Grossmann. „Nach neun Jahren Planung 
und Vorbereitung geht es jetzt mit Sie-
ben-Meilen-Stiefeln dem Ziel entgegen: 
Das ist ein tolles Glücksgefühl.“ 
Bereits in zwei Jahren soll das Forum am 
Rhein eröffnet werden, so Grossmann. 
„Zunächst wird jetzt eine Trafo-Station 
versetzt, im August rollen dann die 
Bagger an. Bis Ende August wollen wir 
mit den Erdarbeiten soweit sein und mit 
der Bodenverdichtung beginnen. Im Sep-
tember soll dann die Grundsteinlegung 
stattfinden.“ 

flächendeckendes Netz an E-Ladesta
tionen aufbauen zu können“, berichtet 
Landrat Stefan Bär. Mit der Installation 
der zwei E-Ladestationen am Landrats
amt Tuttlingen soll noch dieses Jahr be-
gonnen werden. 

Landratsamt Ortenaukreis 
erteilt Baugenehmigung  
für „Europäisches Forum  

am Rhein“ 

Landrat Scherer:  
„Potenzial für ein Wahrzeichen  

des Eurodistrikts in der Ortenau“ 

Landratsamt Ortenaukreis hat die bau-
rechtliche Genehmigung zum Bau des 
„Europäischen Forums am Rhein“ (EFAR) 
in Neuried-Altenheim erteilt. Landrat 
Frank Scherer überreichte am 28. Juni 
2017 dem Architekten und Bauherrn Jür-
gen Grossmann die Genehmigung für 
das geplante Gebäude auf der Gemar-
kung Altenheim in unmittelbarer Grenz-
nähe zu Frankreich bei der Pierre-Pflim-
lin-Brücke. 
Das „BAAL novo Theater Eurodistrikt“ 
steht bereits als Mieter fest und wird  
in den Räumlichkeiten eine neue Spiel-
stätte mit Amphitheater und Proberaum 
beziehen. Vorgesehen sind auch eine 
gastronomische Nutzung mit einer 
Rhein-Terrasse sowie eine Marktpassage 
mit regionalen Produkten aus der Orte-
nau und dem Elsass. Gleichzeitig soll das 
EFAR Reisenden als neues Tor zur Orte-
nau und dem Schwarzwald dienen, mit 
einen Tourismusportal, Informationen 
und Tipps für Aufenthalte in der Region. 
Ein Info-Center des Regierungspräsi
diums Freiburg wird zum Hochwasser-
schutz und dem Naturraum Oberrhein 
informieren. Auf dem Gesamtareal sind 
rund 200 Parkplätze geplant. 
„Das Europäische Forum am Rhein wird 
nicht nur ein architektonischer Blickfang 
in exponierter Lage, sondern auch ein 
einmaliges touristisches und kulturelles 
Highlight im Eurodistrikt Strasbourg-

Landrat Frank Scherer (rechts) überreichte Jürgen Grossmann, Architekt und Investor  
des „Europäischen Forums am Rhein“, die Genehmigung für das geplante Gebäude an  
der deutsch-französischen Grenze bei Neuried-Altenheim. �
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sentlichen Beitrag zur Integration. Acht 
Lehrer von drei Privatschulen in Zamosc 
besuchten daher in der vergangenen 
Woche den Landkreis Schwäbisch Hall, 
im Rahmen eines Erasmus-Projektes 
zum Thema „multikulturelle Heraus
forderungen an Schulen“. Landrat Ger-
hard Bauer erzählte im gemeinsamen 
Gespräch von den großen Chancen die 
multikulturelle Schulklassen bieten. 
„Das Beherrschen der deutschen Sprache 
ist für Zuwanderer die Eintrittskarte in 
das wirtschaftliche, kulturelle, gesell-
schaftliche und politische Leben“, so 
beschreibt Landrat Gerhard Bauer die 
wichtigste Voraussetzung für eine er-
folgreiche Integration und damit die Teil-
habe an der Gesellschaft. Gute Deutsch-
kenntnisse bilden die Grundlage für 
qualifizierte Schulabschlüsse, erleichtern 
den Zugang zum Arbeitsmarkt, zur poli-
tischen Information und ermöglichen 
ein tieferes Verständnis der deutschen 
Gesellschaft. „Die Förderung der deut-
schen Sprache ist deshalb ein wesent-
licher Schwerpunkt unseres Integra
tionskonzepts“, erklärt der Landrat. 
Der kurze Einblick in die „gelebte Will-
kommenskultur“ im Landkreis hat die 
Delegation tief beeindruckt. „Wie schaf-
fen Sie das?“, fragte Boguslaw Klimczuk, 
Leiter der Besuchsgruppe den Verwal-
tungschef. „Integration ist eine gesamt-
gesellschaftliche Aufgabe und kann nur 
gemeinsam gelingen. Das Wichtigste ist 
Offenheit und Toleranz“, so Landrat Ger-
hard Bauer.
Das Erasmusprogramm fördert drei 
weitere Besuche der polnischen Lehrer-

Arbeit vieler Beteiligter in Hohenstein, 
die sich für eine bestmögliche Gesund-
heitsversorgung und Prävention enga-
gieren“ zeigt sich Bürgermeister Jochen 
Zeller erfreut.
Die Versorgung chronisch kranker Men-
schen ist eine der zentralen Herausforde-
rungen des Gesundheitswesens. Bereits 
heute werden über 75 Prozent der Ge-
sundheitsausgaben in Deutschland für 
die Behandlung chronisch Kranker be
nötigt. In den kommenden Jahren wird 
die Zahl der chronisch und mehrfach er-
krankten Menschen weiter zunehmen. 
Gleichzeitig stehen weniger Gesund-
heitsfachkräfte zur Verfügung, vor allem 
in strukturschwachen Regionen. Diesen 
Herausforderungen hat sich der Land-
kreis Reutlingen und die Gemeinde Ho-
henstein frühzeitig gestellt. 
Die Auswahl der künftigen PORT-Zentren 
erfolgte in einem mehrstufigen Ver
fahren aus rund 60 Bewerbungen. Im 
ersten Schritt wurden acht Initiativen 
über mehrere Monate bei der Konzept
entwicklung von der Robert Bosch Stif-
tung begleitet und finanziell unterstützt. 
Aus den erarbeiteten Konzepten hat eine 
Expertenjury unter anderem Hohenstein 
ausgewählt.

Landrat Gerhard Bauer 
begrüßt Lehrer aus Zamosc 

(Polen) im Landratsamt 

Nach der Flüchtlingswelle im Sommer 
2015 leistet die Schullandschaft im 
Landkreis Schwäbisch Hall einen we

Dies umfasst auch die Vorsorge und die 
Gesundheitsförderung. Damit die Ver-
sorgung patientenorientiert, koordiniert 
und kontinuierlich erfolgen kann, arbei-
tet im Zentrum ein Team aus verschie-
denen Gesundheits-, Sozial- und anderen 
Berufen zusammen. Dabei werden neue 
Potenziale wie z. B. E-Health oder Tele
medizin genutzt.
„Die Versorgung chronisch kranker 
Menschen findet vorwiegend in Haus-
arztpraxen statt, die trotz großen En-
gagements mit den zunehmenden He-
rausforderungen im Versorgungsalltag 
zu kämpfen haben. Auch für Patienten 
wird es zunehmend schwierig, das erfor-
derliche Netzwerk an Unterstützern zu 
bilden und zu koordinieren. Wir freuen 
uns daher, dass wir mutige Pioniere ge-
funden haben, die gemeinsam mit uns 
Impulse setzen für eine Neuausrichtung 
der ambulanten Versorgung, für eine 
verbesserte und zukunftsfähige Ver
sorgungsqualität, begründet Frau Dr. 
Bernadette Klapper, Leiterin des Bereichs 
Gesundheit das starke Engagement der 
Robert Bosch Stiftung. 
Landrat Thomas Reumann und Bürger-
meister Jochen Zeller freuen sich über  
die Förderung des Gesundheitszentrums 
und sehen sie als eine Bestätigung für 
den Ansatz, den Patienten in den Mit
telpunkt zu stellen und die Angebote  
der Beteiligten bestmöglich miteinander 
zu vernetzen: „Wir haben im Landkreis 
Reutlingen frühzeitig das Thema Sicher-
stellung der hausärztlichen Versorgung 
auf die Tagesordnung gesetzt. Gesund-
heit ist ein wesentlicher Teil der Da
seinsvorsorge. Das Gesundheitszentrum 
Schwäbische Alb in Hohenstein ist des-
halb ein wichtiger und konsequenter 
weiterer Schritt, der auch die Prävention 
und Gesundheitsförderung einschließt“, 
unterstreicht Reumann.
„Die Förderung des Projektes durch die 
Robert-Bosch-Stiftung ist für die weitere 
Entwicklung von Hohenstein, das sich als 
gesunde Gemeinde zertifiziert hat eine 
wichtige Unterstützung. Sie ist auch eine 
Anerkennung und Wertschätzung der 
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maringen altersbedingt ausscheidet, 
führte die Kreisverwaltung das erste Ent-
wicklungsprogramm für Führungsnach-
wuchskräfte durch. Elf Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer wurden durch ein As-
sessment Center ausgewählt und nah-
men an einem 19-monatigen Programm 
teil, das von einer externen Firma be
gleitet wurde. In dieser Zeit wurden die 
hausinternen Talente auf Führungs
aufgaben vorbereitet. In einzelnen Mo-
dulen lernten sie z. B. Gesprächsführung, 
Konfliktmanagement, Personalrecht, 
Changemanagement und strategische 
Steuerung. Parallel hierzu hatten die Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer verschie-

Hausspitze auf Plakaten fest, um die 
Ergebnisse für alle Mitarbeiter zu doku-
mentieren.

Erstes Entwicklungs
programm für Führungs-
nachwuchskräfte beim 

Landratsamt Sigmaringen 
abgeschlossen

An Führungskräfte werden heute immer 
höhere Anforderungen gestellt. Vor 
diesem Hintergrund und weil in den 
nächsten zehn Jahren fast die Hälfte der 
Führungskräfte im Landratsamt Sig

gruppe in Deutschland. „Deutschland 
hat es schon einmal geschafft viele 
Einwanderer zu integrieren, wir können 
hier vieles lernen“, ergänzte Boguslaw 
Klimczuk seinen Dank an den Landrat. 

Landratsamt Sigmaringen 
veranstaltet „Tag der 

Führung“ unter dem Motto 
„Was wäre ich nur ohne 

meine Fehler?“

Im Mai 2017 wurde im Landratsamt 
Sigmaringen der erste „Tag der Füh-
rung“ abgehalten. Die Veranstaltung 
bot den aktuellen und zukünftigen 
Führungskräften des Hauses die Mög-
lichkeit, sich dem Thema Führung zu 
widmen. Jongleur Andy Gebhardt gab 
zum Einstieg einen Impulsvortrag zum 
Thema „Was wäre ich nur ohne meine 
Fehler?“. Begleitet von einer eindrucks-
vollen Jonglage vermittelte er seine Ge-
danken und Erfahrungen zum Umgang 
mit Fehlern. Seine These lautet: „Ein Feh-
ler ist besser als kein Fehler.“ Fehler  
sind bedeutend, denn sie haben immer 
eine Ursache und bieten die Chance  
zur Nachbetrachtung. Der Profi-Jongleur 
berichtete, dass ihm in seinem Jong-
lage-Training viele Fehler unterlaufen. 
Durch die Auseinandersetzung mit dem 
Fehler lernte er daraus und konnte sich 
so stetig verbessern. Seine Botschaft 
lautete: Ein offener und toleranter Um-
gang mit Fehlern unterstützt Lernkultur 
sowie Entscheidungskultur und verbes-
sert das Arbeitsklima.
Im Anschluss an den bemerkenswerten 
Impulsvortrag ging die Führungsriege 
gemeinsam in einen offenen Dialog. In 
zwei Austauschrunden in der Form des 
„World Cafés“ machten sie sich Gedan-
ken dazu, wie Fehler als Chance genutzt 
werden können und wie die Fehlerkultur 
im Landratsamt verbessert werden kann. 
Auch die hauseigenen Rahmenbedin-
gungen zum Treffen von Entscheidungen 
wurden hinterfragt. Ihre Gedanken 
hielten die Fachbereichsleiter und die Teilnehmer des Führungskräftenachwuchsprogramms und ihre Coaches. 
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Mit Kopf, Herz und Hand  
für den Klimaschutz  
im Rems-Murr-Kreis

Projekt „Weltenretter“ startet  
in die neue Saison: Neue Angebote  
für Vereine, Verbände und Schulen  

sind ab sofort buchbar

Die Natur- und Umweltpädagogen des 
Kreisjugendrings Rems-Murr e. V. sind 
wieder im Namen des Klimaschutzes 
unterwegs: Mit Unterstützung des 
Rems-Murr-Kreises vermittelt der Kreis-
jugendring Kindern und Jugendlichen, 
was Klimawandel bedeutet und was sie 
selbst im täglichen Leben unternehmen 
können. Ganz nach dem Prinzip „vom Er-
leben zum Handeln“ werden die Ange-
bote in erster Linie im Freien durchge-
führt und sind für Vereine, Verbände und 
Schulen ab sofort buchbar.
Mit Unterstützung des Landkreises und 
der Rems-Murr-Stiftung hat der Kreis
jugendring sechs praxisorientierte Mo-
dule entwickelt, in denen sich Kinder und 
Jugendliche mit den Phänomenen Kli-
mawandel und Wetter, den erneuerbaren 
Energien und dem Ressourcenschutz 
beschäftigen können. Trotz der ernsten 
Inhalte geht es nicht darum, mit erhobe-
nem Zeigefinger die Kinder zu ermahnen. 
„Die Experimente mit eigenen Mes-
sungen, Bastelaktionen, das Werken und 
Bauen machen Spaß und sprechen die 
Kinder in ihrer eigenen Lebenswelt an“, 
weiß die Projektleiterin Simone Maile. 
Sie hat die „Weltenretter“-Module im 
vergangenen Sommer bereits mit eini-
gen Kindergruppen erprobt. „Klima-
schutz und Klimawandel sind wichtige 
Zukunftsthemen in unserer Gesellschaft. 
Ein Bildungsprojekt für Kinder, bei dem 
sie spielerisch etwas über den Klima
wandel lernen können, ist für mich eine 
tolle und gute Sache. Wir sind voraus
schauend für unseren Landkreis unter-
wegs, wenn wir unserem Nachwuchs 
diese Themen schon frühzeitig näher 
bringen“, betont auch Landrat Dr. Richard 
Sigel. Neben baulichen und technischen 

erfährt der Ausbau des schnellen Inter-
nets im Landkreis Tübingen einen deut-
lichen Schub“, so Messner bei der Über-
gabe in Berlin. 
Insbesondere könne man mit dem  
Geld nun externe Beraterleistungen in 
Anspruch nehmen, mit denen für den 
Glasfaserausbau in Gewerbegebieten, 
die bislang noch unterversorgt seien, die 
entsprechenden Anträge auf konkrete 
Projektförderung gestellt werden kön-
nen. 
Sein Dank gelte dem Bund für dieses 
wichtige Signal an unsere Kommunen, 
betonte Messner. Insbesondere danke  
er der Parlamentarischen Staatssekre
tärin und Bundestagsabgeordneten des 
Wahlkreises Tübingen-Hechingen An-
nette Widmann-Mauz MdB, die die jetzt 
von Erfolg gekrönte Antragstellung mit 
großem Engagement begleitet habe.
Eine im Herbst 2016 von der Land
kreisverwaltung durchgeführte Markt
erkundung hatte ergeben, dass in mehr 
als der Hälfte der kreisangehörigen 
Kommunen im Hinblick auf schnelles 
Internet noch zahlreiche sog. „weiße 
Flecken“ bestehen, vor allem in Ge-
werbe- und Industriegebieten in Tübin-
gen, Rottenburg, Hirrlingen, Neustetten 
und im Steinlachtal. Um diese Versor-
gungslücken baldmöglichst zu schlie-
ßen, bereitet die Landkreisverwaltung 
aktuell gemeinsam mit den betroffenen 
Kommunen, deren interessierten Ge-
werbebetrieben und einem Planungs-
büro die weitergehende Antragstellung 
auf Förderungen von Bund und Land vor. 
Ziel ist es, in das „Sonderprogramm  
für Industrie- und Gewerbegebiete“ auf-
genommen zu werden, das durch antei-
lige Mitförderung durch das Land im-
merhin mit einer Förderqote bis zu 70 % 
den Glasfaserausbau für ein künftiges 
Datenvolumen von 1 G/bit bezuschusst. 
„Damit wir dieses Ziel erreichen können, 
arbeiten wir zügig und intensiv weiter 
– damit das schnelle Internet im Land-
kreis weiter Fahrt aufnehmen kann“, 
gibt sich Hans-Erich Messner zuver
sichtlich. 

dene Projekte zu bearbeiten. Landrätin 
Stefanie Bürkle machte bei einer Ab-
schlussveranstaltung deutlich: „Die Ent-
wicklung des eigenen Führungsnach-
wuchses ist ein wichtiger Baustein, um 
unsere Kreisverwaltung auch künftig gut 
zu aufzustellen.“ An die jungen Mitarbei-
ter gerichtet, betonte sie: „Sie sind unsere 
Investition in die Zukunft.“ Zum Ab-
schluss bekamen die Nachwuchstalente 
Gelegenheit, sich und ihre Projekte vor 
allen Führungskräften des Landrats
amtes Sigmaringen zu präsentieren.

Breitbandförderprogramm 
des Bundes: Rückenwind  

für den Ausbau des  
schnellen Internets im  

Landkreis Tübingen 

Mit einem breit aufgelegten Förderpro-
gramm unterstützt die Bundesregierung 
deutschlandweit den Ausbau leistungs-
fähiger Breitbandnetze in Regionen, in 
denen ein flächendeckender, privatwirt-
schaftlich gestützter Ausbau bisher noch 
nicht gelungen ist. Damit Kommunen  
in unterversorgten Gebieten entspre-
chende Projekte auf den Weg bringen 
können, fördert der Bund Beraterleis
tungen, die die Planung und Durchfüh-
rung dieser Projekte ermöglichen sollen. 
Hiervon profitiert auch der Landkreis 
Tübingen, der für die Förderung des Glas-
faserausbaus in unterversorgten Gewer-
begebieten einen Zuschuss in Höhe von 
50 000 Euro erhält. Hans-Erich Messner, 
erster Landesbeamter des Landkreises 
Tübingen, nahm in Vertretung von Land-
rat Joachim Walter am Montag, 29. Mai 
2017 den Förderbescheid von Enak Ferle-
mann MdB, Parlamentarischer Staatsse-
kretär beim Bundesministerium für Ver-
kehr und digitale Infrastruktur entgegen. 
„Ein hochleistungsfähiges Breitband-
netz ist einer der zentralen Standort
faktoren für die Zukunftsfähigkeit und 
die wirtschaftliche Entwicklung unserer 
Betriebe und damit auch unserer Kom-
munen. Mit dem Fördergeld des Bundes 



Landkreisnachrichten 56.Jahrgang

164

Personen ein sozialversicherungspflich-
tiges Beschäftigungsverhältnis gefun-
den haben, wird das Projekt im Jahr 2017 
fortgesetzt.
Nicht erst seit den Flüchtlingsbewe-
gungen der letzten Jahre ist klar, dass es 
unter den Asylbewerberinnen und Asyl-
bewerbern zahlreiche Personen gibt, die 
gut ausgebildet sind und schulische oder 
berufliche Kenntnisse und Fähigkeiten 
mitbringen. Dieses Potenzial gilt es früh-
zeitig bei der Integration in Arbeit, auch 
als Integration in die Gesellschaft, zu 
nutzen. 
Im anzuwendenden Asylbewerberleis
tungsrecht sind jedoch keine Leistungen 
vorgesehen, die auf die Integration in 
den Arbeitsmarkt abzielen. Jobcenter 
dürfen mit diesen Personen nicht arbei-
ten, da sie aufgrund des fehlenden 
Bleiberechtsstatus keinen Zugang zu den 
Leistungen des Zweiten Buch Sozialge-
setzbuch (SGB II) haben. Deutsch- und 
Integrationskurse des Bundesamtes für 
Migration und Flüchtlinge (BAMF) ste-
hen seit kurzer Zeit nur einem einge-
schränkten Personenkreis zur Verfügung. 
Die Vermittlungsangebote der Bundes
agentur für Arbeit (BA) können nur  
von Personen genutzt werden, die dem 
Arbeitsmarkt, auch aufgrund ausrei-
chender Deutschkenntnisse, zur Verfü-
gung stehen.
Der Landkreis Waldshut hat daher mit 
den Planungen für ein entsprechendes 
Projekt bereits Mitte des Jahres 2015 und 
damit vor der Flüchtlingswelle begon-
nen. Im November 2015 erfolgte dann der 
Beschluss der Kreisgremien, die beste-
hende Lücke durch ein eigenes Projekt 
des Landkreises zu schließen. Im Januar 
2016 startete mit einer Finanzierung des 
Landkreises in Höhe von 100 000 Euro 
das neu entwickelte Projekt „MiKa“. Der 
Name des Projekts beinhaltet sogleich 
das wesentliche Ziel des Projekts: Migran-
ten integrieren in Kultur und Arbeit.
Zur Durchführung dieses Landkreis
projekts konnte auf die GWA gGmbH 
zurückgegriffen werden. Hierbei handelt 
es sich um eine bereits seit 1. 4. 1996 be-

●  �Klimawandel – Hau rein!�  
Wie sich jeder einzelne für Klima-
schutz einsetzen kann – Tipps und 
sofort praktische Umsetzung

●  �Die 3rrr – reduce, reuse, recycle�  
Ressourcen sparen und schützen – mit 
Mitmachaktionen

● � Plastik – Fluch oder Segen�  
Informationen zum Thema Plastik und 
Wege zur Müllvermeidung

●  �Nahrung ist mehr als Essen�  
Was hat unsere Nahrung mit Klima zu 
tun – mit leckeren Probierlein / klima
freundlichem Kochen

Keiner wird vergessen – 
Asylbewerberinnen und 

Asylbewerber mit  
hoher Bleiberechtswahr-

scheinlichkeit frühzeitig in 
den Arbeitsmarkt integrieren

Der Landkreis Waldshut setzt sein erfolg-
reiches Projekt „MiKA“ fort. In diesem 
Projekt werden Asylbewerberinnen und 
Asylbewerber mit hoher Bleiberechts-
wahrscheinlichkeit noch im laufenden 
Asylverfahren an den Arbeitsmarkt he-
rangeführt. Nachdem im Jahr 2016  
im Rahmen dieses Projekts bereits 24 

Klimaschutzlösungen fördert der Rems-
Murr-Kreis deshalb auch die Umwelt
bildung und Gestaltungskompetenz  
von Kindern und Erwachsenen im Rah-
men des kreiseigenen Klimaschutz-
Handlungsprogramms 2016 bis 2018.
Die „Weltenretter“-Module richten sich 
an Kindergruppen im Alter von fünf bis 
zehn und zehn bis 15 Jahren. Sie sind fle-
xibel anwendbar, dauern in der Regel 
zwei bis vier Stunden und werden jeweils 
von zwei Umweltpädagogen des Kreisju-
gendrings geleitet. Bei Buchungen und 
Fragen können Sie sich an info@jugend-
arbeit-rm.de wenden.

Überblick über das Angebot:

Diese „Weltenretter“-Module sind ab 
sofort wieder buchbar:
● � Wetterfrosch und Wolkenschloss�  

Wetter und Klima entdecken, ver
stehen und schützen – Theorie mit 
Praxisexkursion

● � Sonne, Wasser, Wind und Biomasse�  
Erneuerbare Energie verstehen und er
leben – Experimente und Basteln

● � Klimawandel – Was geht?�  
Über Klimawandel informieren und 
sensibilisieren – gerne in Kombination 
mit Hau rein!
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Vom „Integrationsbüro Arbeit“ werden 
jährlich 40 Projektteilnehmer/innen  
für den im Projekt beinhalteten „Arbeits-
integrationskurs“ vorgeschlagen. Pro 
Jahr werden zwei Kurse für jeweils 20 
Teilnehmer/innen angeboten. In diesen 
„Arbeitsintegrationskursen“ werden die 
Teilnehmer/innen durch eine vierwö-
chige Theoriephase und eine anschlie-
ßende siebenwöchige betriebliche Erpro-
bung auf die Vermittlung in den ersten 
Arbeitsmarkt vorbereitet. Zudem verbes-
sern die Teilnehmer/innen ihre Deutsch-

dieser Daten wird dann zu potentiellen 
Arbeitgebern der Region Kontakt aufge-
nommen und gegebenenfalls auch mit 
dem Bewerber oder der Bewerberin ein 
Vorortbesuch dort durchgeführt. 
Die Mitarbeiter des Integrationsbüros 
Arbeit stehen den potenziellen Arbeit
gebern jederzeit als Ansprechpartner  
zur Verfügung. Sie sind insbesondere be-
hilflich bei Fragen zur betrieblichen Er-
probung oder zu erforderlichen Doku-
menten hinsichtlich der notwendigen 
Arbeitsgenehmigungen. 

stehende gemeinnützige Gesellschaft 
des Landkreises Waldshut und der Hand-
werkskammer Konstanz. Ziel der GWA 
gGmbH ist die Beratung, Qualifizierung 
und Vermittlung von Arbeitssuchenden 
und von Arbeitslosigkeit Bedrohten. Sie 
arbeitet seit vielen Jahren eng mit dem 
Landkreis Waldshut – speziell bis 2004 
mit dem Kreissozialamt (BSHG – Hilfe  
zur Arbeit) und als zugelassenem kom-
munalen Träger (zkT) mit dem Jobcenter 
Waldshut im Bereich des SGB II und  
den regionalen Betrieben zusammen. 
Auf dieser Grundlage verfügt die GWA 
gGmbH über ein breites Wissen bezüg-
lich der Anforderungen des regionalen 
Arbeitsmarktes und hilfreichen Maßnah-
men zur beruflichen Eingliederung Ar-
beitsloser in den Arbeitsmarkt. 
Das Projekt MiKA besteht aus einem  
„Integrationsbüro Arbeit“ und zwei „Ar-
beitsintegrationskursen“. In das Projekt 
werden Asylbewerberinnen und Asyl
bewerber mit hoher Arbeitsmotiva- 
tion und Bleiberechtswahrscheinlichkeit, 
aber einer zu erwartenden längeren 
Verfahrensdauer beim BAMF, aufge
nommen. Da syrische Flüchtlinge in der 
Vergangenheit eine recht schnelle Aner-
kennung erhalten haben, können diese 
auch sehr schnell von den Maßnahmen 
des Jobcenters profitieren – eine Teil-
nahme dieser im Projekt MiKA ist daher 
nicht vorgesehen. 
Die freiwillige Teilnahme setzt voraus, 
dass keine gesundheitlichen Einschrän-
kungen bestehen, die einer Arbeits
aufnahme entgegenstehen könnten. Un-
abdingbar sind zumindest rudimentär 
vorhandene Kenntnisse der deutschen 
oder englischen Sprache.
Potenzielle Teilnehmer/innen werden 
vom Sozialen Dienst der Unteren Auf-
nahme- und Eingliederungsbehörde des 
Landkreises an das „Integrationsbüro 
Arbeit“ gemeldet. 
Mit bis zu 200 Projektteilnehmer/innen 
pro Jahr werden dort Bewerberprofile 
und Bewerbungsunterlagen erstellt/er-
gänzt und die Personen in eine Bewer-
berdatenbank aufgenommen. Anhand 
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Zweite Bildungskonferenz  
im Zollernalbkreis

Anfang Mai fand die zweite Bildungs-
konferenz im Zollernalbkreis mit dem 
Titel: „Versetzung gefährdet! Braucht 
Baden-Württemberg Nachhilfe in Sa-
chen Bildung?“ statt. Der renommierte 
Bildungsforscher Prof. Dr. Ulrich Traut-
wein von der Universität Tübingen 
referierte vor Vertretern von Schulen, 
des Schulamts, Industrie, Handwerk, 
Kommunalpolitik und vielen Interessier-
ten in der Hohenzollernhalle in Bisingen 
zu diesem Thema. Er erklärte die Kluft 
zwischen dem Anspruch des „Muster-

Jahres haben sich bereits weitere 20 mo-
tivierte Asylbewerberinnen und Asylbe-
werber auf den Weg gemacht, alsbald fi-
nanziell auf eigenen Beinen zu stehen 
und ihre Integration mit großen Schrit-
ten voranzutreiben. 
Der große Erfolg des Projekts, die positive 
Resonanz bei den Arbeitgebern und die 
ausgeprägte Motivation der Teilneh-
merinnen und Teilnehmer hat die Kreis-
gremien des  Landkreises Waldshut über-
zeugt, das Projekt MiKA auch im Jahr 
2017 fortzuführen. 
Der Erfolg des innovativen Projekts hat 
bereits mehrfach zu Berichterstattungen 
in der lokalen Presse geführt.  

kenntnisse und ihren Wortschatz im 
betrieblichen Umfeld. 
Eine zweimonatige Nachbetreuung für 
den Arbeitgeber und die vermittelte Per-
son nach erfolgreicher Arbeitsmarktinte-
gration runden das Betreuungsangebot 
innerhalb des Projektes ab.
Im Jahr 2016 wurde das selbst gesetzte 
Ziel von 20 Integrationen übertroffen. 
Aus 61 betrieblichen Erprobungen konn-
ten 24 Personen während oder im 
Anschluss an die Maßnahme eine sozial-
versicherungspflichtige Beschäftigung, 
aufnehmen. Dadurch, dass die betref-
fenden Personen nun frühzeitig ganz 
oder zumindest überwiegend unab
hängig von staatlichen Sozialleistungen 
leben, haben sich aus Sicht des Land-
kreises die eingesetzten finanziellen Mit-
tel mehr als amortisiert. 
Auch für die Arbeitgeber des Landkreises 
hat das Projekt positive Auswirkungen 
auf der Suche nach geeigneten Arbeits-
kräften – so ist es kaum verwunderlich, 
dass für die seit Projektbeginn gesamt 79 
beruflichen Erprobungen und 29 Integra-
tionen in sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigungen (drei weitere Personen 
warten derzeit auf die Arbeitsgeneh
migungen) zwischenzeitlich 50 Betriebe 
des Landkreises gewonnen werden 
konnten. 
Im ersten Arbeitsintegrationskurs des 
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seien das frühe Einführen von Regeln 
und Routinen, der konsequente Umgang 
mit Fehlern und Störungen und eine gut 
geplante Bereitstellung von Unterrichts-
material viel wichtiger. 
Bei der Fragerunde und dem anschlie-
ßenden Stehempfang hatten die etwa 
200 Zuhörer Gelegenheit, die aufge
worfenen Fragen mit dem Bildungs
forscher und untereinander zu disku
tieren. 

Konzentration auf die sogenannten 
„Sichtstrukturen“, die den Rahmen der 
Unterrichtsgestaltung vorgeben. Hierzu 
zählen neue Unterrichtsmethoden, auf 
die man in Baden-Württemberg in den 
letzten Jahren den Fokus gelegt habe. 
Hier wurden traditionelle Unterrichts-
formen wie der Frontalunterricht umge-
stellt, während Forschungen ergeben 
haben, dass die „Tiefenstrukturen“ des 
Unterrichts sich viel mehr auswirken. So 

ländle“, bei dem für Landrat Günther- 
Martin Pauli „Durchschnitt gar nicht 
geht“, und dem tatsächlichen Bildungs-
standard. 
Laut Trautwein hätten andere Bundes-
länder aus dem „Pisa-Schock“ vor rund  
17 Jahren gelernt und sich verbessert. 
Baden-Württemberg sei jedoch auf dem 
damaligen Niveau verharrt und damit  
im Ländervergleich konsequent abge
fallen. Den Grund sieht Trautwein in der 



168

wurde er zum Stellvertretenden Haupt-
geschäftsführer des Landkreistags ge-
wählt und verließ das Umweltministe-
rium, wo er zuletzt im Personalbereich 
tätig gewesen war. Beim Landkreistag 
hat er in den vergangenen sieben Jahren 
u. a. die Bereiche Gesundheit, Umwelt 
und Bauen verantwortet. Seit 2013 ist er 
Lehrbeauftragter für Umwelt-, Planungs- 
und Baurecht der Universität Stuttgart. 
„Herr Dr. von Komorowski hat das Amt 
des Stellvertretenden Hauptgeschäfts-
führers seit nahezu 7 Jahren exzellent 
ausgefüllt. Die Landrätinnen und Land
räte sind sich sicher, dass er den Land-
kreistag Baden-Württemberg als Haupt-
geschäftsführer fachlich und persönlich 
hervorragend nach außen und innen 
vertreten wird“, erklärte der Präsident 
des Landkreistags Baden-Württemberg, 
Landrat Joachim Walter, Tübingen nach 
der Wahl.

Hintergrund:
Die Amtszeit des Hauptgeschäftsführers 
beträgt 8 Jahre. Der Landkreistag ist  
der Verband der 35 baden-württem
bergischen Landkreise. Er hat als kom-
munaler Landesverband die Aufgabe, die 
Interessen und Anliegen der Landkreise 
gegenüber der Landesregierung, dem 
Landtag und anderen Institutionen und 
Verbänden zu vertreten. Gleichzeitig ob-
liegt ihm die Beratung der Landkreise zu 
grundsätzlichen, politischen Fragen als 
auch in der täglichen Praxis. Auch der 
Kommunalverband für Jugend und So
ziales sowie die kommunalen IT-Dienst-
leister (Rechenzentren) sind Mitglied 
beim Landkreistag Baden-Württemberg. 
Die Geschäftsstelle des Landkreistags 
hat Ihren Sitz in Stuttgart.

PERSONALIENPERSONALIEN

Dr. Alexis von Komorowski 
wird neuer  

Hauptgeschäftsführer  
des Landkreistags  

Baden-Württemberg

Einstimmige Wahl durch die 
Landrätekonferenz in Donaueschingen 

Neuer Hauptgeschäftsführer des Land-
kreistages Baden-Württemberg wird  
Dr. Alexis von Komorowski. Die Land
rätekonferenz wählte ihn am 4. Mai 2017 
einstimmig in Donaueschingen zum 
Nachfolger des bisherigen Amtsinha-
bers, Prof. Eberhard Trumpp, der das Amt 
seit 1993 inne hatte und zum 31. Juli 2017 
in den Ruhestand tritt.
Dr. Alexis v. Komorowski ist 46 Jahre alt, 
verheiratet und hat 3 Kinder. Er ist seit 
Sommer 2010  Stellvertretender Haupt-
geschäftsführer des Landkreistags Ba-
den-Württemberg. 
Dr. Alexis v. Komorowski studierte Rechts-
wissenschaften an der Albert-Ludwigs- 

Universität Freiburg und promovierte 
dort zu einem demokratierechtlichen 
Thema. Von 1995 bis 2005 war er am 
Institut für Öffentliches Recht der 
Universität Freiburg tätig. Es folgten bis 
2010 verschiedene Verwendungen in der 
baden-württembergischen Ministerial- 
und Innenverwaltung. Am 13. Juli 2010 
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Wiederverpflichtung  
Landrat Edgar Wolff

Der Stuttgarter Regierungspräsident 
Wolfgang Reimer hat am 16. Mai 2017 
den neuen und alten Landrat des Land-
kreises Göppingen, Edgar Wolff, in sei-
nem Amt wiederverpflichtet. 
Den Kreisrätinnen und Kreisräten dankte 
Wolff für ihr Vertrauen, das sie ihm bei 
der Landratswahl am 7. April 2017 ausge-
sprochen haben und freute sich, den ge-
meinsamen guten Weg weiter gehen zu 
dürfen. 

Der Landkreistag gratuliert herzlich!
Regierungspräsident Wolfgang Reimer (rechts) verpflichtet Landrat Edgar Wolff für seine zweite Amtszeit 
am 16. 5. 2017  im Göppinger Kreistag.�




